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Die amtlichen Pro toko l l e  der 74. Sitzung 
vom 300 November und der 750 Sitzung vom 
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gen, unbeanständet geblieben und gelten daher 
als g e ne h mi g to 
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Präsident 

K r a n k  gemeldet ist der Abgeordnete Fl'anz 
Pichler. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um lO Uhr 3 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Glaser 
((j V P) an den Herrn Bundesminister für 
Landesverteidigung, betreffend Reparatur von 
Schützenpanzern. 

l104/M 

Besteht eine Möglichkeit, die unverhältnis
mäßig lange Dauer von Reparaturen an Schüt
zenpanzern zu verkürzen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dok
tor Prader: Herr Abgeordneter! Die kleineren 
Reparaturen werden in den Werkstätten des 
Bundesheeres selbst durchgeführt; das gilt 
auch für die Kontrollen bis zu einem Kraft
stoffverbrauch von 1000 und 2000 Liter. Die 

l084/M 

Wurden in Ihrem Ressort Vorarbeiten für 
eine Notstandsgesetzgebung geleistet? 

Präsjdent: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abgeord
neter! In der Fragestunde am 23. Oktober 
1967 haben Sie an den Herrn Bundeskanzler 
die Frage gerichtet, ob Pläne zur Erlassung 
einer Notstandsgesetzgebung bestehen. 

Der Herr Bundeskanzler hat Ihnen geant
wortet, daß im Zusammenhang mit einem etwa 
eintretenden äußeren Notstand durch ein 
Militärleistungsgesetz, das bereits im Hohen 
Hause vorliegt, durch eine Novellierung des 
Rohstofflenkungsgesetzes sowie durch eine 
Regelung auf dem Gebiet des Zivilschutzes 
und des Strahlenschutzes und ähnlichen Gebie
ten Vorsorgen vorgesehen sind. 

Der Bundeskanzler hat ferner darauf ver
wiesen, daß eine Notstandsgesetzgebung, wie 
sie etwa in anderen Staaten vorbereitet wird, 
nicht vorgesehen ist. 

Ich habe diesen Feststellungen des Herrn 
Bundeskanzlers, Herr Abgeordneter, nichts 
hinzuzufügen. Die darin ausgedrückte Mei
nung deckt sich völlig mit meiner Auffassung. 

größeren Reparaturen und die größeren Kon- Präsident: Eine Zusatzfrage. 
trollen werden in den Saurerwerken in Linz, Abgeordneter Mondl: Herr Bundesminister! 
Graz und Wien durchgeführt. Anläßlich meiner letzten diesbezüglichen An-

Während die Reparaturen in Linz und Graz frage an den Herrn Bundeskanzler hat sich 
durchschnittlich drei Wochen dauern, dauern eine sehr informiert gezeigte Zeitung darüber 
die Reparaturen in der Werkstätte in Wien I mokiert, daß der Herr Bundeskanzler, ent
sechs Wochen. Das hat seinen Grund darin, gegen seiner innerparteilich vertretenen Mei
daß die Werkstätte Wien die größeren Repara- nung, den militärischen Beratungskreis der 
turen, die schwereren Fälle überantwortet ÖVP innerhalb Minuten in dieser Frage fallen 
bekommt und bei diesen Fällen eine Anbot- ließ. 
erstellung notwendig ist, die einen Ausbau Auch ich besitze Informationen darüber, 
erfordert, um dann eine Kalkulation erstellen daß im Bundesministerium für Landesverteidi
zu können. Um diese Zeiten ebenfalls einzu- gung überlegungen zum Notverordnurigsrecht 
schränken, sind Bemühungen im Gange, zu in der Richtung angestellt werden, daß ein 
gewissen Richtsätzen für bestimmte, immer im Kriegsfall zu bildendes Kriegskabinett 
wiederkehrende Reparaturen zu kommen, um ohne Mitwirkung des Parlaments regieren und 
sich das komplizierte Verfahren bei der Anbot- gesetzesvertretende Verordnungen erlassen 
erstellung zu ersparen. So dauert das Ver- können soll. 
fahren zur Anboterstellung derzeit drei Wochen, Welche Stellungnahme geben Sie, Herr 
und es ist daher die Reparaturquote dann von Bundesminister, dazu ab 1 
den folgenden drei Wochen von der gleichen 
Größenordnung wie bei den anderen Werk-
stätten. 

Ich hoffe, daß die diesbezüglich geführten 
Gespräche mit dem Finanzministerium und 
auch mit dem Rechnungshof zu einem Ergeb
nis kommen. Diese Gespräche sind notwendig, 
weil das Nichtanbotlegen ja außer der Norm 
bei der Vergabe von größeren Aufträgen ist. 

. Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Mondl 
(s pt)) an den Herrn Verteidigungsminister , 
betreffend Notstandsgesetzgebung. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge
ordneter! Mir ist eine andere innerparteiliche 
Meinung, wie Sie sich ausgedrückt haben, 
als die, die der Herr Bundeskanzler hier zum 
Ausdruck gebracht hat, nicht bekannt. Wenn 
rein akademische Erörterungen über ver
schiedene Möglichkeiten angestellt werden, 
und zwar in sehr· weiten Bereichen, in der 
Presse und so weiter, so ist das erstens gar 
nicht zu verhindern, und zweitens, glaube 
ich, schadet das der Sache auch nicht, wenn, 
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Bundesminister Dr. Prader 
wie gesagt, rein akademisch alle Möglichkeiten 
erörtert werden. Entscheidend ist aber letzten 
Endes das, was die politisch verantwortliche 
Führung vorschlägt und welche Konsequenzen 
sie aus ihrer Verhaltensweise zieht. Und diese 
Konsequenzen sind die, die ich Ihnen mit
geteilt habe. 

Präsident : Die 3. Anfrage wurde zurück
gezogen. 

Danke, Herr Minister . 

Bundeskanzleramt 

Präsident : 4. Anfrage: Abgeordneter Pölz 
(SP(j) an den Herrn Bundeskanzler , betref
fend Einstellung von Erhebungen im "Bau
skandal". 

l064/M 

Bezugnehmend auf Ihre Mitteilungen im 
Finanz- und Budgetausschuß vom 6. November 
1967 frage ich, in welchen Fällen des Bauskan
dals bisher mit der Einstellung der Erhebun-
gen vorgegangen wurde. 

I Präsident: Bitte, Herr Kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : In welchen Fäl-
len im sogenannten Bauskandal bisher Ein
stellungen erfolgt sind, hat der Herr Justiz
minister in der Sitzung des Finanz- und Bud
getausschusses am 20. November 1967 mit 
konkreten Zahlenangaben mitgeteilt. Ich habe , 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, bereits in 
der Sitzung des Budgetausschusses mitgeteilt, 
daß diese Frage nicht in den Bereich meiner 
Vol lziehung gehört. Sie haben wahrscheinlich 
vor der Sitzung des Finanz- und Budgetaus
schusses am 20. November diese Frage an 
mich gerichtet, die eigentlich an den Herrn 
Justizminister zu stellen gewesen wäre . 

Präsident : Eine Zusatzfrage . 

Abgeordneter Pölz : Herr Bundeskanzler! 
Sie haben hier im Hohen Haus vor einem Jahr 
ungefähr ausgeführt, daß 150 Beamte 38 Mil
lionen Schilling Bestechungsgelder genommen 
haben sollen. Welche Maßnahmen wurden 
gegen diese Beamten eingeleitet, und wie viele 
von diesen Beamten sind noch im Dienst � 

Präsident : Herr Bundeskanzler . 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Meine Mitteilung 
am 23. November 1966 vor dem Hohen Hause 
erfolgte auf Grund von Berichten, welche die 
'Virtschaftspolizei und Justizbehörden der 
Bundesregierung damals zur Verfügung gestellt 
haben. Mir persönlich war keine Kompetenz 
gegeben, um gegen Beamte Ve�'fahren einzu
leiten. Das war Aufgabe der gerichtlichen 
Behörden, und solche Verfahren sind dann 
auch eingeleitet worden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage . 

Abgeordneter Pö}z: Herr Bundeskanzler! 
Befinden sich unter diesen eingeleiteten Ver
fahren gegen diese ungetreuen Beamten auch 
eingestellte Verfahren � 

Präsident : Herr Bundeskanzler . 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich darf Sie da 
an die Ausführungen des Herrn Justizministers, 

die er vor dem Hohen Hause vor wenigen 
Tagen gemacht hat, erinnern. Ich habe die
sen Ausführungen, weil mir jegliche Informa
tion fehlt, nichts hinzuzufügen. 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Gabriele 
(ÖV P) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Arbeitsräume und Arbeitsbedin
gungen der öffentlich Bediensteten . 

l108/M 

Ist, Herr Bundeskanzler, mit Maßnahmen zu 
rechnen, die sicherstellen, daß in Zukunft die 
Arbeitsräume und sonstigen Arbeitsbedingun
gen der öffentlich Bediensteten den auch in der 
Privatwirtschaft geltenden Vorschriften ent
sprechen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Im Bundeskanz-
leramt ist ein Ent\vurf für ein Bundes-Dienst
nehmerschutzgesetz ausgearbeitet und zur 
Begutachtung ausgesendet worden. Diesem 
Gesetz zufolge soll für die Dienstnehmer des 
öffentlichen Dienstes im wesentlichen der gleiche 
Kreis von Schutzbestimmungen auch für die 
Ausgestaltung der Diensträume bestimmt wer
den, der für die Bediensteten in der privaten 
Wirtschaft vorgesehen ist. 

Präsident : 6. Anfrage: Abgeordneter Probst 
(S p(j) an den Herrn Bundeskanzler, betref
fend Habsburgergesetz vom 3. April 1919. 

l065/M 

Ist sich die Bundesregierung seit dem 
11. April 1967 über die "verfahrensrechtlichen 
Voraussetzungen" hinsichtlich des Antrages 
von Dr. Otto Habsburg klargeworden, wonach 
das Habsburgergesetz vom 3. April 1919 auf die 
Kinder des DI'. Otto Habsburg keine Anwendlmg 
finden soll ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Bundesregierung war 
sich nicht im unklaren, welche verfahrens
rechtlichen Voraussetzungen zu dem Antrage, 
den Dr. Otto Habsburg durch seinen Rechts
anwalt vor etwa einem halben Jahr gestellt 
hat, notwendig sind. Weil aber das Begehren 
des Antragstellers mehrere Deutungen zuließ, 
sind gemäß § 13 des Allgemeinen Verwaltungs
verfahrensgesetzes dem Einschreitel' Mittei
lungen zugegangen, in denen er zu einer Prä
zisierung seines Anliegens aufgefordert wurde. 
Der Rechtsanwalt des Antragstellers hat dieses 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

Begehren dann dahin näher präzisiert, daß 
von der Bundesregierung mit Zustimmung 
des Hauptausschusses des Nationalrates ein 
feststellender Bescheid darüber erwartet ,vird, 
daß die seit dem Inkrafttreten des sogenannten 
Habsburgergesetzes geborenen minderjährigen 
Kinder von der Landesverweisung überhaupt 
nicht betroffen seien. Der Rechtsanwalt hat 
ferner auch wissen lassen, daß er im Auftrage 
seines Mandanten diesen Antrag vorerst nicht 
weiter verfolge, sondern möglicherweise in 
geänderter Form wieder einbringen werde. 

In der Zwischenzeit hat der Antragsteller, 
soweit ich informiert wurde, im Juli 1 967 
beim österreichischen Generalkonsulat in Mün
chen den Antrag auf die Ausstellung eines 
Familienpasses im Sinne des § 3 Abs. 2 des 
Paßgesetzes für seine Ehefrau und für seine 
sieben minderjährigen Kinder gestellt. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Probst : Nach Ihrer Antwort, 
Herr Bundeskanzler, muß jetzt die Bundes
regierung einen Feststellungsbescheid erlas
sen, oder sie wird nach der Rechtslage, wenn 
sie das nicht tut, wieder ein Versäumnis 
begehen. Zweitens wird die Regierung oder 
das Innenministerium eine Paßentscheidung 
treffen. Wie stellen Sie sich zu diesen beiden 
Begehren 1 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich kann mich 
nur zu dem ersterwähnten Fall äußern, weil 
mir eine Zuständigkeit in Paßangelegenheiten 
nicht zukommt . 

Der Antrag auf den Feststellungsbescheid 
ist vorläufig vom Antragsteller sistiert wor
den. Wenn er jedoch wiederholt würde, würde 
die Bundesregierung keine Entscheidung tref
fen, ohne den Hauptausschuß des Nationalrates 
vorher damit zu befassen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage . 
Abgeordneter Probst: Herr Bundeskanzler! 

Was der Hauptausschuß dann entscheiden 
wird, ist ja ungewiß, obwohl dem Hauptaus
schuß bekanntlich ein Antrag der Bundes
regierung vorliegen muß. Eine Befassung des 
Hauptausschusses ist ja nur nach einem Antrag 
der Bundesregierung möglich. Ich möchte 
Sie fragen, Herr Bundeskanzler, ob der letzte 
Besuch des Herrn Dr. Otto Habsburg in Wien, 
von dem wir in den Zeitungen haben lesen 
können, im Zusammenhang mit dem Begehren 
steht, über das jetzt gesprochen worden ist . 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

1919 befassen. V orläufig ist aber noch kein 
Antrag bei der Bundesregierung anhängig. 
Der Antrag 'wurde ja zurückgezogen. Was die 
Anwesenheit des Dr. Otto Habsburg in Wien 
anlangt, so habe ich in den Zeitungen davon 
gelesen. Behörden wie das Bundeskanzler
amt sind mit diesem Besuche in keiner 'Weise 
in Zusammenhang gebracht worden. ( Zwi
schenruf des Abg. Dr. van Tongel.) 

Präsident: 7. Anfrage: Abgeordneter Mosel' 
(SPÖ) an den Herrn Bundeskanzler, betref
fend Bereinigung des "Bauskandals." 

l066jM 

Aus welchen Gründen haben Sie Ihre gegen
über dem Nationalrat gemachten Zusagen, 
betreffend eine rasche Bereinigung des Bau
skandals, nicht eingehalten? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter!- Ich habe am 23. Novem
ber 1966 vor dem Hohen Haus im Zusammen
hang mit den bekannten Vorfällen in der Bau
wirtJ3chaft Erklärungen abgegeben. Wie aus 
dem �tenographischen Protokoll zu entnehmen 
ist, sagte ich: 

"Der Bundesminister für Justiz wird im 
Rahmen seines verfassungsmäßigen Wir
kungsbereiches auch weiterhin dahin wirken, 
daß das Strafverfahren so rasch wie mög
lich durchgeführt wird". Im Laufe dieser Er
klärung sagte ich dann noch einmal: "Die 
noch erforderlichen umfangreichen Unter
suchungshandlungen werden so rasch wie 
möglich durchgeführt werden." 

Ich darf des weiteren auf einen Bericht der 
Bundesregierung an das Hohe Haus verweisen; 
einen Bericht, der auf Grund zweier Entschlie
ßungen des Nationalrates, und zwar vom 
23. November - vom Tage jener Erklärung 
und vom 15. Dezember 1966 erfolgt ist. Dieser 
Bericht hat folgende, den Gang des Strafver
fahrens enthaltende Ausführungen enthalten : 
"Die von der Wirtschaftspolizei im Auftrag 
des Untersuchungsrichters bei Bauunterneh
mungen durchzuführenden Untersuchungs
handlungen werden nach dem derzeitigen Stand 
voraussichtlich bis Mitte April dieses Jahres 
abgeschlossen werden." Dieser Termin ist von 
der Wirtschaftspolizei im wesentlichen einge
halten worden. Es sind aber dann vom Unter
suchungsrichter noch weitere Aufträge an die 
Wirtschaft�polizei im Verlaufe der Frühjahrs-, 
Sommer- und Herbstmonate des Jahres 
1967 ergangen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Selbstverständ- Abgeordneter Moser : Herr Btmdeskanzler j 
lieh wird die Bundesregierung den Hauptaus- Sie haben Ihre Ausfü hrungen vom 23. No
schuß im Sinne des Gesetzes aus dem Jahre vember 1966 und Ihren schriftlichen Bericht 

76. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 67

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. ap. - 76. Sitzung - 5. Dezember 1967 6129 

Moser 

vom 11. Jänner 1967 zitiert , in dem es zwar verhindern. Diesbezüglich wird gegenwärtig 
nicht heißt, daß die Untersuchungen bis April an eintm Gesetz gearbeitet, wir r.ennen es vor-
1967 abgeschlossen werden können, sondern - läufig Vergabegesetz , das ist ein Arbeitstitel. 
wenn ich mir den 'Vortlaut vergegen"'äl'tige - Das Bundeskanzleramt hat es übernommen, 
es heißt dort, die Untersuchungen werden diesen E :1twurf aw:;zu.al'bei�erl, und gegE'::w�rtjg 
voraussichtli c h l)is Mitte April ahge,'lchlof;sen finden BeRprechun�en mIt c�en zw,ü\';;dl�en 
werden . Aber dazu wollte ich llieht�� i'lagen, I lVIini"tf:l'ien über dIe Fommherul1g dt;r em
Herr Bundeskanzler. In Ihrer E�'klänmg vüm �;c:h.lägigen Bestimmungen statt. 
23. November , die Sie eben zitiert haben, 
heißt es über das Verfahren, das die Justiz- Präsident: Zweite ZU8atzfrage. 
behörden durchz:uführen haben, daß sich für 

B 1 k I , Abgeordneter Moser: Herr une es anz er. die Bundesregierung die Notwendigkeit ergibt , Ich k�l1n mieh mit Ihrer Beant wortung nicht "eine allgemeil�e Prüfnl1g des Umstandes vorzu-
zufricd'3ngeben. Sie haben clamal'3 ausdrücknehme11 , wie derartige Unzukönunlichkeiten so 
lich erklärt , daß eiDe allgemeine Prüfung der viele Jahre hindurch Oh118 Aufdet kung bleiben 
UmF.;tä�lde vorgenommen wird, ,>,'ie solche konnten". Sie halen damals am 23. November 
Unzukömmlichkeiten so viele Jahre unaufund auch mit Ihrtm Bericht vom Jänner in 
aedeckt bleiben konnten . Darauf habe ich der Öffentlichkeit den Eindruck erweckt. , co b d dO und haben auch die A geor neten leses daß der Baur;kandal unmittelbar vor dem Ab-
Hauses bis jetzt keine Antwort bekommen. schluß steht. �ch habe. hier .�eil " Kl�rier " vom 
Was wurde untersucht ? Welches E gebnis 17. Jänner Imt der RIesenubersehnft: "Bau-
hatten dieRe Untersuchungen? Ich frage Sie skandal vor dem Abschluß - Kanzler Klaus 
daher nocl� einmal : Wann wurde mit dIesen sagt rasche Kl�rung Zu". r Untersuchungen begonnen ? Gegen wen sind 

Ieh frage SIe nun, Herr Bundeskanzler: diese Untersuchungen gerichtet? Welches 
Welches Ergebnis hatte die�� von. Ihnen . am Ergebnis hatten sie, und führten diese Unter-
23. November dem Hohen Haus III AussICht suchungen allenfalls auch zu einleitenden 
gestellte allgemeine Prüfung d�r Umstäl�de, Disziplinarmaßnahmen gegen Bedienstete des 
wie derartige UnzukömmlichkeIten so �Iele Bundes? (Abg. Stet ner : Eine Zusatz/rage!) 
Jahre hindurch ohne Aufdeckung bleIben 
konnten? (Abg. Ha rtl: Das i,<;t doch nicht Präsident : Herr Bundeskanzler. 
Sache des Bundeskanzlers! - Abg. Benya: 
Kollege H artl ist nicht gefragt!) Bundeskanzler Dr. Klaus : Es tut mir leid, 

Präsident : Herr Bundeskanzler. Herr Abgeordneter, daß Sie mich mißver
standen haben. Untersuchungen gegen Einzel-Bundeskanzler Dr. Klaus: Ich darf Sie personen werden nicht vom Bundeskanzler-

bitten, zwei Fragenkomplexe auseinanderzu- amt geführt. Sie dürfen nicht vom Bundes
halten, nämlich die gerichtlichen Verfahren kanzleramt geführt werden, Fondern müssen 
und meine Inaussichtstellung einer allgemeinen von den gericht lichen Behörden unter Zuhilfe
Untersuchung der Vorau.ssetzungen, die zu nahme der Wirtschaftspolizpi durchgeführt 
diesen Vorkommnissen führen können. Die werden. Daher konnte ich auch keine Zusage 
Strafverfahren treffen nicht den Vollzugsbe - machen, daß daR Bundeskanzleramt außerhalb 
reich des Bundeskanzlers, ja nicht einmal den der gerichtlichen Verfahren irgendwelche 
der Bundesregiel'ung, denn über die Vorunter- Untersuchungen gegen einzelne Personen ma
suchung und die Beschleunigung der Verfahren ehen wird. Wir untersuchen aber die gesamte 
entscheidet hekanntlich innerhalb des Ge- Materie der Privatwirtschaftsverwaltung der 
richtshofes die Ratskammer und sonst niemand. öffentlichen Hand, des Vergabe- und des Be-

Der andere Fragenkomplex ist der, daß stel1ungswesens. Diese Unterl'3uchungen sind 
wir als Bundesregierung dem Hohen Hause im Gange. Wenn Sie von mir verlangen, daß 
mitgeteilt haben , daß wir alle anderen Fragen ich Untersuchungen gegen einzelne Personen in 
prüfen wollen, die vielleicht dazu beitragen Österreich vornehmen floH, dann verlangen können, so die Vorschriften, welche für das Sie von mir eine Übertretung eine.s fuudamen
Vergabewesen und das Bestellungswesen im talen Grundsatzes des demokratischen Rechts

allgemeinen - nicht nur in der Bauwirtschaft , staates, nämlich eine Übertretung der Ge
sondern überhaupt in der öffentlichen Ver- waltentrennung. Sie würden von mir das 
waltung - bei'ltehen und zum Teil reichlich verlangen, was Sie immer ablehnen, nämlich 
veraltet sind . Diese Vorschriften sollten ge- eine Kahinettsjustiz. (Beifall bti deT ÖVP. _ 

prüft werden, um in Form vonlleuen Gesetzen Abg. Libal: Sie haben gesagt, Sie werden "durch
von vornherein Vorkehrungen zu treffen , welche (JTeiten"! - Abg. Probst: Das hätte man 
solche Ereignisse, wie sie im Zusammenhang vorher wissen können !) 
mit den Verhaftungen und der Einleitung von I Untersuchungen im JalU'c 1966 standen, zu Präsident: Danke , Herr Bundeskanzler. 
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Bundesministerium für Inneres 

Präsident: 8. Anfrage: Abgeordneter Melter 
(F pO) an den Herrn Bundesminister für 
Inneres, betreffend Beachtung der Rechts
fahr-Vorschriften. 

1122jM 

Wie wird der folgenschweren Tatsache Rech
nung getragen werden, daß die Rechtsfahr
Vorschrift von den Verkehrsteilnehmern, beson
ders von solchen aus dem Ausland, vielfach 
nUl' sehr nachlässig beachtet wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Auch in der 
Frage der Rechtsfahr-Vorschriften kommt dem 
Bundesministerium für Inneres lediglich die 
S.:::hulung und Ausbildung der Beamten zu. 
In dieser Aufgabenstellung hat das Bundes
ministerium für Inneres die laufenden Jahre 
herauf die im Verkehrsüberwachungsdienst 
eingesetzten Beamten entsprechend instruiert 
und illsbe.Bondere die Bediensteten und die 
Beamten in den einzelnen Verkehrsabteilungen 
ur:d Verkehrsgruppen daraufhin instruiert, 
daß die Rechtsfahr-Vorschrift entsprechend 
überwacht wird und daß entsprechende Straf
mandate dort erlassen werden, wo eine solche 
Vorschrift übertreten worden ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Melter: Auf viele Fragen, die 

an die Bundesregierung gestellt werden, wird 
immer geantwortet, es bestehe keine Kompe
tenz. Im Gegensatz dazu wird dann in anderen 
Bereichen oft eine Kompetenz in Al1I'lpruch 
genommen. 

ministerium für Inneres nicht geben. Wir be
mühen uns aber, um eine einheitliche Wahr
nehmung der Straßenverkehrsvorschriften in 
den einzelnen Bundesländern zu erreichen, 
bei den alljährlichen Tagungen der Landes
verkehrsreferenten auf die zur Debatte stehen
den Fragen besonders Bedacht zu nehmen 
und darauf hinzuwirken, auftretende Ver
kehrsschwierigkeiten einheitlich in den Bundes
ländern zu überwinden. Auf den Verkehrs
tagungen haben wir immer wieder auf diese 
Tatsache der Übertretung der Rechtsfahrregel 
hingewiesen und um entsprechendes Ein
schreiten ersucht. 

Darüber hinaus darf ich Ihnen sagen, daß 
das Bundesministel'ium für Inneres im Einver
nehmen mit dem zuständigen Handelsmini
sterium und mit dem Kuratorium für Verkehrs
sicherheit im sogenannten Schwerpunktpro
gramm die Tatsache der Übertretung der 
Rechtsfahrregel schon wiederholt zum Gegen
stand eines Hauptthemas bei Beratungen ge
macht hat. Eine andere Möglichkeit steht dem 
Bundesministerhnu für Inneres nicht zu, als 
über die Landesverkehrsreferenten auf' die 
Einhaltung der Straßenverkehrsvorschriften 
Einfluß zu nehmen. 

Präsident: Z\veite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter: Nachdem Sie, Herr 
Bundesminister, darauf hingewiesen haben, 
daß diese Konferenzen nur alljährlich statt
finden, ergibt Bich die zusätzliche Frage, ob 
Sie nicht gerade jetzt im Hinblick auf die 
schlechter werdenden Verkehrsverhältnisse 
durch Sichtbehinderung und durch schlechte 
Straßenverhältnisse bereit sein sollten, die 
Bundesländer darauf hinzuweisen, daß gerade 
jetzt besonderer Anlaß besteht, die Bestim
mung der Rechtsfahr-Vorschrift besonders zu 
beachten. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge
ordneter! Ich bin dazu bereit. 

Für uns Volksvertret€r ergibt sich aber die 
Frage, wer für die Sicherheit im Straßen
verkelJr zuständig ist. Hier muß festgestellt 
werden, daß diese Sicherheit durch Verletzung 
der Rechtsfahr-Vorschrift sehr beeinträchtigt ist 
und daß dadurch sehr viele schwere Unfälle 
hervorgerufen werden. Eine Verminderung 
der Zahl dieser Unfälle ist eines der Haupt
anliegen, die die Bevölkerung vertritt. Ich Präsident: 9. Anfrage: Abgeordneter Konir 
frage Sie, Herr Minister: Was können Sie in (S PÖ) an den Herrn Bundesminister für 
dieser Angelegenheit unternehmen 1 Inneres, betreffend Disziplinarverfahren. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr ge
ehrter Herr Abgeordneter! Ich darf Ihnen 
noch einmal sagen, daß das Bundesministerium 
für Inneres weder bereit noch in der Lage ist, 
Kompetenzen in Anspruch zu nehmen, die ihm 
nicht znstehen. Ich darf Ihnen konkret sagen, 
daß gemäß Artikel 1 1  Abs. 1 Z. 4 der Bundes
verfassung des Jahres 1929 in der Fassung des 
Jahres 1960 die Straßenverkehrsüberwachung 
in die Zuständigkeit der Länder fällt. Kon
krete Weisungen kann daher das Bundes-

1120jM 

Aus welchen Gründen haben Sie die Durch
führung des von Polizeirat Dr. Hillinger gegen 
sich selbst beantragten Disziplinarverfahrens 
verhindert ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesmini,ster Dr. Hetzenauer: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Die festgestellten 
Mängel in der Amtsführung des Polizeirates 
Franz Hillinger beruhen auf Fehlleistungen im 
Zusammenhang mit seiner Tätigkeit als Leiter 
der staatspolizeilichen Abteilung der Sicher-
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Bundesminister Dr. Hetzenauer 

heitsdirektion für das Burgenland. Es sind 
keine Anhaltspunkte für ein böswilliges Ver
h'1It.en, sondern spezifische Mängel in der Eig
nung für diese Verwendung festgestellt worden. 
Solche Mängel können aber nicht Gegenstand 
eines Disziplinarverfahrens sein, sondern sind 
durch dienstaufsichtsbehördliehe Maßnahmen 
abzustellen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Minister! Ich 
habe schon im Budgetausschuß diese Frage 
an Sie herangetragen. Damals haben Sie aller
dings davon gesprochen, daß Polizeirat Dr. Hil
linger unkontrollierte Kontaktgespräche an 
der Grenze aufgenommen hat. Ihre heutige 
Angabe steht also der im Budgetausschuß 
konträr gegenüber. Welche ist jetzt wahr? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Herr Abge
ordneter ! Ich darf noch einmal wiederholen, 
daß die festgestellten Mängel nicht in einem 
böswilligen Verhalten liegen, sondern in spe
zifischen Mängeln, die den betreffenden Poli
zeibeamten für diese Verwendung nicht quali
fiziert erscheinen lassen. Zwischen meinen 
heutigen Darstellungen und denen, die ich im 
Zuge der Beratung meines Budgets im Finanz
und Budgetausschuß gegeben habe, finde ich 
daher keinen Widerspruch. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Konir: Herr Bundesminister ! 
Sie bestreiten also nicht, daß Sie von un
kontrollierten Kontaktgesprächen gesprochen 
haben. 

Am 24. Mai 1 967 aber haben Sie oder Ihr 
Ministerium den Herrn Polizeirat Dr. Hillinger 
mit dem ministeriellen Erlaß 66.961/12/67 für 
außergewöhnliche Arbeitsleistungen ausgezeich
net. Genau: Ihm wurde eine Sonderprämie 
zuerkannt. Wie ist diese Sonderprämie, diese 
Auszeichnung mit Ihren heutigen Angaben 
zu verein baren ? 

Präsident: Herr Minister . 

Bundesminister Dr. Hetzenauer: Sehr geehr
ter Herr Abgeordneter! Diese Prämie ist 
keine Auszeichnung gewesen, sondern über 
Antrag dieses Polizeibeamten wurde ihm die 
Tatsache, daß er neben seiner Abteilungslei
tung im staatspolizeilichen Bereich auch zeit
weilig als stellvertretender Sicherheitsdirektor 
tätig war, entlohnt. Über seinen ausdrücklichen 
Antrag! Also keine qualitative Beurteilung, 
sondern eine quantitative. (Ab g .  H artl: 
Na also! D a  haben wir' s! - Leb hafte H eiter
keit und Zwisc henrufe bei der SPÖ. )  

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministeriwn für Unterricht 

Präsident: 10. Anfrage : Frau Abgeordnete 
Dr. Hertha Firnberg (SPÖ) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht, betreffend 
Finanzierung der Forschungsprojekte der Lud
wig Boltzmann-Gesellschaft. 

l068jM 

W Mum wurde bisher vom Bundesministerium 
für Unterricht über die Finanzierung der For
schullgsprojekte der Ludwig Boltzmann-Gesell
schaft aus Budgetmitteln für 1967 keine Ent
scheidung get.I'offen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Anhal
tende Unru he. - Der P räsident  gib t das 
Glockenzeic hen. ) 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl.
Percevic: Sehr geehrte Frau Abgeordnete ! 
Wie anläßlich einer Vorsprache des Vorstandes 
der LudwigBoltzmann-Gesellschaft mitgeteilt 
wurde, werden die Anträge der Ludwig Boltz
mann-Gesellschaft dem gleichen Begutach
tungsverfahren unterzogen wie die Anträge, 
die auf anderem Wege gestellt wurden. Diese 
Begutachtungen kamen erst vor verhältnis
mäßig kurzer Zeit an das Unterrichtsmini
sterium zurück, und sie werden nunmehr auf 
Grund der Begutachtungen nach Maßgabe der 
vom Finanzministerium in den monatlichen 
Prealable-Sitzungen bereitgestellten Mittel 
honoriert werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Minister! Ich war bei dieser Vorsprache 
damals selbst anwesend ; ich bin also über 
ihren Inhalt völlig informiert. Ich darf Sie 
aber darauf aufmerksam machen, Herr Mini
ster, daß bereits Anfang Mai von der Lud
wig Boltzmann-Gesellschaft 22 Anträge samt 
Gutachten auf Subventionierung für Einzel
forschungsvorhaben vorgelegt wurden - ohne 
Reaktion. Die Boltzmann-Gesellschaft hat 
die Erledigung im Juli, im August und im 
Oktober urgiert und keine Antwort erhalten. 

Herr Minister ! Ich darf Sie darauf aufmerk
sam machen, daß 18 der eingereichten Vor
haben Fortsetzungsvorhaben sind und daß 
1 1  davon bereits im Vorjahr begutachtet und 
teilweise bevorschußt waren. Die Verzögerung 
der Zuweisungen - ich muß das nicht beson
ders betonen - hat bereits großen Schaden 
angerichtet. - Nun hat nach meinen Infor
mationen der Verein "Forschungsrat" bereits 
Zuteilungen für 1967 erhalten. Beruht das 
auf Tatsachen 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Er hat 
keineswegs die gewünschten Zuteilungen erhal
ten, weil die Eingänge im Bundeshaushalt es 
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Bundesminister Dr. Pifß-Percevic 

noch nicht gestattet haben, diesen für For
schungsvorhaben vorgesehenen Titel voll aus
zuschöpfen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Hertha Firnberg : Herr 
Minister ! Ich darf Sie fragen, ob Sie die 
Absicht haben, der Ludwig Boltzmann-Gesell
schaft aus den Mitteln für 1967 Zuteilungen 
zu geben, oder ob es Ihnen gleichgültig ist, 
ob die mit sehr viel Mühe und sehr viel Arbeit 
aufgebauten Forschungsgruppen verfallen und 
Forschungsvorhaben, für die öffentliche Mit
tel investiert und Arbeitsaufwand geleistet 
wurde, jetzt wirklich ohne optimale Ausnüt
zung zu Ende geführt werden sollen . 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Ich stelle 
mit Erstaunen fest, daß Sie mir die Möglich
keit anlasten, daß ich das nicht tun wollte. 
Im Rahmen der mir gegebenen budgetären 
Möglichkeiten und in Relation zu den gesamten 
Forschungsvorhaben, wie sie von der Boltz
mann-Gesellschaft einerseits und vom For
schungsförderungsrat andererseits bearbeitet 
werden, werden die Projekte selbstverständ
lich honoriert. 

Präsident: 1 1. Anfrage: Abgeordneter Dok
tor van Tongel (FPÖ) an den Herrn Unter
richtsminister, betreffend Drehbuch der am 
26. Oktober 1967 für die Jugend durchgeführ
ten Veranstaltung.  

1059/M 

Wer ist für die Genehmigung des Drehbuches 
der im Großen Festspielhaus in Salzburg am 
26. Oktober 1 967 für' die Jugend durchgeführ
ten Veranstaltung der Bundesregierung ver
antwortlich gewesen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter ! Aus Ihrer An
frage entnehme ich, daß Sie der Meinung sind, 
das Unterrichtsressort sei für die Vorbereitung 
dieser Veranstaltung und damit für die Beant
wortung Ihrer Anfrage zuständig. Dies trifft 
jedoch nicht zu. Ich darf darauf verweisen, 
daß sich die Bundesregierung in ihrer Gesamt
heit mit der Vorbereitung - aber nicht über 
meinen Antrag - beschäftigt hat und ich 
daher lediglich im Rahmen der Bundesregie
rung mitgewirkt habe. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Ist Ihnen also 
unbekannt, Herr Minister, wer dieses Dreh
buch genehmigt hat ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Die Frage 
der Genehmigung liegt nicht in meinem Voll
ziehungs bereich. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tonget: In wessen 
Vollziehungsbereich fällt dann die Genehmi
gung des Drehbuches ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: In den 
Rahmen der Bundesregierung. (Heiterkeit bei 
der S PÖ.) Aber nicht in den Rahmen des 
Unterrichts ministers selbst! Für die Abwick
lung der Regierungsbeschlüsse kommt mir 
persönlich keine Zuständigkeit zu. (Abg. Zei l 
l inger: Sein Name ist Piffl, er  weiß von nichts I) 
Es dreht sich ja  nicht um das Wissen, sondern 
um die Zuständigkeit. 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : 12. An
frage: Abgeordneter J osef Schlager ( S PÖ) 
an den Herrn Unterrichtsminister, betreffend 
Gymnasium in Judenburg. 

1087/M 

Werden Sie Ihre Zusage betreffend den Neu
bau des Gymnasiums in Judenburg einhalten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Herr Ab-
geordneter! Die Maßnahmen, die das Bundes
ministerium für Unterricht in dieser Frage 
zu treffen hat, nämlich die Erstattung eines 
Funktionsprogramms und die Schaffung der 
nötigen Voraussetzungen für die Aufnahme 
der Planungen, sind sofort nach Klärung der 
Rechtsverhältnisse über den Baugrund erfolgt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes
minister! Darf ich Sie an Ihr Interview erin
nern, das Sie der "Murtaler Zeitung" am 
27. Feber 1965, also acht Tage vor den stei
rischen Landtagswahlen, gegeben haben? Hier 
erklär, en Sie in aller Öffentlichkeit: Das Real
gymnasium Judenburg wird gebaut. Bau
beginn Herbst 1965 wahrscheinlich. 

Sie sagten weiter: Der Bau in Judenburg 
ist überhaupt der dringendste in der Steier
mark. Ich frage Sie nun, ob sich die Ver
hältnisse von damals bis heute geändert haben, 
da ja der Bauplatz, der nun genehmigt wor
den ist, der gleiche ist, oder welche Gründe 
dafür maßgebend waren, daß nicht einmal mit 
der Bauplanung begonnen wurde. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Die Ver
einbarungen mit der Stadtgemeinde, einen 
entsprechenden Baugrund zur Verfügung zu 
stellen, sind erst im Verlaufe dieses Jahres 
zum Abschluß gebracht worden, weil auf Seite 
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Bundesminister Dr. Piffl-Percevic 

der Baubehörde und nicht auf Seite des Unter
richtsministeriums Schwierigkeiten bestanden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Josef Schlager : Da Ihnen 
diese Tatsachen jetzt bekannt sind, wie konn
ten Sie sagen, daß der Baubeginn im Herbst 
1965 wahrscheinlich ist 1 

Dazu möchte ich noch sagen, daß auch im 
Budget 1968 für diesen Bau weder im Bau
tenressort noch im Unterrichtsressort Mittel 
vorgesehen sind. Wann kann endlich mit 
diesem Bau begonnen werden 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Ich gab 
damals die Zusage auf Grund der Mitteilung 
der Stadtgemeinde, daß der Baugrund sofort 
zur Verfügung stünde. Diese Zusage der 
Stadtgemeinde erwies sich als nicht richtig. 
Daher konnte mit den Planungen erst begon
nen werden - und mit ihnen wurde auch 
eingesetzt ab dem Augenblick -, da die bau
rechtlichen Voraussetzungen absolut gesichert 
waren. 

Präsident: 13. Anfrage: Abgeordneter Dok
tor van Tongel (F PÖ) an den Herrn Unter
richtsminister , betreffend Verhandlungen 
wegen Übernahme der Direktion der Staats
oper. 

1123/1\1 

Angesichts der Meldung, daß seitens der 
Bundestheaterverwaltung bereits seit Mai 1966 
mit dem Direktor der Hamburger Staatsoper, 
Rolf Liebel'mann, Besprechungen wegen Beset
zung des Postens des Direktors der Wiener 
Staatsoper geführt werden, frage ich Sie, ob 
auch mit österreichischen Künstlern bezie
hungsweise hervorragenden österreichischen Per
sönlichkeiten des musikalischen Lebens Ver
handlungen wegen ÜbeI'nahme der Direktion 
der Staatsoper Wien geführt werden. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Die von 
Ihnen, sehr geehrter Herr Abgeordneter, er
wähnten Gespräche mit dem Intendanten 
der Hamburger Staatsoper haben Bezug auf 
das Jahr 1970 gehabt. Mit dem gleichen Bezug 
auf das Jahr 1970 fanden auch Gespräche mit 
anderen Herren über deren Ersuchen selbst 
statt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel: Ich bedauere, 
Herr Minister, folgendes feststellen zu müssen: 
Die Meldung in der Tageszeitung "Die Presse" 
von Mittwoch, den 29. November, ist bis 
heute nicht dementiert. Dort heißt es: 

"Das konkrete Angebot der Bundestheater
verwaltung an Rolf Liebermann, die Direk
tion der Wiener Staatsoper zu übernehmen, 

ist, wie ,Die Presse' erfährt, bereits in Ham
burg eingelangt . Ministerin lrat Erwin Thal
hammer" - der Chef der Bundestheaterver
waltung - "erklärte dazu, das Angebot gehe 
von der Voraussetzung aus, daß Liebermann 
sein Amt 1970 anträte." - Bis dahin läuft 
der Vertrag Hilberts. - "Gleichzeitig wurde 
jedoch im Angebot erwähnt, daß die augen
blickliche Situation in der Wiener Staatsoper 
es auch wünschenswert erscheinen ließe, wenn 
Rolf Liebermann bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt zur Verfügung stehen könnte. 

Bundestheaterchef Erwin Thalhammer" 
- so heißt es hier in der Zeitung vom 29. No
vember weiter und ist bis heute undemen
tiert - "erklärte, er habe Liebermann zu 
verstehen gegeben, daß er derzeit nur mit ihm 
verhandle und erst nach einer endgültigen 
Absage aus Hamburg Gespräche mit einem 
anderen Kandidaten aufnehmen werde. Der 
,Presse' gegenüber betonte Thalhammer, daß 
er diese Verhandlungstaktik unter allen Um
ständen beibehalten möchte. Den Kreis der 
möglichen Kandidaten, die nach einer Absage 
Liebermanns in Betracht kämen, bezeichnete 
er als überaus eng gezogen." 

Ich komme zur Frage: Herr Minister, ist 
Ihnen bekannt, daß das Wiener Musikpubli
kum in seiner überwältigenden Mehrheit 
Extreme der modernen Musik ablehnt 1 Herr 
Rolf Liebermann ist ein extremer Vertreter 
der extrem modernen Musikrichtung, er experi
mentiert. 

Präsident: Bitte sich kurz zu fassen, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (fot·tsetzend ): 
Glauben Sie, Herr Minister, daß ein solcher 
Vertreter der extremen modernen Musik der 
geeignete Anwärter für den Direktionsposten 
der Wiener Staatsoper ist 1 

Präsident: Herr Minjster. 

Bundesminister Piffl-Percevic: Zunächst 
möchte ich feststellen, daß Ihre Mitteilungen 
und Vorlesungen aus der "Presse" nicht in 
Widerspruch zur Beantwortung Ihrer Haupt
frage stehen. 

Zum zweiten ist die Frage, ob und wie das 
"Viener Musikpublikum zur modernen Oper 
- positiv oder negativ - eingestellt ist, 
sicherlich von groUer Bedeutung für die 
Berufung eines künftigen Operndirektors. Aber 
hinsichtlich der Pflichten, die seitens der Bun
destheaterverwaltung zu beachten sind, ist 
auch zu bedenken, daß diesbezüglich die 
außerordentliche Befähigung des genannten 
Hamburger Intendanten mit ins Kalkül· zu 
ziehen ist und ihre große Bedeutung hat. 
Im übrigen wurde in diesen Gesprächen auch 
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Bundesminister Dr. Pifft-Percevic 

diese von Ihnen angeschnittene Frage sehr 
eingehend diskutiert. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident : 14. Anfrage : Abgeordneter Sup
pan (OVP) an die Frau Bundesminister für 
soziale Verwaltung, betreffend Milderung der 
Ruhensbestimmungen. 

1113/M 

Was erwartet sich das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung von der Milderung der 
Ruhensbestimmlmgen ? 

Präsident : Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor : Herr Abgeordneter Suppan ! Wir haben 
gestern im Sozialausschuß unter anderem auch 
Maßnahmen, betreffend die Ruhensbestim
mungen, beschlossen. Vor allem wird die Er
höhung der Ruhensgrenz beträge und auch die 
Erhöhung des Kinderfreibetrages erfolgen. Es 
kann mit einer fühlbaren Verringerung der 
Zahl der Ruhensfälle gerechnet werden. Nach 
den Untersuchungen des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung ist zu erwarten, daß von 
den rund 23.000 Ruhensfällen rund 10 .000 Fälle 
aufgehoben werden können . Wir nehmen an, 
daß damit die Schärfe der Ruhensbestimmun
gen im wesentlichen gemildert wird. 

Nach den statistischen Untersuchungen 
werden von den Ruhensbestimmungen über
wiegend Witwen erfaßt, die neben ihrem Ein
kommen auch auf eine Pension angewiesen sind, 
weil das Einkommen außerordentlich gering ist. 
Hier wird eine fühlbare Erleichterung im Sinne 
der Witwen und der Erhaltung ihrer Kinder 
eintreten . Die zur Lockerung der Ruhens
bestimmungen vorgesehenen Maßnahmen 
werden sich vor allem zugunsten dieses Perso
nenkreises auswirken. 

Darüber hinaus darf ich zum Ausdruck 
bringen, daß finanziell Vorsorge getroffen 
worden ist, damit die Leistungen, die in diesem 
Zusammenhang von den Pensionsträgern 
zusätzlich erbracht werden müssen, auch auf
gebracht werden können. 

Präsident : 15.  Anfrage : Abgeordneter Peter 
(F PÖ) an die Frau Sozialminister , betreffend 
Einführung amtlicher Stimmzettel für die 
Al.'beiterkammerwahlen. 

1125/M 

Bis wann ist mit der Fertigstellung eines 
Ministerialentwurfes für eine Novelle zum 
Arbeiterkammergesetz zu rechnen, mit welcher 
für die Arbeiterkammerwahlen der amtliche 
Stimmzettel eingeführt wird ? 

Präsident: Frau Minister . 

Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge
ordneter Peter ! Ich darf zu Ihrer Anfrage mit
teilen, daß das BUlldesministerium für soziale 
Verwaltung bald eine Novelle zum Arbeitel'
kammergesetz entwerfen und fertigstellen wird, 
in der vorgesehen ist, daß der amtliche Stimm
zettel bei der Arbeiterkammerwahl zum Tragen 
kommen wird. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Peter : Frau Bundesminister ! 
Wird die Einbringung durch Ihr Ressort so 
zeitgerecl1t im Hohen Hause erfolgen können, 
daß der Nationalrat vor der Durchführung der 
nächsten Arbeiterkammerwahl diese Vorlage 
zum Beschluß erheben kann, damit die nächsten 
Arbeiterkammerwahlen dann schon mit den 
amtlichen Stimmzetteln durchgeführt werden 
können � 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge
ordneter Pete]' ! Das ist die Absicht . 

Präsident : 16. Anfrage : Abgeordneter 
Kabesch (0 V P) an die Frau Sozi almini ster , 
betreffend Milderung der Winterarbeitslosig
keit. 

1111/M 

Was hat die Arbeitsmarktverwaltung veI'
anlaßt, um die Winterarbeitslosigkeit zu min
dern ? 

Präsident : Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Gl'ete Rehor : Herr Abge-
ordneter Kabesch ! Zur Bekämpfung der 
\Vinterarbeitslosigkeit, vor allem der Bau
arbeiter, stehen, so wie im Vorjahr, auch für den 
Winter 1 967/68 finanzielle Mittel im Bereich der 
Produktiven Arbeitslosenfürsorge für die 
Winterbautätigkeit zur Verfügung. Unser 
Ressort hat schon im Sommer 1967 mit den 
Herren Landeshauptleuten versucht, dahin 
gehend übereinzukommen, daß für den not
wendigen Winterbau entsprechend Vorsorge 
getroffen wird, in allen Bundesländern bestehen 
Planungen, damit der Winter bau im entsprechen
den Ausmaß vor sich gehen kann. Nach den 
eingeholten Informationen wurden diesbe
züglich in den Ländern auch entsprechende 
Vorarbeiten geleistet. Darüber hinaus hat das 
Bundesministerium für soziale Verwaltung 
auch im Beirat für Baukoordinierung im 
Bautenministerium den Vorschlag erstattet, 
daß vor allem für die Winterbautätigkeit auch 
in den Plänen Vorsorge getroffen wird. Soweit 
uns bekannt, stehen auch finanzielle Mittel für 
die Winterbautätigkeit 1967/68 zur Verfügung. 

Weiters, Herr Abgeordneter Kabesch, darf 
ich sagen, daß wir von der Warte des 
Bundesministeriums für soziale Ver
waltung schon im Vorjahr Mittel aus der 
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Bundesminister Grete Rehor 

Pl Ocluktiven Arbeits!osenfürsorge eingesetzt 
haben, um den Fo "star beitem die Möglichkeit 
zu geben , auch im Winter, soweit es die kli ma
tischen Verhältnisse zulassen, ihre Beschäfti
gung fo:,tzusetzen. Dal über hinaus haben wir 
auch füt' den Wildbachverbau und für den 
Lawinemmhutzbau Mittel aus der Pl oduktiven 

Arbeitslosenfürsorge für den Winter 1966/67 
zur V �H fügung gestellt, und �w'ir haben VO,-'so2'ge 
getroffen, daß solche Mittel auch für den 
Winter 1967/68 zur Verfügung stehen. 

Präsident:  Danke, Fl'au l\Iillister. 

Bundesministerium für Land- und Forst
wirtschaft 

Präsident : 17 .  Allfra.gc : Abgeordneter Grun
demann-Falkenberg (Ö V P) an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forst"\virt
schaft, betreffend Forstinventur . 

I099jM 

Liegt bereits ein Ergebnis über die seit 1 961  
laufende Forstinventm' vor, das es gestattot, 
den Zustand des österreichischen Waldes genau 
zu beurteilen ? 
Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt
schaft Dipl.-Ing . Dr. Schleinzer : Die Aus
wertung der bisherigen E rgebnisse der Forst
inventur umfaßt die Jahre 1 961 bis 1964. Das 
umfangreiche forststatistische Material bietet 
für das gesamte Bundesgebiet eine wertvolle 
Beurteilungsgrundlage. Die Waldfläche Öster-

Bundesminister Dipl..-Ing. Dr. Schleinzer : 
Mate.iell ist die Fo, tfülnung jedenfalls ge
sichert, personell wird es möglicherweise not
wendig sein, die Elhebungsp tOgramme umzu
stellen, weil es immer schwieriger wird, saiso
nal beschäftigte Al'beitskl äfte zu erhalten. 

Präsident : Zweite Zusatzfmge. 
Abgeo',dneter Grundemann-Falkenberg : Herr 

Bundesminister ! Bis wann ist mit der Ver
öffentlichung weiterer Daten, insbesonder e der 
Bezük,daten, zu rechnen ? 

Präsident : Herr Minister . 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Gegeuwältig haben wir eine Gesamtau ssage 
ti.bel' das Bundeßgebiet. Fü �' das nächste Jahr 
enva, ten 'wir die länderweisen K gebllisse der 
Forstinventur . Die Bezi, kselgebnisse wei den 
erst nach dem Jahre 1 970 zur Vel fügung stehen, 
weil aus methodischen Gf ünden die E; geb
nisse der gesamten Zehnjahreserhebungen VOl"
liegen müssen . 

Präsident:  18.  Anfrage : Abgeordneter 
Pfeifer (SPÖ) an den Herrn Landwirtschafts
minister , betreffend Milchpl oduktion und 
Trinkmilchabsatz. 

l070jM 

Wie hat sich das Verhältnis zwischen der 
österreichischen Milchproduktion lmd dem 
Trinkmilchabsatz seit der Preiserhöhung vom 
1 .  .Jänner 1967 entwickelt ? 

reichs beträgt demnach 3,6  Millionen Präsident : Herr Minister. 
Hektar mit eiLem jährlichen GesamtzuwachB 

I B I " t D' 1 I D S hI . 
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sehen Waldes als befriedigend bezeichnet a ID- au le 1 c le erung. 

werden. Anlaß zur Sorge gibt allerdings hin- Der Trinkmilchabsatz in den Monaten 

gegen die gegenwärtige Ertragsentwicklung in Jänner bis einschließlich Oktober i$t um 

der Forstwirtschaft. 2 , 1 Prozent gegenüber dem gleichen Zeitraum 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Grundemann-Falkenberg : Herr 
Minister ! Es steht wohl außer Frage, daß 
die Fortführung dieser Arbeiten dringend not
wendig erscheint. Darf ich fragen : Ist diese 
Fortführung materiell und auch personell 
gesichert 1 

Präsident: Herr Minister. 

des Vorjahres zurückgeblieben. Gleichzeitig ist 
jedoch der Absatz von Kondensmilch, Mager. 
milch und insbesondere von Schlagobers und 
Rahm gestiegen, sodaß der Konsum an Flüssig
milchprodukten insgesamt nur um etwa 
0,6 Prozent zurückgegangen ist. Es liegt also 
zu einem erheblichen Teil lediglich eine Ände
rung der Verhrauchsgewohnheiten vor. 

Präsident : Zusatzfrage. 
429 
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Abgeordneter Pfeifer : Herr Bundesminister ! 
Ihrer .Aussage zufolge ist der Trinkmikh
abmtz gesunken und die Milchproduktion ge
stiegetl. Da auf Grund des ungünstigen Ver
hältnisses zwischen Produktion u.nd Absatz 
der Staat zusätzlich belastet wird, frage ich 
Sie, Herr Bundesminister : Wie hoch wird die 
tatsächliche Überproduktion an Milch für 
1967 und die zusätzliche finanzielle Belast ung 
des S:aates dafür sein ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bu,ndesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Die Milchanlieferu,ng an die Molkereien wurde 
zu Beginn dieses Jahres mit etwa 2,020.000 t 
beziffert. Wir werden aber im heurigen Jahr 
aus den Gründen, die ich Ihnen dargesttllt 
habe, nicht zuletzt auch im Zusammenhang 
mit den an und für sich sehr guten Ernte
ergebnissen 2,090.000 t zu veranschlagen haben. 
Die B€deckung des Mehrerfordernisses, das 
sich für das heurige Jahr für den Bereich der 
Preisau."gkiche bei Milch ergibt, ist im 4. Bud
getüberschreitungsgesetz enthalten. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Pfeifer : S,-"hr geehrter Herr 
Bundcsminister! In welchem Au.smaß ist 
die Überproduktion im Export vorgesehen, 
wie hoch sind die staatlichen Stützungen für 
1 kg Butter beziehungsweise 1 kg Trorken
vollmilchpulver, und wohin werden die Über
schüsse exportiert ? (Abg. G laser : Das sind 
drei Fragen ! )  Das hängt zusammen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl. -Ing. Dr. Schleinzer: 
Dazu folgendes : Wir exportieren etwa 20 Pro
zent unserer Molkereiprodukte primär auf 
den englischen Markt, Magermilchpulver zu 
etwa zwei Drittel und Butter mit 52 Prozent. 
Die Schwierigkeit der gegenwärtigen Situation 
ist dadurch gekennzeichnet, daß wir es in 
Gesamteuropa insofern mit einer schwierigen 
Absatzlage zu tun haben, als Länder, die 
traditionelle lmportländer sind, gegenwärtig 
zumindest selbst zu Exportländern gewOI'den 
sind. Die Bundesrepublik Deutschland zum 
Beispiel, die immer wieder auf Importe an
gewiesen war, besitzt gegenwärtig an die 
80.000 t Butterlager, die ihr die größten 
Schwierigkeiten bereiten. Daß darüber hin
aus Oststaaten zu sehr reduzierten Preisen 
auch auf den europäischen Markt liefern, 
ist bekannt, Ul,-d daß im übrigen andere 
europäische S taaten, wie insbesondere die 
EWG, ihre Exporte mit erheblichen Er
staUungen finanzieren ist ebenso kein Ge
heimnis. Es ist daher für die österrelChische 
Molkereiwirtschaft eine schwierige Situation, 
ßich am europäischen Markt zu behaupten. 

Präsident : 19.  Anfrage : Abgeordneter Kind 
(OV P) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, betreffend Vor
praxis bei Aufnahme in land- und forstwirt
scbaftliche Lehranstalten. 

llOO/M 

Sind die land- und forstwirtschaftlichen 
Lehranstalten ermächtigt, auch Bewerber, die 
die bisher geforderte zweij ährige Vorpraxis 
nicht aufweisen, aufzunehmen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl. -Ing. Dr. Schleinzer : 
Herr Abgeordneter ! Nach d(m lar.d- und 
forstwirtschaft lichen Bll.ndesschulgesetz ist es 
der Normalfall, daß die höheren land- und 
forstwirtsc haft lichBIl Lehranstalten an die 
achte S;;hulstufe anschli(ßen und fünf Jahr
gänge umfassen. Eine zweijährige Vorpraxis 
ist in diest:m Falle daher nicht mehr erforder
lich. 

Das Bundesministeriu.m hat bereits vor 
mehreren Jahren mit der Umstellung der 
höheren Lehranstalten auf die füllfjährige 
Dauer begonnen. Schüler, welche die ersten 
acht Jahre der allgtmeil1en Schulpflicht zu
rückgelegt haben, werden derzeit an fünf 
höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehr
anstalten ohne Nachweis einer Vorpraxis auf
genommen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Kinzl: Herr Minister! Werden 
Sie nun alle diese Lehranstalten auf eine fünf
jährige S. hulzeit umst€:llen � 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer : 
Wir haben nicht die Absicht, alle Lehr
anstalten umzustellen, denn das Bundes
schulgesetz sieht vor, daß es auch Sonder
fOlmen dieser höheren land- und forstwirt
schaftlichen Lehranstalten geben kann, daß 
nach der Absolvierung der allgemeinen Schul
pflicht nach einer zweijährigen Vorpraxis 
die Mittelschule besucht werden kann, die 
dann in einem vierjährigen Jahrgang oder 
in einer Dauer von vier Jahren geführt wird. 
Wir haben die Absicht, je eine solche höhere 
landwirtschaftliche Lehranstalt für Burschen 
und für Mädchen künftighin in dieser Sonder
form aufrechtzuerhalten. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Bauten und 
Technik 

Präsident: 20. A�lfrage : Abgeordneter Dipl.
lng. Tschida (0 V P )  an den Herrn Bundes
minister für Bauten und Teclulik, betreffend 
Fertigstellung der Leitung Wien-Györ. 
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llOljM 

Wann kann mit der Fertigstellung der 
qm1ch einen Stromlieferungsvertrag zwischen 
Osterreich und Ungarn notwendigen 220 k V
Leitung zwischen Umspannwerk Wien-Südost 
und Györ gerechnet werden ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Bauten und Technik 

Dr. Kotzina : Mit der Fertigstellung der Elektro
trasse Wien-österreichische Staatsgrenze ist 
im Frühjahr 1968 zu rechnen. Die Bau
arbeiten im Bereiche dieser 220 kV-Leitung, 
mit denen im Au.gust 1967 begonnen wurde, 
sind im vollen Gange und die Mastfundierungen 
stehen vor dem Abschluß.  

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Tschida: Herr Bun
desmi ,ü.:;ter ! Es ist mir bekannt, daß es bei 
der Trassenfestlegung große Suhwierigkeiten 
mit den zahlreichen GrUl�deigentümern gab. 
Konnten nun die Interessen und die Wünsche 
dieser Grundeigentümer, vor allem auch die 
der Nickelsdorfer Bauern dahin gehend be
rücksichtigt werden, daß die Masten so hoch 
aufgebaut werden, daß die Schädlingbekämp
fungsflugzeuge die S vromleitungen auch unter
fliegen können ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kotzina: Bei der Vor

bereitung dieser Leitung gestalteten sich die 
Verhandlungen mit rund 1400 Grundbesitzern 
äußerst schwierig. Diese Vereinbarungen 
konnten aber immerhin unter Dach und Fach 
gebracht werden. Was Ihre abschließende 
Frage betrifft, ob nämlich die Bedürfnisse 
der Landwirtschaft im Raume Nickelsdorf 
berücksichtigt werden konnten, ist mir be
kannt, daß au,ch hier die Bemühungen in 
der Richtung gehen, dieser Notwendigkeit 
im Interesse der Landwirtschaft Rechnung 
zu tragen. 

Präsident : 21 .  Anfrage : Abgeordneter Libal 
( S PÖ) an den Herrn Bau t emninister, be
treffend Autobahnparkplatz W 38. 

Abgeordneter Libal: Herr Minister ! Ich bin 
im Besitze einer Luftbildaufnahme, auf der 
diese Wege eingezeichnet sind, und habe mich 
nach Kenntnisnahme davon überzeugt, daß 
diese Wege nicht mehr vorhanden sind. Ich 
bin auch im Besitze eines Anbotes, in dem 
vom Anbotsteller für die Humusierung und 
Beschüttung dieser Wege ein Betrag von 
29 .000 S genannt wurde. 

Wie erklären Sie sich das im Zusammenhang 
mit der Beantwortung meiner Frage ? 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr . Kotzina: Es ist darauf 

hinzuweisen, daß dieser Parkplatz ursprünglich 
insbesondere für das Wenden der Kraftfahr
zeuge des Betreuungsdienstes des Autobahn
netzes gedacht war. Damit diese Wege, die 
zum Umkehren und zum Wenden auf diesem 
Parkplatz besonders anregen, nicht mehr be
nützt werden können, weil sie nicht mehr be
nützt werden sollen, wurde dafür Sorge ge
tragen, daß die Erholungsflächen, das heißt 
die Rasenflächen, auf Kosten der ursprüng
lich vorgesehenen Wendewege ausgeweitet 
wurden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Libal: Herr Minister ! Sie 

geben also jetzt selbst zu, daß solche Wegeange
legt worden sind und dann aus Gründen, die 
mir sehr zweifelhaft erscheinen, wieder in Gras
flächen ungewandelt worden sind. Sind Sie 
bereit, Herr Minister, den Verantwortlichen, 
der für diese Fehlplanung zuständig ist, zur 
Verantwortung zu ziehen 1 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abge

ordneter ! Es besteht keine Notwendigkeit, 
die Betreffenden zur Verantwortung zu ziehen, 
weil, wie ich bereits ausgeführt habe, diese 
Wege nicht beseitigt wurden, sondern nur für 
eine Übergangszeit, in der diesen Wegen keine 
Funktion eingeräumt wurde, eine Rasenfiäche 
geschaffen wurde, die dazu bestimmt ist, die 
dortige Erholungsfläche auszuweiten. 

l075/M Diese Wege, die nur mit einer dünnen 

S ·  d M  ld . h ·  d ß b ·  A t b hn I Humusschicht beziehungsweise einer Gras-m e ungen rlC tIg, a eIffi u 0 a - h' . d parkplatz W 38, ehemalige Anschlußstelle Bad : sc . lCht. vers�hen sm , ,:erden z�� gegebenen 
Hall, aus Budgetmitteln Wege angelegt und Zelt WIeder Ihrer FunktIOn zugefuhrt werden, 
na?h Fertigst��lung wieder �eseitigt beziehungs- und zwar dann, wenn dieser Parkplatz mit 
WeIse zugeschuttet wurden . einer Auf- und Abfahrt versehen wird. Das 
Präsident : Bitte, Herr Minister. sind Bestrebungen, die in einer vertretbaren 

Zeit dann auch realisiert werden. 
Bundesminister Dr. Kotzina: Herr Abge- .. . . . 

ordneter ! Es ist richtig, daß diese Wege, von . Prasldent: DIe 60 Mmuten der Fragestunde 
denen Sie sprechen, angelegt wurden, es ist ! �nd �bgelaufen. Somit ist die Fragestunde 
jedoch nicht richtig, daß diese Wege nach ee � e t .  . . . 
Fertigstellung wieder beseitigt worden wären. A 

S
f
elt de

b
r letzten 

t 
HaussItzu�g 

l
smd

t 
dr

d
?1 

n r a g e  e a n t w o r  u n g e n  emge ang , le 
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Präsident 

Anfragebeantwortungen wurden auch verviel- ) nimmt, werden zu einem späteren Zeitpunkt 
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. dem Nationalrat vorgelegt werden. 

Ich schlage vor, die Debatte über die Entsprechend einem bei parlamentarischen 
Punkte 2 und 3 der heutigen Tagesordnung Verhandlungen schon ,viederholt geäußerten 
unter einem abzuführen. Wunsche hat der Rechnungshof in seinem dies

Es sind dies die Berichte des Zollaus- jährigen Tätigkeitsbericht mehr als bisher auch 
schusses über über positive Eindrücke berichtet. Der Bericht 

die Regierungsvorlage (639 der Beilagen) :  enthält auch konkrete Vorschläge zur Durch
Genfer Protokoll ( 1 967) zum Allgemeinen Zoll- führung von Verwaltungsvereinfachungen be
und Handelsabkommen sowie die diesem Pro- ziehungsweise Hinweise auf unbefriedigende 

tokoll angeschlossene Liste XXXII _ Öster- gesetzliche Regelungen. 

reich und österreichische Note an die Dele- In einem Anhang wird ferner über die Tätig
gation der USA vom 29. Juni 1967 (677 der keit des beim Rechnungshof eingerichteten 
Beilagen) und internationalen Sekretariats der Obersten 

Rechnungskontrollbehörden berichtet. die Regierungsvorlage (640 der Beilagen) :  
Bundesgesetz über das Wirksamwerden der In der Sitzung des Rechnungshofausschusses 

in der Liste XXXII _ Österreich zum Genfer vom 24. November 1967 wurde der vorliegende 

Protokoll ( 1 967) zum Allgemeinen Zoll- und Tätigkeitsbericht einer eingehenden Beratung 
Handelsabkommen enthaltenen Zollzuge- unterzogen. An der Debatte beteiligten sich 
ständnisse (678 der Beilagen). au��r dem Berichterstatter die .�bgeordnet·en 
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. . .. . e a eIn- ow, onIr, ungwlr un Immer m solchen Fallen getrennt. Dr. Bassetti. Die Bundesminister Frau Grete 
Wi

.
rd �iegegen ein Ein,wand erho�.en 1 -:- ,  Rehor, Dipl.-Ing. Dr. Weiß, Dr. Prader, 

Das Ist mcht der !aU. DIe Debat�e uber dIe 
I Dr. Hetzenauer und Dr. Piffi-Percevic sowie �.unkte 2 und 3 WIrd daher unter emem abge- der Präsident des Rechnungshofes Dr. Kan

fuhrt. dutsch nahmen zu den während der Debatte 
aufgeworfenen Fragen Stellung. 

1. Punkt : Bericht des Rechnungshofausschusses Der Rechnungshofausschuß beschloß ein
betreffend den Tätigkeitsbericht (631 der Bei- i stimmig, dem Hohen Hause die Kenntnis
lagen) des Rechnungshofes über das Verwal- : nahme des vorliegenden Tätigkeitsberichtes des 
tungsjahr 1966 (1. Teil) (679 der Beilagen) ' Rechnungshofes zu empfehlen. 

Präsident : Wir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Tätigkeits
bericht des Rechnungshofes über das Verwal
tungsjahr 1 966 ( 1 .  Teil) .  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Gug
genberger. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Guggenberger : Herr Prä
sident ! Hohes Haus ! Ich habe über den 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes über das 
Verwaltungsjahr 1966 ( 1 .  Teil) zu berichten. 

Gemäß Artikel 1 26 des Bundes-Verfassungs
gesetzes berichtet der Rechnungshof dem 
Nationalrat alljährlich über seine Tätigkeit. 
Der 1 .  Teil des Tätigkeitsberichtes für das 
Jahr 1966 enthält die Ergebnisse der vom 
Rechnungshof in diesem Jahr auf dem Ge
biete der Hoheitsverwaltung, der Bundes
betriebe und der Gemeinnützigen Wohnungs
gesellschaften durchgeführten Prüfungen. 

Weitere Prüfungsergebnisse aus dem Jahre 
1966, die vor allem die verstaatlichten Unter
nehmungen betreffen und deren Auswertung 
verhältnismäßig längere Zeit in Anspruch 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt somit 
der Rechnungshofausschuß durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Tätigkeits
bericht des Rechnungshofes über das Verwal
tungsjahr 1966 ( 1 .  Teil) (631 der Beilagen) 
zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor
liegen, beantrage ich, General- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident : Der Herr Berichterstatter bean
tragt, General- und Spezialdebatte unter einem 
vorzunehmen. - Einwand wird nicht er
hoben. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abge
ordnete Pfeffer. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Pfeffer (SPÖ) : Herr Prä
sident ! Hohes Haus ! Geehrte Damen und 
Herren ! Ich darf zu Beginn meiner Aus
führungen gerne feststellen, daß es dem 
Rechnungshof auch für die Berichtszeit 1966 
wieder gelungen ist, den 1 .  Teil des Berichtes 
so rechtzeitig fertigzustellen, daß sich der 
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Rechnullgshofausschuß eingehend mit dem ve�'sicheJUng nennen. Aus der übersicht geht 
Bel ieht beschäftigen konnte und heute auch hervor, daß allein bei der K raEkenvl rs cherung 
die Möglichkeit besteht, im Hohen Haus Einnahmen von 7546 Millionen und AUi:!gaben 
selbst den Bericht zu beraten und darüber VOll 7426 Millionen zu ve� züichnen sind . 
Beschluß zu fassen. Auch h ier die Erscheinung, auf die ich schon 

Ich habe die Absicht,  aus dem sehr um- bei der Gesamtbe trachtung hingewiesen habe, 
fänglichen Bericht. hauptsächlich zum Ka.pi td d�ß von 1 964 �js 1 96? eine s tetige. Ver

des . Ver�.�ltun�sbereicheR (les Bundesmini- I ��mderung de: Ü�el'Scl:�sse
l 

�u v;el �,��cl�l�el� stenu ms tur SOZIale Verwaltung und zum Be- 1st. Zum Unt,-Ts�llled ' 0  .. 1 Lee Ge.,aIl_ .A OZIaI 

richt über die Ti'ä<Jer der SozialversicherunO' versicherung in Osterreich sind aber für die 
in emlgen PUllkt:n Stellung zu

. 
neh�l�l:' �l'anl�envel.�icl�er��g

l 
so gl:� wie keine �u�d�s

Bevor ich dies abm' tue , möchte ICh eunge z.�lschusse e. fo. de1.hc.l .  \\ Ir kennen 
.
lvehghch 

Vorbemelkullaen machen . ehe Zuwendmlgen an den sogenaullwn Aus-E> gleichsfonds in der Höhe eir,es Soll Betrages Es wal' ein Wunsch des Rechnungshof- VOll 50 Millionen, der zeitweise auch aus
ausschusses, daß speziell dann, wenn es sich gefallen ist und für das Jahr 1968 nur einen 
um die Prüfungs- und KontroJIergebnisse der Betrag von 10 Millionen Schilling ausmacht. 
SozialversicherungRträ�er handelt, möglichst Ein \Vort noch zu einem weiteren Teil, eingangs auch eine Übersicht über die Ent- einer wichtigen Aufgliederung im Bericht wicklung dieser Sozialversicherungsträger ge- des Rechnungshofes. Nach den verschiedenen geben wird. Diesem Wunsch des Rechnungs-

Katego · ien der Sozialversicherungsträger _ hofausschusses wurde sehr frühzeitig Rech-
Gebietskrankenkassen, Betriebskrankenkassen, nung getragen, und ich darf mit einiger Be-
Landwirtschaftskrankenkassen, Versiehe-friedigung feststellen, daß die Situations- rungsanstalten und Gewerbliche Selbständigenberichte in der Folge immer ausführlicher ge-

worden sind und daß dieser überblick auch Krankenkassen - ist auch eine Untersuchung 

diesmal imstande ist, eine wirklich gute über- der Höhe der Verwaltungskosten vorgenommen 
worden. Wenn ich hier davon spreche, so sicht über die Sozialversicherung zu ver- deswegen, weil zu verschiedenen Zeiten -schaffen. Die Zahlen, die hier angegeben 
in der letzten Zeit glücklicherweise und angesind, bilden eine Fundgrube zur Verwendung 
nehmerweise nicht - oft sehr unrichtige bei den verschiedensten Gelegenheiten, aber 
Meinungen über überhöhte Verwaltungskosten insbesondere ergibt sich daraus - das be-

tone ich noch einmal - eine Übersicht über verbreitet werden. Laut RechnungshofbeI icht 
betragen die Verwaltungskosten aller Krankendas Gesamtganze unserer österreichischen So-
versicherungsträger im Durchschnitt nur zialversicherung. 4,1 Prozent. Dieser Prozentsatz differiert 

Wie gravierend und wie wichtig der Sektor zwischen den einzelnen Sozial versicherungs
Sozialversicherung für ganz große Teile der trägern. Die Gebietskrankenkassen figuderen 
österreichischen Bevölkerung ist, geht daraus mit 3,5 Prozent, die Landwirtschaftskranken
hervor - ich zitiere hier einige Zahlen aus kassen mit 8,8 Prozent, die Vel'sichm ungs
dem Bericht -, daß allein die Einnahmen anstalten mit 4,4 Pr ozent und die Selb
der Sozialversicherung in Österreich 30,2 Mil- ständigenkrankenkassen mit 9,9 Prozent . Ich 
liarden betragen, denen Ausgaben von 29, l lVIil- möchte hier ausdrücklich sagen : Es geht mir 
lial'den gegenüberstehen. Bei einer Gegen- dabei nicht um eine Wertungsfeststellung, 
überstellung dieser Einnahmen und Ausgat-en denn ich bin objektiv genug, in diesem Zu 
würden sich sehr erkleckliche überschüs Je sammenhang auch zu erklären, daß bei den 
ergeben. Es ist symptomatisch - und hier Landwirtschaftskrankenkassen und den SeIh
wird in der nächsten \Voche ja eine ent- stäncligenkrankenkassen die strukturellen Ver
sprechende Maßnahme durch die 2 1 . Novelle hälblisEe - insbesondere die gel ingen Bei
erfolgen -, daß vom Jahre 1 964 angefangen tragsgrundlagen - die Ursachen d[tfür sind, 
sinkende Gebarungsüberschüsse zu vel zeich- daß sie zum Unterschied von den Gebiets
nen sind. "Venn allerdings die ßundeszu- k'ankenlmssen so hohe Verwaltungf-'kosten
schüsse abgezogen würden, würde es sich sätze haben . Ich möchte aber aus dem Be
um sehr eddeckliche Abgänge handeln, die richt des Rechnungshofes wörtlich zitieren, 
in den JalFen 1 964 und 1 965 ein Ausm aß daß der Verwaltungskostenaufwand der Kran
von je 3 Millia;'clen erreichen und im Jahre kenversichel'ungsträger als "geringfügig" zu 
1 966 sogar den Bot,rag VOll 4 Milliarden Schil- bezeichnen ist . 
1ing amHnachen . Der Vollständigkeit halber möchte ich auch 

In dieser Übersicht ist für jeden Sozial- noch anführen, daß dieseihe Unteumchung 
versicherungszweig separat eine Untersuchung in bezug auf Entwicklung, Gebanmg und Ge
angestellt worden. Ich darf einige Ziffern samt situation, wie sie bei der Krankenver
aus dem Sozialversicherungszweig Kranken- sicherung angestellt wurde, auch für die Ge-
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samtheit der Unfallversicherungs träger und -
aufgegliedert - für die Gesamtheit der 
Pensionsversicherungsträger angestellt wurde, 
daß wertvolle Ziffern über die Anzahl der 
Pensionen vorhanden und überhaupt viele 
Details angeführt sind, die, wie ich schon 
sagte, eine wertvolle Fundgrube darstellen. 

Ich habe dies insbesondere deswegen ge
sagt, weil ich glaube, daß es gut ist, wenn 
wir eine gewisse Distanz zu den Überprüfungs
ergebnissen des Rechnungshofes erreichen, 
die bei einzelnen Sozialversicherungsträgern, 
aber auch im Bereich des Bundesministeriums 
für soziale Verwaltung getroffen wurden. 

Insgesamt sind in diesem Bericht in den 
zwei angeführten Bereichen sieben Dienst
stellen und fünf Sozialversicherungsträger einer 
überprüfung unterzogen worden. Es spricht 
für den Umfang der geleisteten überprüfungs
arbeit, wenn man feststellen kann, daß auf 
28 Seiten in 1 78 Punkten Feststellungen ge
troffen wurden. Ich möchte hier , von ganz 
geringen Ausnahmen abgesehen, nicht in 
die Details eingehen, sondern nur global fest
stellen, daß bei diesen 1 7 8  Punkten in 35 Fäl
len Beanstandungen erfolgt sind und in 
10 Punkten vom Rechnungshof Verwaltungs
vereinfachungen angeregt und verlangt wur
den. 

Ich stehe nicht an zu erklären, daß mit 
dieser Taktik der kleinen, aber sehr wirkungs
vollen Schritte, die der Rechnungshof ver
zeichnen kann, auf dem Gebiete der Ver
waltungsvereinfachung von Bericht zu Be
richt sichtbare Erfolge festzustellen sind. Ich 
verhehle auch nicht, daß in diesem Berichts
teil in neun Fällen ausgesprochene übel
stände festgestellt wurden und in fünf Fällen 
auch die Einhaltung von gesetzlichen Vor
schriften verlangt werden mußte, ·was einer
seits bedauerlich, vom Standpunkt der 
Feststellung aber zu begrüßen ist . Wenn 
ich sage, daß es sich hier um eine erfreuliche 
Feststellung handelt, so deswegen, weil aus 
der Tätigkeit des Rechnungshofes hervor
geht, daß die Einhn,ltung von Recht und 
Gesetz bei ihm eigentlich in guter Hut ist . 

In 34 Fällen wurden AUi..'egungen und 
Empfehlungen gegeben, denen zu entnehmen 
ist, daß ein Großteil dieser Fehler von den 
beanstandeten Stellen nicht nu� zur Kenntnis 
genommen wurde, sondern es wurde ent
weder bereits Abhilfe geschaffen oder aber 
die Abhilfe in kürzester Zeit in Aussicht 
genommen. Beim Vergleich der Berichte der 
Jahre 1966 und 1965 ist sehr erfreulich , daß 
festgestellt werden kann, daß in fünf Fällen 
effektive Erfolge und Teilerfolge aus früheren 
Anregungen und Empfehlungen des Rech
nungshofes verzeichnet werden können. 

Einen Punkt möchte ich allerdings aus 
dem Detail herausheben, das ist der Reserve
fonds nach § 64 des Arbeitslosenversicherungs
gesetzes, der Fonds, dem der Rechnungshof 
erfreulicherweise immer wieder bei Über
prüfungen sein Augenmerk zugewendet hat. 
Aus dem Bericht 1966 ist zu entnehmen, daß 
der Fonds mit Ende 1966 einen Geldstand 
von 1 . 144,488.000 S haben soll. Würden noch 
die Außenstände dazugerechnet, so käme man 
sogar auf einen Saldobetrag von 1258 Mil
lionen Schilling. 

Leider geht aus dem Bericht des Rechnungs
hofes hervor, daß verfügbar, auf ein separates 
Postsparkassenkonto eingezahlt, nur ein 
Betrag von 279 Millionen Schilling i'lt. Daß 
dieoor Betrag immLrhin so hoch ist, ist wieder 
ein Verdienst des Rechnungshofes u:c.d des 
Rechnungshofausschusses, d€,m es sogar ge
lungen ist, bei, ich glaube, drei Finanzmini
stern die Zusage zu erhalten, daß eine langsame 
Abstattung dieses Rücksta:c.des in bequemen 
Raten erfolgen wird. Bei drei Finanzministern ! 
( Ruf bei der SP(j : Oh I) Ja, es geht schleppend 
vor sich. Es wird für das Jahr 1966 nur der 
effektive Überschuß aus der Arbeitslosenver
sicherung überwiesen, aber eine Abst attung 
des Rückstandes, der über 1 Milliarde 
ausmacht, ist bis jetzt nicht erfolgt. Ich 
möchte vor dEm Hohen Haus appellieren, 
daß auf den Herrn Finanzminister Einfluß 
genommen ·wird, damit eine Aufstoc:kung des 
effektiv vorhandenen Fondsgeldes erfolgt . Ich 
möchte nur nebenher und am Rande aEIDeIken, 
daß es gerade in der jetzigen und in der 
künftigen Zeit, wo unter UID3tänden mit einer 
Vermehrung der Arbeitslosigkeit zu rechnen 
ißt, wo eine aktive Arbeitsmarktpolitik büson
ders aktuell und wiohtig ist, daß es in einer 
solchen Zeit notwendig ist, daß auch ent
sprechende Barlllittel zur BewälGigung dieser 
Aufgaben zur Verfügung stehen. 

Ich möchte hier gerne anführen, daß ins
besondere auch den Btmühungen des 
Rechnungshofes, wie man allS der Gegenüber
stellung des Ist- und des Soll-S.ancles bei 
verschiedenen Dienststellen ersieht, ELfolge 
beschieden gewesen sind, wie die Berichte 1 965 
und 1966 zeigen. Auch den Anregungen hin
sichtlich der Einstellung von modernen Ma
schinen ·wurde Rechnung getragen, und auch 
aus diesem Titel wurden Personalersparungen 
erzielt. 

-

Daß letzte, was ich noch anführen möchte, is t ,  
daß über die rein schematische Überprüfungs
tätigkeit, die aber gar nicht so sch.ematisch 
ist, Anregu.ngen erfolgen 'ULd Empfehlungen 
vorgenommen werden, die sogar in die GBsulld
heitspolitik Unseres Landes eingreifen. Der 
Rechnungshof hat bei der Überprüfung von 
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Sozial versicherungsträgern festgestellt , daß 
wohl zur Bekämpfung des Rheumatismus 
mit allen seinen Arten, den man sicherlich 
als eine Volkskrankheit bezeichnen kann, 
sehr wichtige Vorsorgen getroffen wurden, daß 
aber der neuen und sehr bedenklichen Volks
krankheit , den Herz- und Kreislauferkrankun
gen nicht das Schwergewicht beigelegt wird, 
das notwendig ist. Wenn darauf hingewiesen 
wird, daß etwa 24 Prozent der In validen
und Frührenten auf diese beiden immer mehr 
um sich greifenden Krankheiten zu.rückzu
führen sind, so kann man sagen, daß es sich 
hier wirklich um sehr wichtige Hinweise 
handelt, von denen ich nach den Anmerkun
gen, die die betreffenden Dienststellen und 
Sozialversicherungsträger gemacht haben, 
nicht bezweifle, daß sie auch entsprechend 
befolgt werden . 

Daß es bei den Feststellungen auch Übel
stände gegeben hat, liegt wobl in der Natu.r 
der Sache, wenn die Sonde der Kontrolle 
angelegt wird. Aber das Erfreuliche ist, daß 
die Kontrolluntenmchung dieses Ergebnis 
gehabt hat und daß alle Aussicht besteht, daß 
dort, wo wirkliche Übelstände vorhanden ge
wesen sind oder die Einha1tung des Gesetzes 
nicht gewährleistet wurde, Abhilfe erfolgen 
wird.. 

Abschließend möchte ich folgendes sagen : 
Die Arbeit des Rechnungshofes und seiner 
Organe hat., wie aus dem vorliegenden Bericht 
zu ersehen ist, sicber dazu beigetragen, wieder 
wichtige Anregungen zu geben, besonders auf 
dem Gebiet von Verwaltungsvereinfachungen. 
Der Rechnungshof hat dazu beigetragell, Übd
stände aufzuzeigen ltud auf deren Abstdlll.ng 
zu. dringen. Er hat insbesondere dazu beige
tragen, bei allen Durchfühnmgell Recht und 
Geset.z zu wahren . 

I(;h möchte daher dem Rechnungshof, dem 
Herrn Präsidenten u::'ld seinen Mitarbeitern, 
iUiSbesondere den Üherprüfungsorganen, VOll 
deren GTündlichkeit und hohen Qualität ihrer 
ATbcitsleistung ich mich selbst überzeugen 
konnte, den Dank zum Ausdruck bri:J.gen . 

Wir WeIden daher gerne u.nd au.s Überzeugu.ng, 
daß eine gute Arbeit geleistet wurde, dem vor
liegenden Bf'richt die Zustimmung erteilen 
und ihn znr Kenntnis nehmen . (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Machunze . Ich erteile e,s ihm. 

der Republik Österreich der Rechnungshof 
nicht existent, man müßte eine solche Insti
iut i(\n schaffen. 

Was will ich damit sagen ? Wir sollen, 
selbtot wenn es da OdH dort Kritik gibt, die 
Institution als solche außer Streit stellen, 
denn der Rechnungshof ist unsere - des 
Parlaments - ureigenste Einrichtung. Die 
Btamten, die die Verwaltung prüfen, voll
ziehen daher indirekt einen Auftrag, den 
ihnen das Parlament gibt, und ich stehe 
nicht an, diesen Beamten für ihre Pflicht

erfüllung unseren Dank auszusprechen. ( Bei
fall bei der (j V P.) 

Hohes Haus !  Manche in diesem Lande 
mögen der Auffassung sein, die Österreichische 
Volkspartei fürchte den Rechnungshof oder 
etwa den Einschaubericht. Wir haben heute 
KI ampustag, und ich möchte daher sagen :  
Wir sehen im Rechnungshof weder den 
Krampus mit der Birkenrute, noch sehen 
wir in ihm den gütigen Nikolaus, der am 
Nikolaustag liebevolle, gütige Geschenke aus
zuteilen hat. Das ist der Rechnungshof nicht, 
und das soll er auch nicht qein. 

Dtm Rechnungshof sind zwei besondere 
Aufgaben zugeteilt : Erstens hat er den 
Rechnungsabschluß zu erstellen, und zweitens 
hat er die Verwaltu.ng zu kontrollieren und 
jene Feststellungen d€m Parlament mitzu
leilen, die sich aus !'leiner Kontrollfunktion 
ergeben . Wenll der Rechnungshof seine Ein
schau vollzogen hat, dann beüchtet er über 
das, was €f feststdlte, dem Auftraggeber , 

nämlich dem Par lament . Der Rechnungshof 
stellt - das finden wir auch in dem vOl'l i(;gen
den Tä' igkeitsbericht - viEle positive Fakten 
iest. N at ül'lich können diese nicht generell 
im Bericht fest gehalten werden, denn sonst 
müß . e  vermutlich der Tätigkoitsbericht des 
Rechnungshofes den drei- oder vierfachen 
Umfang aufwei:;;en. Natürlich wird es auch 
� ;egaUve Feststellungen vom Standpunkt des 
R3chnu.ngshofes aus geben. Die Geprüften 
können dann natürlich anderer IvIeinung sein. 

Ma;whes, was der Rechnu.ngshof festsidlt, 
richtet sich an die Adresse die.ses Hohen 
Ham-:es, nämlich dann , we:tm der Rechnungshof 
darauf hinweist, daß RechJ,E;vorschriften fehlen. 
Dann wird es unsere Aufgabe sein, dafür zu 
sorgen , daß diese Rechtsvol'schriften erlassen 
werden . 

Meine Damen und Herren ! Im Zusammen
hang mit dt.m RechnungshofberlCht, sobald 

Abgeordneter Machunze ( ÖVP) : Hohe,s er im Haus eingebracht ist, kommt es  nicht 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Im Jahre selten dazu, daß Gruselgeschichten verbreitet 
1848 sagt.e der tschechische Historiker Palacky : I werden . Grusdgeschichten dann , wenn die 
"Wäre Österreich nicht schon existent, man Konfron' ation zwischen Prüfer und Geprüften 
müßte es schaffen. "  Ich möchte das aUf ' im Parlament, im Rechnungshofausschuß , 
unsere heutige Zeit abwandeln : Wäre in überhaupt noch nicht 'ltattgefunden hat. So 
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habe ich zum Beispi.el die "Arbeiter-Zeitung" richtige und zweckmäßige Verwendung der 
vom 25. Ok1 0ber vor mir : "S _,hwere Subventionen au.ch tatsächlich zu prüfen ? 
R<:chnungshoi kritik an Fiffl - Millionen im In einem Abschnitt wird festgeRteIlt, daß 
KuI e  urreSi"ort verpulvert - Erster Pl.'üfungs- bei der Errichtung der Mema im neuen 
bericht über die Alkinregierung der ÖVP im Universitätsgebäude eine Fehlplanung erfolgt 
Pal lameE t " .  - Die Kollegen von der "Arbeiter- sei. Die Planu.ng sei für 350 E3senseinheiten 
Zeit ung" haben den Pl'üfungsbericht des erfolgt, aber 1800 Essen WeIden verabreicht .  
Rechnungshofes nicht. seIn: genau studiert, Ich kann im A't.l.genblic k nicht feststdlen, 
sonst hätten sie feststellen müssen, daß 28 Prü- d P f M wann ie lanullg ür die enl:Oa erfolgte . 
fung2ürgebnis�:e nod1. �us der Zeit der Koalition Hätte man aber damals großzügiger e lant, 
stammen, urd zwar VIer aus don Innenressort .. , tli -'h d .  V f 'h b . ' g rP  d (Ab W '  k h  t ·  Ab P 'fJl  bl ·bt P·fJl ')· ware velmll

.
� er orw�.r . 

er 0 eIl 'W0l en, g. e �  a r : er � e� , . � .  . ' I  man habe VIel zu großzugig geplant, man 
H�l': KollE ge �el�hart, als 110ch SOZialIstIsche I setze die verfügbaren Mittel nicht zweck
Ml1�lstel' zustar:clIg warei: , . d:ei aus. �km entsprechend ein. 'Vie ist nun die EntSozl�lre�;:;ort , als noch sozl�hst�sche .Mullster wicklung ? 'Wir hatten im Jahre 1955 an den 
zustaLdlg �aren, und s�hheßl�ch €lller aus österreichischen Hochschu.len 18.394 Hörer. 
d€

.n� BereICh der SozIalversICherung,
. 

als Wir hatten 1960 - also fünf Jahre spatel' _ 
MU1l''lter Proksch noch oberste AufcHchts- 34.278 Hochschüler und 1966 49.446 H ch-
behörde für die Sozialversicherung war. (Abg. 

0 
sch.üler. Konnte man diese enOlme Ent-Dr. van T o ng e l : Wo ist der schwarze Pro- wicklung bei der Planung des Universitäts-porz ?) Ich lese dann weiter, daß "alte" ÖVP- gebäudes tatsächlich schon voraussehen, oder Minitoterien btlastet seien. Und was ist denn haben uns die Dinge nicht einfach überrollt 1 

mit den "alten" SPÖ-Ministerien ? Mir fällt 
gar nicht ein, Feststellungen des Rechnung'3- Ein anderes Beispiel : Wir haben vor 
hofes hier aufzugreifen, die etwa aus der Jahren dem Rechnungshof die Anregung mit 
Zeit st ammen, als der Innenminister noch auf den Weg gegeben, über die Entwicklung 
Hans Czettel hieß. Ich habe vor mir auch der Sozialversicherung einen umfassendEm 
die "Neue Zeit" aus Graz : "Vernichtende Bericht zu geben . Wir sind dankbar, daß das 
Rechnungshof kritik an Piff l ur.d Prader". geschehen ist, denn gerade die Sozialver
Hier lese ich einen interessanten Satz : "Anlaß sicherung steht in ihrer Gesamtheit heute 
zur BEmängelung bot die Refundierung der so im Blickpunkt der Öffentlichkeit, daß 
Kosten allzu großzügiger Repräsentations- es sicher richtig ist, wenn uns der Rechnungs
essen und der aus diesen Anlässen in Rechnung hof einen objektiven überblick über die 
gestellten alkoholischen Getränke . "  - Ein ziffernmäßige Entwicklung der Sozialversiche
Abschnitt aus der Gruselgeschichte.  Wie wäre rung bietet . 
es aber gewesen, wenn die "Neue Zeit" hier 
angeführt hätte, welche Organisation beson
ders betroffen war. Ich habe mir sagen lassen, 
daß es eine Organisation war, die der "Neuen 
Zeit" ziemlich nahestehen muß. 

Der Rechnungshof stellt dann fest, - daß 
Gemeindefunktiol1äre großzügig freigestellt 
wurden, und zwar seien in ein€,m Ressort 
von 5500 Bediensteten 330 vom Dienst ohne 
rechtliche Grundlage freigestellt gewesen . 

Meine Damen und Herren !  Welche Möglich- Wiederum das, was ich vorhin sagte : Wenn 
keiten hat die Behörde, wenn ein Subventions- solche Freistdlungen notwendig sind, dann 
ansuchen vorgelegt wird ? Die Behörde muß müssen .vir im Hohen Haus die entsprechenden 
doch den Gesuchstellern um eine Su.bvention gesetzlichen Maßnahmen treffen. - Aber 
von vornherein ein gewisses Vertrauen schen- was geschah ? Als Staatssekretär Soronics in 
ken. SIe kann doch gar nicht hinter jeden don betreffenden Ressort eine Überprüfung 
einzelnen Subventionsposten, der gewährt anordnete, gab es sofort heftige Angriffe, 
wird, VOll vornherein einen Wachmann, einen weil man sagte, Soronics wolle wd uerworbene 
Kontrollbeamten hinstellen. Die Behörde kann Rechte bestreiten. Er hat nü h.ts anderes 
nachtläglich Su.bvtntioneu spenen u.nd sie getan , als das eingehalten , was RLclüens ist . 
zurülkhalten, wenn vorher ein Mißbrauch Und ich. sage noch eü�mal : vVeLu gesetzliche 
festgest<.. llt �'1IrdB. 'Vürde die Behörde das Bestimmungen fehlen, dann ßolkn wir diese 
aber tun, darm kämeü sofort Inter-ventionen . Bestimmungen schaffen ! 
und masfderie Angriffe gegen die jeweilige \ . . . . + . • 

Behörde, die solche Niaß:lalJlUen setzt. Ich lUochte gan� allgemem �e�ts ,e!len :  
. 
Wu' 

sollten uns, wann Immer der Ta�lgkeItsbencht, 
Meine Damen und Herren ! Seien wir der Einschauberkht des Rechllungi�hofes 

doch ehlmal ganz ehrlich : Hatten dtnn der kommt , vor Übertreibungen hüf en.  Dccnn 
frühere Sozialminister oder der frühere Ver- solche Übertreibungen können leicht dazu 
kehr;.:,müdster , die auch Subventionen gewährt führen , daß das Vertrauen zur Verwahullg 
haben, von vornherein die Möglichkeit, die erschüttert wird, und gerade das ist in einer 
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Maehunze 
Demokratie gefährlich. Das Vertrauen zur I sie die Gesetze mißachtet haben - wer würde 
Verwaltung darf nicht erschüttert werden. ! uns das Recht geben, etwa alle Zollbeamten 

Meine Damen und Herren ! Es wird - da vor 
ist niemand gefeit, kein Regime gefeit, kein 
Minister gefeit - immer Fehlgriffe und Miß
griffe geben. Als ich mir überlegte, was ich 
zu dem gegenwärtig vorliegenden Einschau

mit schiefen Augen anzusehen ? Tausende 
Zollbeamte erfüllen gewissenhaft ihre Pflicht. 
Es kann natürlich einmal vorkommen - das 
hat es gegeben und wird es geben -, daß 
es auch ungetreue Beamte gibt. 

bericht sagen sollte, war mir etwas nicht Nun möchte ich dem Rechnungshof etwas 
bekannt, was heute die Zeitungen berichten. zu überlegen geben. Der Rechnungshof prüfte 
Wir sind mit Recht stolz auf unsere Demo- zum Beispiel das Landesgendarmeriekommando 
kratie ; wir sind mit Recht stolz darauf, für Tirol. Wenn man nun dort einen Mangel 
daß wir in diesem Haus auch übet unange- feststellt - das liegt in der Natur der Sache -, 
nehme Dinge frei und offen diskutieren können. dann schließt man sofort daraus, wie es im 
Es gibt Nachbarländer, wo eine solche freie gesamten Bereich der Gendarmerie in ganz 
Diskussion nicht mehr möglich ist, wo also Österreich - von Tirol bis zum Burgen
�ine straffe zentralistische FührWlg das ge- land - ausschaut. 
samte politische, kulturelle und wirt sc haft- Oder : Er prüfte das Landesinvalidenamt 
liehe Geschehen in der Hand hat. Wenn Sie für Kärnten. Sofort schließt man daraus, 
heute die Zeitungen lesen, werden Sie fest- wie es bei allen Landesinvalidenämtern in 
stellen, daß in der Tschechoslowakei - also ganz Österreich aussieht. Er prüfte die 
in Ullserem unmittelbaren Nachbarland - Bezirksgerichte in Stockerau und Purkersdorf. 
enorllle Mißgriffe vorgekommen sind. In der Vielleicht stellte er dort irgendwelche Mängel 
Prager "Volkszeitung" steht : fest. Aber gibt uns das die Möglichkeit zu 

"Neben den Manipulationen, die bei Be- sagen, daß bei allen Bezirksgerichten in ganz 
rechnungen über die Reparaturen von Niederösterreich etwa die gleichen Mängel 
1500 Prager Fassaden durchgeführt wurden, feststellbar seien � (Abg. Dr. Tull :  Wer 
erwähnt das Blatt zahlreiche Beispiele von hat das behauptet ? Das hat kein Mensch 
falscher Fakturierung aus anderen Wirt- behauptet !) Er prüfte die Finanzlandesdirek
schaftszweigen. So 8011 zum Beispiel die tion für Tirol. Er prüfte das Finanzamt für 
Fleischindustrie in Prag durch Stoffaustausch, Baden. Er prüfte das Finanzamt für Wolfs
Versetzen der Fleischwaren mit Wasser, Mehl berg, das Finanzamt für Freistadt in einem 
und ao weiter die Konsumenten um mehr als Teilbereich. 
66,5 Millionen Kronen geschädigt haben. Was möchte ich denn als konkrete Anregung 

Ein Automobilwerk soll mehr als acht Mil- zur überlegung stellen 1 Vielleicht ist diese 
lionen, ein Flugzeugwerk fast zwölf Millionen Anregung sachlich nicht durchführbar. Aber 
erschwindelt haben. In einer Kleiderfabrik wäre es nicht sinnvoll, wenn eine Finanz
seien durch unberechtigte Erhöhungen im landesdirektion in einem Bundesland geprüft 
Sektoren-Preiskatalog für Material und Zube- wird, daß dann die dieser Finanzlandef. · 
hör mehr als 39 Millionen falsch fakturiert direktion zugeordneten Dienststellen zur 
worden. ,Nur eines fehlt vorderhand in dem gleichen Zeit geprüft werden ? Dann bekäme 
Bericht der Volkskontrolle' , schließt das man einen Blick dafür, wie es im Wirkungs
Blatt, ,ob die bemängelten Handlungen Straf- bereich dieser Finanzlandesdirektion im allge
anzeigen zur Folge hatten' ." meinen aussieht .  Das wäre eine Anregung, 

Warum sage ich denn das, meine Damen die ich dem Rechnungshof mitgeben möchte, 

und Herren � (Abg. Dr. Hertha Firll b e l'g : wohei ich noch einmal sage : Ich weiß nicht, 

Das frage ich mich auch !) - Um zu bewei�;roll, . 01) sie durchführbar ist, aber es würde im 
daß wir uns zu einer offenen Diskussion aller · interesse der geprüften Institution ein 
Vorfälle bekennen, wie immer sie der Rech- besseres Bild ergeben. 

nungshof feststellen mag. Fehler werden Meine Damen und Herren ! Ich habe 
geschehen - sie sollen offen aufgezeigt werden. schon einleitend gesagt, die Österreichische 
Schuldige sollen zur Verantwortung gezogen Volkspartei fürchtet weder den Rechnungshof 
werden, aber, meine Damen und Herren, noch die von ihm vorgelegten Einschau
ich aage noch einmal : Hüten wir uns vor berichte. Wo Gesetze fehlen, sollen sie ge
Pauschalverdächtigungen, und hüten wir uns schaffen werden. Aber beste Gesetze werden 
davor, jeden kleinen Zwischenfall, der sich nicht davor schützen, daß es Fehlgriffe oder 
irgendwo ereignet, sofort für die politische Fehlentscheidungen gegeben hat und geben 
Agitation ausnützen zu wollen. (Zwischenruf wird. 
des Abg. M e l ter.) Wir sollen und können diskutieren - es 

Wenn in den letzten Tagen drei ungetreue gab auch andere Zeiten. Es soll in Österreich 
Zollbeamte verhaftet werden' mußten, weil unter den neun Bundesländern eines geben -

430 
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es hat einen sozialistischen Landeshaupt- es mehr parteitaktische Gründe sind, warum 
mann -, in dem - so wurde mir berichtet - man einer ordentlichen Ausschreibung der 
der Einschaubericht des Rechnungshofes über Treibstoffbeschaffung aus dem Weg gegangen 
Landeseinrichtungen als "Geheime Komman- ist. 
dosache" behandelt wird. Die Landtags- Der Rechnungshof stellt nun fest - des
abgeordneten dieses Bundeslandes sehen keinen wegen kam der Vergleich mit dem Wehr
Prüfungs bericht des Rechnungshofes und haben machtsbericht zustande -, daß aus nicht 
daher auch keine Möglichkeit, über diesen Prü- mehr feststellbaren Gründen der Kontakt zu 
fungsbericht im Landtag zu diskutieren. (Ab g .  den amerikanischen Nachschubstellen ver
Liba l: War das Niederösterreich ? - Ab g .  lorengegangen oder nur noch lose vorhanden 
Dr. Fiedler : Das werden Sie gleich hören, gewesen sei , wodurch dem Bundesheer die 
Herr Libal, wo das ist 1 Sehr nah von Ihnen ! meisten Maßnahmen der US-Armee im Nach
Noch näher 1) Ich stelle das nur fest, ein solches schubwesen in dieser Zeit entgangen seien. 
Bundesland soll es unter den neun Bundes- Das erinnert an jene Zeiten, wo das 
ländern geben. ( Unruhe. - Der Präsident  Heer zu stürmisch vorgeschritten ist und die 
gibt , das Glockenzeichen. )  Verbindung mit dem Nachschub verloren hat. 

Zur Demokratie, meine Damen und Herren, Wir lesen mit Freude" weiter, seit 1964 seien 
gehört die öffentliche Rechnungslegung, gehört auch die Kontakte zu den US-Dienststellen 
die ständige Kontrolle und eine offene Dis- intensiviert worden, um von diesen vollständige 
kussion über das, was der Rechnungshof fest- Unterlagen über die Umstellung der Kenn
stellt. Wir bekennen uns zur öffentlichen ziffern zu erhalten. Diese Bemühungen hatten 
Rechnungslegung. Wir bekennen uns zur bereits Teilerfolge. So konnten im Juni 1965 
ständigen Kontrolle. Wir scheuen keine Kritik für 68.000 alte Ersatzteilbestimmungen neue 
und nehmen daher den Bericht des Rechnungs- Bezeichnungen bekanntgegeben werden. 
hofes zur Kenntnis. (Beifall bei der Ö VP.) Was steht dahinter 1 Unsere Nachschub-

.. . . stellen des österreichischen Bundesheeres 
Prasldent : Z.u� Wort gem�ldet .Ist der liegen zu einem beträchtlichen Teil in Amerika. 

Abgeordnete Zellhnger. Ich erteIle es Ihm. 

I Die Amerikaner haben ihre Kennziffern ge-
Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Herr ändert. Unser Bundesheer hat bestellt. Als 

Präsident! Hohes Haus! Der Sprecher der die Lieferungen gekommen sind, haben wir 
Regierungsp-artei hat eben festgestellt :  Gäbe Dinge bekommen, die wir nur mehr auf dem 
es den Rechnungshof nicht, wäre er nicht Tandelmarkt verkaufen konnten, es waren 
existent, so müßte man ihn schaffen. Wir Dinge, die wir nicht bestellt hatten. 
Freiheitlichen sagen dazu : Wir sind froh, 
daß es den Rechnungshof gibt und daß . es 
keine Möglichkeit gibt, ihn wieder abzuschaffen, 
denn wir bezweifeln sehr, daß die Regierungs
partei den Rechnungshof erst schaffen würde, 
sich selber Kontrolle schaffen würde, wenn 
es sie nicht schon gäbe, Herr Kollege. 

Der Präsident des Rechnungshofes, den Sie 
heute anläUlich des Krampustages so irgendwie 
als den Krampus hinstellten, ist zwar nicht 
der Krampus, er ist aber immerhin die Rute 
im Fenster, die immer wieder wie eine leichte 
Drohung vor der Regierung steht. 

Aus der Fülle des Rechnungshofberichtes, 
aus den vielen Punkten kann man nur den 
einen oder den " anderen herausnehmen. Da 
gerade der Herr Verteidigungsminister hier 
ist, darf ich aus Höflichkeit mit einem Punkt 
beginnen, der ihn betrifft. (Heiterkeit.) Es 
ist nicht nur die Höflichkeit, denn ein Teil 
des Rechnungshofberichtes liest sich doch 
wie ein Wehrmachtsbericht. Etwa wenn man 
liest, daß das Innenministerium die Treibstoff
beschaffung aus taktischen Gründen nicht 
ausschreibt, während das Verteidigungsmini
sterium - ich möchte das anerkennen - das 
ausschreibt. Uns kommt die Vermutung, dal.! 

Wo immer auch das Verschulden liegt, 
ich glaube, es muß uns eine Warnung sein. 
In einem modernen Staat, wo die Kriege nicht 
mehr zehn Jahre, nicht mehr fünf Jahre 
dauern, sondern, wie die jüngste Zeit zeigt, 
oftmals nur mehr wenige Stunden, wird dem 
Verteidigungsminister keine Gelegenheit mehr 
geboten sein, die neuen Kennziffern jener 
Ersatzteile zu eruieren, die man allenfalls 
in einem Kriegsfall braucht. Tatsache ist, 
daß wir infolge dieses Mangels nicht nur eine 
Fülle von Material bestellt haben, das wir 
sowieso in Hülle und Fülle hier lagernd gehabt 
haben, sondern daß wir darüber hinaus auch 
Material bekommen haben, das wir in Öster
reich gar nicht brauchen, und das wir etwa 
in Afrika, Asien oder sonstwo zum Verkauf 
anbieten konnten. 

Hier müssen wir also dem Rechnungshof 
dafür dankbar sein, daß er rechtzeitig auf 
diese Fehler und auf dieses schwache Glied 
in unserer Verteidigung aufmerksam gemacht 
hat. 

Interessant ist auch im Hinblick auf ver
gangene Berichte jener Punkt, in dem fest
gestellt wird, daß die laut seinerzeitiger 
Mitteilung des Verteidigungsministeriums von 
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der NAPCO unentgeltlich überlassenen Ersatz
teile nicht 910.000 S wert waren, sondern, 
wie sich jetzt herausgestellt hat, nur 249.000 S. 
Seinerzeit hat das Verteidigungsministerium 
zur Beruhigung des Hohen Hauses gesagt, 
diese brave NAPCO hat uns ja um fast eine 
Million Schilling Ersatzteile gratis überlassen. 
Das hat manchen der Regierungsabgeordneten 
beruhigt. Uns Freiheitliche, die wir etwas 
skeptischer sind, hat das weniger beruhigt. 
Nun haben wir die Bestätigung hier im Bericht. 
Sie können unter Punkt 33, 1  lesen, daß die 
seinerzeitige Ausrede des Herrn Verteidigungs
ministers nun hinfällig geworden ist, denn 
die unentgeltlich überlassenen Ersatzteile 
waren nicht 910.000 S wert, sondern nur 
249.000 S. 

Weil wir gerade bei militärischen Kontin
genten sind, darf ich nun übergehend zum 
Innenministerium auf jenen Punkt hinweisen, 
wo das Zypernkontingent behandelt wird. 
Hier ist vom Innenministerium übersehen 
worden, die Forderung der Inlandsbezüge 
rechtzeitig bei den Vereinten Nationen anzu
melden. Das Außenministerium hat dann 
später mitgeteilt, daß eine nachträgliche Mit
teilung dem Ansehen Österreichs in hohem 
Maße abträglich wäre. Man hat daher von 
dieser nachträglichen Anmeldung unserer For
derung Abstand genommen. Das Ergebnis : 
unserem Staate sind 1 ,6 Millionen Schilling 
verlorengegangen. Wir haben bis zur Stunde 
nichts gehört außer der Tatsache, daß wir 
zur Wahrung unseres Ansehens - wer hat, 
der kann, und : nobel geht die Welt zugrunde ; 
der Herr Finanzminister wird sich sicher 
freuen, wenn er das hört - auf eine Forderung 
von 1 ,6 Millionen nur deshalb verzichtet 
haben, damit wir keine schlechte Nachrede 
bei der UNO haben. Wir werden gerne einmal 
auf diesen Betrag zurückkommen, wenn wesent
lich geringere Beträge mangels Geld abgelehnt 
werden müssen. 

Aber Tatsache ist, wir haben infolge dieser 
Schlamperei im Innenministerium einen Ver
lust von 1 ,6 Millionen Schilling. Es wäre 
eigentlich im Interesse des Finanzministers, 
aber auch des Hohen Hauses, wenn man 
erfahren könnte, was daraufhin veranlaßt 
worden ist, wer der Schuldige ist, wer der 
Verantwortliche ist. Wer ist der Mann, dem 
wir den Schaden von 1 ,6 Millionen verdanken � 
Was ist veranlaßt worden, daß sich ein solches 
Verschulden in Zukunft nicht mehr wieder
holen kann � 

Beim Bundesministerium für Inneres blei
bend, möchte ich die Aufmerksamkeit des 
Hohen Hauses noch auf das Landesgendarmerie
kommando in Linz lenken, wozu der 
Rechnungshof feststellt, daß es fünf Jahre 

nach seiner Fertigstellung bereits zu klein ist. 
Man hat zwar einen großen Speisesaal, man 
hat daneben einen großen Festsaal, man hat 
aber nicht die notwendigen Räume, um alle 
Beamten unterzubringen. Fünf Jahre nachdem 
das Haus gebaut worden ist, stellt sich heraus, 
daß es hinsichtlich der Größe und Raum
einteilung eine Fehlplanung war. 

Viel interessanter aber finde ich die Fest
stellung des Rechnungshofes, wo er die mo
derne Architektur bei diesem Bau durchaus 
bejaht, aber die Frage aufwirft, ob es bei 
einer Polizeizentrale unbedingt zweckmäßig 
ist, überdimensionale Glaselemente einzubauen. 
Ich für meine Person kann nur sagen, ich 
warte nur auf die nächste Demonstration in 
Linz, bei der ich mich bestimmt gerne ein
finden werde, um zu sehen, wie man dem 
Gendarmeriekommando in Linz mit Steinen 
die Glasscheiben einwirft . Aber hier waren 
wahrscheinlich höhere taktische Überlegungen 
des Ministeriums maßgebend, daß man die 
moderne Bauweise in großen Glaselementen 
ausgeführt hat. 

In einem weiteren Punkt befaßt sich der 
Rechnungshof mit dem Massafonds der Polizei 
und dem Massafonds der Gendarmerie. Nach
dem es uns im Ausschuß wenigstens gelungen 
ist, teilweise zu klären, was das Wort "Massa" 
heißt - das soll aus dem Italienischen kommen 
und soviel wie "Menge" bedeuten und hat 
sich durch viele Jahrzehnte im Sprachge
brauch der Uniformträger erhalten -, müssen 
wir nun feststellen, daß die großen Uniform
träger in unserer Republik, . wie etwa die Bahn 
oder die Post, ohne eigene Massafonds aus
kommen, daß hingegen die kleinen, ich glaube, 
die Justiz zählt wohl zu den kleineren, auch 
die Zollwache, die Polizei und die Gendarmerie, 
je einen eigenen Massafonds brauchen, der 
natürlich auch die entsprechenden verwal
tungsmäßigen Kosten verursacht. Ich freue 
mich, daß der Sparkommissär der Bundes
regierung hier sitzt. Ich darf ihm den 
Rechnungshofbericht zu einem eingehenden 
Studium empfehlen, denn hier steht sehr, 
sehr viel drinnen, was der Einsparungs
kommissär der Regierung in den letzten 
Jahren bereits in Angriff hätte nehmen können. 
Vielleicht kann er mangels eigener Initial
zündung die Anregungen, die der Rechnungs
hof gibt, nun in die Tat umsetzen. 

Ich möchte jetzt gar nicht darauf eingehen, 
ob solche Massafonds überhaupt notwendig 
sind. Da wir es uns leisten können, auf For
derungen gegen die UNO von 1,6 Millionen zu 
verzichten, können wir es uns sicher leisten, 
daß selbst kleine Uniformkörper, wie es der 
Zoll oder die Justiz ist, eigene Massafonds 
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mit eigener Verwaltung und mit dem dazu I des Schmitz ! - Heiterkeit.) Das ist aber ein 
Notwendigen, vor allem Personalsubventionen Konkursmassafonds, Herr Kollege, das ist 
haben. kein Uniformmassafonds. Das ist Konkurs

Was wir aber auf jeden Fall kritisieren 
müssen und wo wir uns der Kritik des Rech
nungshofes anschließen, das ist die auch vom 
Minister in der Ausschußsitzung- des Rech
nungshofausschusses zugegebene mangelnde 
Zusammenarbeit. Wir stellen fest, daß 
auch gar nicht die Absicht besteht, in Zukunft 
zusammenzuarbeiten, das heißt, der Polizei
massafonds geht seine eigenen Wege, die 
Gendarmerie geht ihre eigenen Wege ; es 
ist mir zum Beispiel bis heute - ich möchte 
das hier als persönliche Stellungnahme ab
geben - nicht einleuchtend, warum jeder 
Körper seine eigene Uniform hat, bei aller 
Hochhaltung der Tradition. Da müßte jedes 
Regiment beim Bundesheer auch noch ver
schiedene Farben haben. Ich habe das noch 
im Bundesheer erlebt. Es ist nicht einzusehen, 
warum hier keine Vereinheitlichung durch
führbar ist. 

Warum aber, wenn wir schon eigene Fonds 
haben, diese nicht zusammenarbeiten können, 
verstehe ich nicht. Wir haben in einem 
Ministerium vier Beschaffungsstellen, und in 
jeder Beschaffungsstelle sitzen vom Staat 
bezahlte Beamte, jede Beschaffungsstelle hat 
natürlich das Drängen, größer zu werden, 
mehr Schreibtische zu bekommen, und der 
Minister sagt : Nein, das muß so bleiben, hier 
gibt es keine Möglichkeit! Man wird sich 
zwar bemühen zu koordinieren, man wird 
aber nichts von dieser Verwaltungshyper
trophie abbauen können, und es wurde auch 
abgelehnt, eine gemeinsame Beschaffung durch
zuführen, das hat das Ministerium ausdrücklich 
abgelehnt. Während man sich heute in der 
gesamten Wirtschaft darauf umstellt, möglichst 
in großen Mengen zu beschaffen, weil es 
billiger ist, weil man besser planen kann, 
hat der Minister im Ausschuß eine gemeinsame 
Beschaffung ausdrücklich abgelehnt. Wir sind 
ja so reich in Österreich, wir können es uns 
leisten. 

Vielleicht könnte Herr Staatssekretär Gruber 
dem Innenministerium noch einige Anregungen 
geben. Es gibt sicher noch einige Uniform
träger. Zum Beispiel hier im Hause, unsere 
Saaldiener haben auch Uniformen. Vielleicht 
könnte man auch einen Parlamentsmassafonds 
ins Leben rufen. Der Herr Präsident wird 
vielleicht diese Anregungen aufgreifen. Es 
gibt sicher eine Unzahl davon. Es ist nicht 
einzusehen, warum gewisse Uniformträger 
schlechter gestellt sein sollen als andere. 
Wenn die einen eine Subvention bekommen, 
dann müssen auch die anderen eine bekommen ! 
(Abg. Pe ter :  Ein Massafonds für die Schulden 

massafonds, den der Herr Finanzminister dann 
zu vertreten hätte. 

Es ist nicht einmal möglich gewesen, die 
Prüfstellen zusammenzulegen. Hier wurde 
festgestellt, daß das Innenministerium die 
Zusammenlegung der Prüfstellen erwogen hat. 
Man muß sich also den hohen Seegang im 
Innenministerium vorstellen, man prüft bereits, 
ob eine solche Vereinfachung oder eine solche 
Verbilligung der Verwaltung möglich wäre, 
aber die Wogen haben sich geglättet, man hat 
die Ausrede gefunden, das Innenministerium 
ist Gott sei Dank so groß, daß man sagen 
kann, die große räumliche Trennung verhin
dert eine Zusammenlegung der Prüfstellen. 
Mit dieser Ausrede werden also die Prüfstellen 
weiterhin getrennt arbeiten. 

Ich glaube, Herr Staatssekretär, da wir 
schon lange auf eine Initiative von seiten 
der Regierung für die uns so oft in Aussicht 
gestellte Verwaltungsvereinfachung und Ver
waltungsreform und Verwaltungs verbilligung 
warten - hier wäre, wenn man nur den 
Gedankengängen des Rechnungshofes folgen 
könnte, sehr viel Betätigungsfeld und sehr 
viel Raum übrig. Wir haben heute mit Freude 
gehört, daß die Regierungspartei - ich möchte 
sagen - geradezu eine Kehrtwendung gemacht 
hat und heute fast noch mehr hinter dem 
Rechnungshof steht, als die Opposition je 
stehen konnte. Daher glaube ich, daß es auch 
ein Anliegen der Regierungspartei ist, zumal 
es sich ja hier nicht etwa um die Aufdeckung 
irgendwelcher Skandale handelt, sondern um 
durchaus berechtigte, positive und konstruk
tive Vorschläge. Hier ist eben dem Rechnungs
hof einmal das eingefallen, was der Regierung 
in vielen Jahren noch nicht eingefallen ist, 
wie man nämlich tatsächlich eine Verein
fachung der Verwaltung durchführen könnte, 
wobei lOh noch einmal zu erwägen gebe, ob man 
nicht auch um einen Schritt weitergehen und 
die Uniformen in Österreich vereinfachen 
könnte. Ich frage überhaupt : Braucht man 
diese Massafonds, deren Kosten - das werden 
Sie, Herr Staatssekretär, als Einsparungs
kommissär ja wissen - auch wieder personelle 
Subventionen von vielen Millionen Schilling 
ausmachen � (Präsident Dipl.-Ing. Wald
brunner  übernimmt den Vorsitz.) 

Betrachten wir hier auch · die Folgen. So 
habe ich immer wieder festgestellt : Die 
jungen Beamten sind an den Massafonds ver
schuldet, und die älteren - das sind wahr. 
scheinlich jene, die in den Ministerien sitzen 
und keine Uniformen mehr anzuziehen 
brauchen - haben meistens sogar ein Gut-
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haben an den Massafonds. Es ist also keines- I lichen Kinder in dieser Richtung gleichzu
wegs so, daß die jungen Beamten irgendwie I steHen, dürfen wir hier nicht weiter warten, 
erfreut sind, daß es diesen Massafonds gibt, bis die Regierung initiativ wird, sondern 
sondern sie klagen darüber und sagen : Wir müssen, wenn die Regierung ihrerseits nichts 
haben Schulden an den Massafonds, während macht, von seiten der Fraktionen dieses Hauses 
die alten dort ein Guthaben haben. Man initiativ werden. 
könnte also hier mit Ausnahme einiger weniger Etwas mehr Zündstoff enthält jener Punkt, 
höherer, in den ruhigen Amtsstellen sitzender der sich mit den Gehaltsvorschüssen der 
Uniformträger, die aber keine Uniform mehr Direktionsmitglieder der Sozialversicherungs
tragen, nicht nur eine Vereinfachung, eine träger beschäftigt. Hier hat der Rechnungshof 
Verbilligung der Verwaltung herbeiführen, man festgestellt, daß es eine Dienstordnung gibt, 
könnte auch einem beachtlichen Teil der an die sich allerdings die Direktion selber nicht 
Exekutive damit sogar weitgehend entgegen- hält. Man hat den Eindruck, daß diese 
kommen. Dienstordnung nur für die kleinen Angestellten 

Nicht einzusehen allerdings ist, warum nach der Sozialversicherungsträger vorhanden ist, 
dem Bericht des Rechnungshofes das Gesetz während die Mitglieder der Direktion einen 
über das Fondswesen, das urgiert wurde, am Weg gefunden haben, um sie zu umgehen 
Wappen- und Siegelschutzgesetz scheitert - so und es sich zu richten. Diese Dienstordnung 
zu lesen im Punkt 5,17 des Rechnungshof- besagt, daß Gehaltsvorschüsse, die ein Monats
berichtes über das Innenministerium, das zwar gehalt übersteigen, an eine Genehmigung 
so groß ist, daß man die Prüfstellen nicht gebunden sind und nur im Falle unverschul
zusammenlegen kann, aber anderseits wieder deter Notlage gegeben werden können. 
zu klein ist, um gleichzeitig zwei Gesetze Nun hatten die Direktionsmitglieder plötzlich 
bearbeiten zu können. Man bejaht zwar, daß den Wunsch, aus ihren bescheidenen Stadt
das Gesetz über das Fondswesen dringend not- wohnungen herauszukommen - ein durchaus 
wendig wäre, es scheitert aber am Gesetz verständlicher Wunsch -, Baugründe zu 
über Wappen- und Siegelschutz, dessen Not- kaufen und Einfamilienhäuser zu bauen. Offen
wendigkeit ich nicht bestreiten will, aber dessen bar haben die Gattinnen der Herren Direktoren 
Zusammenhänge mit dem Fondsgesetz für diese entsprechend unter Druck gesetzt. Diesen 
mich als einfachen Juristen nicht ganz ein- Druck hat nun der Vorstand, die Direktion 
leuchtend sind. Anscheinend scheitert es nur dann als jene "Notlage" angesehen, bei der man 
daran, daß das Ministerium zwar zuviel die Dienstordnung umgehen und auch höhere 
Beamte hat, um die Prüfstellen zusammen- Gehaltsvorschüsse geben kann. 
legen zu können, aber zuwenig, um zwei 
Gesetze gleichzeitig bearbeiten zu können. Mit Recht wurde dies vom Rechnungshof 

Vielleicht könnte man durch Freimachung kritisiert und festgestellt. Interessant ist 

des einen und des anderen Schreibtisches die - und darauf möchte ich die Damen und 

Arbeitsfreude im Ministerium und seine Pro-
Herren Abgeordneten beider Fraktionen auf

duktivität etwas fördern. melksam machen - die in meinen Augen 
ausgespI Ochen freche Antwort, die dem Rech-

Ich darf mich nun einem anderen Bereich nungshof gegeben wurde. Die Anstalt er
zuwenden, und zwar dem Sozialministerium. widerte; daß sie die Auffassung des Rech
Zuerst einmal eine Feststellung, die wir dem nungshofes nicht teilen könne - das ist ja 
Rechnungshof verdanken und die wir im Aus- selbstverständlich, denn diejenigen, die geant
schuß bereits besprochen haben. Es hat sich wortet haben, walen ja j ene, die die höheren 
herausgestellt, daß bei der landwirtschaft- Vorschüsse genehmigt haben - und daß es 
lichen Zuschußrentenversicherung die Berech- ihrer Ansicht nach der Eigenverantwortlichkeit 
nungsbasis für uneheliche Waisen nur halb so ihrer Verwaltungskörper vorbehalten bleibe, 
groß wie für eheliche Waisen ist . in welchen sonst begründeten Fällen ein Vor

Ich muß offen gestehen : Bisher wußten das 
die meisten von uns nicht. Nun also gilt hier 
wieder eine derartige Unterscheidung. Es 
sind noch einige andere Punkte festgestellt 
worden, zum Beispiel hinsichtlich des An
spruches auf die anderthalbmal so große 
Doppelwaisenrente nach dem Tode der ver
sicherten Mutter ; in diesem Fall hat auch das 
uneheliche Kind keinen Anspruch, während 
das eheliche Kind Anspruch hat. Da aber 
nun die einheitliche Auffassung des Parlamen
tes dahin geht, die unehelichen und die ehe-

schuß gewährt werden kann. 
Ich glauhe, daß das jenes Maß erreicht, 

bei dem die Verantwortlichen dieser Anstalt 
zweifellos ihre Grenzen übersehen haben. 
Wir dürfen nicht vergessen, daß der Bund, die 
Gesamtheit in Östel'l'eich erhebliche Zuschüsse 
an die Landwirtschaftliche Zuschußl'enten
versicherungsanstalt in 'Wien zum Beispiel 
leistet, daß die Gesamtzuschüsse an die Sozial
institute in Österreich ja 7 bis 8 l\1il1iarden 
ausmachen und daß das Parlament selbst
verständlich ein Interesse hat, durch ein 
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Prüf organ, durch den Rechnungshof, nach
zusehen, was mit diesem Geld geschieht. Es 
müßte einmal klargestellt werden, daß die 
Gebarung dieser Anstalten zur Gänze der 
Kontrolle des Rechnungshofes unterliegt. 
Wenn wir in diesem einen Fall, bei den Woh
nungen der Mitglieder der Direktion, eine 
Ausnahme zulassen, dann wissen wir nicht, 
wo diese Grenze eines Tages gesetzt ist. 

Von der landwirtschaftlichen Zuschußrenten
versicherung erlauben Sie mir einen Ausß.ug 
zur Landwirtschaft selber. Der Rechnungshof 
stellte fest, daß Förderungsmittel, die Land
arbeitern einerseits für den Eigenheimbau 
und andererseits für den Bau von Dienstwohnun
gen gegeben werden, in nicht wenigen Fällen 
dazu gebraucht werden, den armen Land
arbeitern nicht ein Zimmer! zu bauen, sondern 
Fremdenzimmer auszubauen, was wiederum 
nicht ganz der Zweck der Förderungsmittel 
ist. Denn wenn das Parlament - in seiner 
Gesamtheit oder nur die Regierungsmehr
heit - irgendwelche Mittel dem Herrn Finanz
ministel' oder der Bundesregierung genehmigt, 
muß es sich doch eigentlich auch dafür interes
sieren, ob mit diesem Geld dann auch das 
geschieht, was es beschlossen hat . Aber die 
Regierung profitiert in erster Linie davon, 
daß sie sich mit der Regierungsmehrheit 
begnügt, zu beschließen, was mit dem Geld 
geschehen soll, aber sich dann wenig darum 
kümmert, ob die von ihrer Partei gestellten 
Minister auch die Mittel immer in entspre
chender Weise einsetzen . 

Wir stellen hier in Übereinstimmung mit 
dem Rechnungshof fest, daß Förderungsmittel 
für Wohnungen für Landarbeiter natürlich 
auf keinen Fall dazu da sind, um Fremden
zimmer auszubauen. Ja man ging sogar einen 
Schritt weiter : Es wurde ein Fall festgestellt, 
in dem Förderungsmittel zum Bau von 
Landarbeiterwohnungen gegeben wurden, wo 
infolge der Kleinheit des Besitzes gar keine 
Landarbeiter beschäftigt waren. Das ist zwei
fellos ein grober Mißbrauch von Förderungs
mitteln, die ja aus öff,'mtlichen Steuermitteln 
kommen. Abgesehen davon, daß diese Mittel 
selbstverständlich sofort wieder abberufen wer
den müßten, ist auch dafür Vorsorge zu 
treffen, daß Mittel nur widmungsgemäß ein
gesetzt werden. 

Im Kapitel Unterricht schneidet der Rech
nungshof das Thema Bildungszulage an. 
Schade, jetzt ist der Herr Staatssekretär 
gerade weggegangen, aber vielleicht kann man 
es ihm dann noch sagen. Die Lehrer in 
Österreich bekommen eine Bildungszulage von 
1200 S im Jahr ; ein GesamtvoJumen von 
etwa 52 Millionen Schilling wurde dafür aus
geschüttet. Für diese 1200 S im Jahr müssen 

die Lehrer nun Belege sammeln ; sie müssen 
Kinokarten, TheatClkarten, Buchrechnungen 
und ähnliche Nachweise, daß sie sich weiter
bilden, sammeln und abliefern, um nachzu
weisen, daß sie 1200 S ausgegeben haben. 
Praktisch heißt das : 59.000 Lehrer in Öster
reich müssen Belege sammeln, 6000 Schulen 
müssen diese Belege einsammeln und kon
troHieren, 83 Bezirksschulräte, 9 Landes
schulräte und 9 Landesbuchhaltungen sind 
damit befaßt. Im Grunde genommen aber 
kann bei dieser Kontrolle überhaupt nichts 
herauskommen, denn es gibt nur zwei Mög
lichkeiten : Entweder man kontrolliert es 
nicht, was in der Praxis geschieht - ich 
möchte das auch gar nicht kritisieren, denn 
jeder Lehrer kann sicher nachweisen, daß er 
im Jahr 1200 S für seine Bildung ausgeben 
muß -, dann ist es überß.üssig, daß wir das 
Sammeln von Belegen verlangen und der 
Direktor, der die Belege einsammeln muß, 
nachrechnen muß, ob jeder Lehrer seiner 
Schule für 1200 S Belege brav abgeliefert hat. 
Oder es wird kontrolliert, dann kostet diese 
Kontrolle, billigst gerechnet, Herr Staats
sekretär Gruber, 7 bis 8 Millionen Schilling. 

Hier wäre also, wenn Sie den Rechnungshof
bericht lesen, wieder ein Betätigungsfeld, 
wo der Reformkommissär der Regierung 
sehr leicht eine Anregung geben könnte, 
ohne daß das auch nur einen Groschen kosten 
würde. Die Bildungszulage steht nun einmal 
den Lehrern zu, und ich glaube, hier könnte 
man so weit gehen und sogar darauf ver
zichten, daß die 59.000 Lehrer nun Hundert
tausende Zettel sammeln müssen, Zettel ,  
die kein Mensch mehr anschaut.  Denn wenn 
es jemand anschauen würde, dann würde 
die Kontrolle mehr kosten, als es der ganze 
Einsatz der Mittel rechtfertigen würde. 

Da der Herr Fillallzminister hier ist, darf 
ich nun, zum Finallzministerium übergehend, 
mich mit der Vergütung der Staatskommissäre 
für kreditpolitische Bundesaufsicht beßchäfti
gen, ebenso mit der Vergütung für die Kon
trolle der StaatsclIuckelei und mit der Ver
gütung für BunclesvCltreter bei Unternehmun
gen. Es ist das ein PlOblem, das Uns ja schon 
seit vielen Jahren beschäftigt, und ein Pro
blem, wo interessantCl weise der Finanzminister 
eine sehr offene Hand gezeigt hat und eine 
Großzügigkeit an den Tag gelegt hat, die in 
keiner Weise mit seiner sonst zutage gelegten 
Armut zusammenpaßt. 

Es handelt sich bei den Vergütungen, die 
diese Staatskommissäre und diese Bundes
vertreter bei den Unteluehmungen bekommen, 
um die alte Streitfrage : Ist es eine Ent
Echädigung für Nebentä : igkeit - nach § 25 
des Gehaltsgesetzes - oder handelt es sich 
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dabei um eine Zulage für Mehrdienstleistungen 
nach § 1 8  des Gehaltsgesetzes. Es hat sich 
dann der Standpunkt des Rechnungshofes 
eindeutig durchgesetzt, daß es sich um eine 
Zulage handelt. 

Ich glaube ,  das ist ein Problem, Herr 
Finanzminister. Ich habe durchaus Ver
ständnis dafür, daß ein Minister, der es in 
der Öffentlichkeit nicht leicht hat, sich wenig
stens das Wohlwollen eines Teiles seiner 
Beamten erhalten will, aber ich darf Ihnen 
versichern, Herr Minister, es gibt viel mehr 
Beamte, die diese Vorzüge nicht haben und 
Neid und einen Zorn haben. Es gibt viel 
weniger Beamte, die das entsprechend hono
riert erhalten. Tatsache ist, daß der Großteil 
dieser Beamten in ihrer Dienstzeit im Auftrage 
des Ministeriums eine zusätzliche Tätigkeit 
ausübt, eine Tätigkeit, für die Zehntausende 
anderer Beamten keine Sondervergütung be
kommen. Ein kleiner Kreis Auserwählter 
hat nur die Möglichkeit, sich hier zum 
Gehalt noch etwas dazuzuverdienen. 

Um die Ungerechtigkeit und die Unter
schiede und die, möchte ich sagen, persönliche 
Zumessung nicht allzusehr der Kritik aus
zusetzen, sollte man bei der Bemessung der 
Höhe doch etwas sparsamer vorgehen, Herr 
Finanz minister . Sie sollten dieselbe Sparsam
keit an den Tag legen, die Sie j a  jetzt so oft 
dem österreichischen Volke immer empfehlen. 
Man soll die Sparsamkeit nicht immer nur 
vom Volk verlangen, sondern man soll auch 
einmal den Mut haben, hohen Beamten des 
eigenen Ministeriums ruhig zu sagen, daß 
etwa eine Funktionszulage von 28 .000 oder 
30.000 S im Jahr - pro Funktion , bitte ! ,  es 
kann natürlich einer auch mehrere Funktionen 
haben, und es gibt etliche, die mehrere 
Funktionen haben - doch ein sehr beacht
liches Nebeneinkommen ist, um das sie 
mancher sogar als G� undeinkommen beneiden 
würde. 

Wir haben also festgestellt, daß diese Staats
kommissäre bei der kredit,politischen Bundes
aufsicht - wie der Rechnungshof mitteilt -
etwa 600 bis 1800 S monatlich bekommen, 
während die Bundesvcl'treter bei den Unter
nehmungen "entsprechend verschieden" hone
riert werden, je nachdem, ob sie bei einem 
"armen" oder "reichen" Unternehmen als 
Aufsichtsräbe und so weiter sitzen. Sie be
kommen bei den ä'>msten, glaube ich, 1440 S 
pro Funktion und bei den reichsten, wie 
gesagt ,  28 .000 bis 30.000 S im Jahr. 

Ich glaube, daß es sich hier schon um der
artige Nebeneinkommen handelt, daß man sich 
tatsächlich fragen muß , ob das gerechtfertigt 
ist - neben dem Gehalt, den der Beamte 
bekommt, zumal er die Tätigkeit in erster 

Linie während der Dienstzeit ausübt r Es 
ergibt sich also die Frage, ob hier nicht Neid 
und Mißgunst selbstverständlich entstehen. 
Denn wenn jemand um 100.000 S mehr ver
dient als der andere, der nicht um eine Stunde 
mehr oder weniger leistet, hat der Betreffende 
natürlich einen gewissen Neid. Dazu kommt 
natürlich das Moment - das will man ja -, 
daß der Betreffende natürlich der Partei des 
Ministers gefällig sein will. Er wird sich durch 
besonderen Eifer dort auszeichnen. Wenn er 
dann eine gewisse Zeit an Funktionärsjahren 
hinter sich gebracht hat, dann kriegt er als 
Belohnung auch irgend so einen Aufsichts
ra tsposten. Das sagt man, und das kann in 
der Praxis auch kaum widerlegt werden. 

Es ist also wirklich nicht einzusehen, 
warum kein Finanzminister bisher den Mut 
hatte, dieses heiße Eisen einmal anzugehen, 
zumal hier auch eine Ungleichheit festgestellt 
werden muß. Es besteht auch ein gewisser 
Widerspruch zu dem § 25 des Gehaltsgesetzes. 

Dazu kommt aber noch - und das ist etwas, 
was wir hier besonders ankreiden -, daß 
der Finanzminister nicht nur ein gewisses 
Entgegenkommen gegenüber einer kleinen 
Gl uppe Auserwählter zeigte, sondern daß der 
Finanzminister schon immer die Tendenz hatte, 
eine besondere Vorzugsstellung bei diesen 
Bezügen einzuräumen. Ich darf hier nur die 
vom Finanzminister vertretene steuerliche 
Begünstigung als Funktionsgebühr erwähnen, 
die wir zweifellos als gesetzwidrig - sie ist 
sicherlich gesetzwidrig - ablehnen müssen . 

Seit Jahren, Herr Finanzminister , wird 
über das geredet. Vielleicht sind in manchen 
Punkten die Gerüchte viel weitergehend als 
die ·Wahrheit. Aber daß solche Gelüchte 
entstehen konnten, daß man hier den Vonvurf 
erhebt , daß ein Finanzminister, der vom Volk 
Sparsamkeit verlangt, für verdiente Funktio
näre seiner Partei und für Leute, die er be
luhigen will, eine wesentlich großzügigere 
Behandlung an den Te,g legt und ihnen sogar 
eine steuerliche Begünstigung einräumt , dar
über darf man sich nicht wundern. Es fehlt 
leider Gottes der Finanzminister, der hier 
aufsteht und seinen eigenen Beamten, den 
ihm nahestehenden Beamten, zuruft, sie sollen 
den Gürtel enger schna.llen, wie er es dem 
Volke zuruft. 

Klar, es ist ejn heißes Eisen . Das ist doch 
auch mit ein Grund, warum die Beamten des 
Rechnungshofes, die ja VOll solchen - ich 
möchte hier ausdrücklich feststellen, Gott 
sei Dank, wir wollen es anerkennen - beacht
lichen Trinkgeldern, die in die Hunderttausende 
Schilling pro Jahr gehen können, ausgeschlos
sen sind, seit Jahren die Hand auf diese Wunde 
legen. Seit Jahren stellt sich der Finanz. 
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mini.ster vor diese - ich sage es ausdrücklich - I 
Bekenntnis zur Notwendigkeit des Reehnu.ngs

Mißstände . Seit Jahren geschieht nichts, hofes. Dann möchte ich aber gleich eines sagen : 
außer daß die geprüften Beamten natürlich Dann warten wir nicht - und das ist vielleicht 
auf den Rechnungshof böse sind und daß der Fehler ; wir Freiheitlichen haben schon 
dann immer wieder so · von hinten herum oft darauf hingewiesen, meü1 Fl'aktio1l8-
versucht wi rd, zu sagen : Der Rechnungshof kollege Dr. Tonge! hat das wiederholt hier 
soll weniger Beamte bekom men ! Das ist doch ausgeführt -, biß die Regierung init iativ wird. 
selbstve�>ständ1ich, denn wenn noch mehl' Warten wir auf keine RegierungsvOl lage. 
Prüfer dort wären, dann würden noch meht· Diese Regierung Klaus wird in Sachen Rech
derartige Dinge der Öffentlichkeit bekannt nungshof nie aktiv werden. 

w
.
erdeI�. Das i�t als? die Rache der Geprüften.  Im Gegenteil, sie wird jede Schwierigkeit 

SIe WIssen, SIe seehen unter dem vollen machen um den Rechnnno-shM in seiner Arbeit 
Schutz ihres M,iaisters , u�cl .ß!auben, si�h da- zu behi�ldern . Die .se Mei�uD g kö�men Sie der durch . am Recnnungshof racne� zu konnen, freiheitlichen Opposition nur dann nehmel1 , 
daß SIe �agen : � a gut, ,,,enn dIese Beamten wenn Sie als Abgeordnete der Regierungs
so.lche Dmge ?Cl uns aufdecken, .

daI;n werden partei Ihrerseits eiI1mal die Initiative erWIr unsererseIt� alles tl�n, . 
dal�llt o:r Rech- greifen. Ich darf hier noch einmal die Frak

nungshof aus semen SchWIerIgkeIten me heraus- tionen der anderen Parteien dieses Hauses 
kommt. einladen zu einer Dreiparteien-Initiative über 

Damit, meine Damen unu Herren, erlauben ein Rechnungshofgesetz auf Gruml des Vor
Sie mir, daß ich noch zur Frage des Rechnungs- bringens de.s Rechnungshofes, das wir seit 
hofgesetzes selbst Stellung nehme . Im Jahre drei Jahren kennen und wo wir einfach nicht 
1 958 setzte der Verfassungsgerichtshof den mehr weiter zuwarten dürfen. Wenn Ihr 
§ 12 des Rechnungshofgesetzes außer Kraft, Bekenntnis zum Rechnungshof und zur Kon
der die Prüfungszuständigkeit des Rechnungs- trolle ernst ist , dann warten wir nicht auf eine 
hofes für die Unternehmungen des Bundes Regierungsinitiative. In diesem Fall ist sie 
festlegte . Der Verfassungsgerichtshof gab da- auch völlig unbegründet, denn der Rechnungs
mals dem Gesetzgeber ein Jahr Frist, initiativ hof ist unßer Organ, und wir als Abg�ordnete 
zu werden. Ich muß sagen : Ich und ,vir dieses Hauses müssen daran interessiert sein, 
Freiheitlichen haben heute diesen leichten daß dieser Rechnungshof arbeitsfähig ist und 
Lichtstrahl von der Regierungsbank her mit daß das Rechnungshofgesetz in der notwendigen 
Freude vermerkt. Bisher war es nicht so, Form von diesem Haus beschlossen wird. Es 
denn seit dem Jahre 1 959 ist das Rechnungs- wird also notwendig sein, daß die Fraktionen 
hofgesetz verstümmelt, teilweise aufgehoben . dieses Hauses ihrerseits die Initiative ergreifen . 

Im Jahre 1 964 - ich darf Sie daran er- Der Herr Staatssekretär ist wieder hier : Ich 
innern - hat der Rechnungshof den Sonder- habe zuvor schon darauf hingewiesen, daß der 
bericht in eigener Sache hier vorgelegt , jenen Rechnungshof immer sehr wertvolle Vorschläge 
Sonderbericht - wir wollen alle Zwischenfälle hinsichtlich der Verwaltungsreform gibt. Es 
vergessen -, wo wir gemeinsam feststellen ist Mode geworden : Alle reden von der Ver
müssen : Geschehen ist bis heute nichts, meine waltungsreform .  Wenn die Regierung irgend
Herren 1 Ich möchte dabei nicht einmal sagen, wo einige Posten streicht, die ohnehin schon 
daß es die Regierungsabgeordneten allein seit Jahren nicht mehr besetzt sind, weil sich 
sind, die immer wieder die mahnenden Worte kdn� Fachkräfte mehr dafür melden , dann 
der Opposit.ion und der L'eiheitlichen Sprecher wird das sofort als die große Verwaltungs
hier ü berhört haben. Das sind zum Teil reform der Regierung großartig plakatiert . Aber 
natürlich auch jene Stellen im Ministerium, in "Wirklic hkeit ist eigentlich, Herr Staats
die gar kein Interesse haben, daß dieser s(:kretär, hinsichtlich der so oft verheißenen 
Mangel abgestellt wird . Reform gar nichts geschehen. Denn in dem. 

Ul. d  ich darf Ihllen, meine Herren von der 
R�giel'lmgfmehrhC'it, heute hier noch einmal vor 
Augen führen : BAt df m Jahre 1959 haben wir 
nur mehr ein verstümmeltes ur.d ein nur mehr 
teilw(i:�e in Kraft bc fiEdliehes RechllUllgshof
gesetz. 8. it d( m Jahre 1964 - Ul}d den Be
richt kellnt j( der, es hat genu.g ·Wirbel in 
diep{ m HauRe um diesen S01:derbericht des 
Rechmm gshofes gegeben - geschieht weiterhin 
nkhts ! Da müssen wir also sagen : Wir würden 
sehr gene das glauben, was der Sprecher der 
Regierungspartei vor mir gesagt hat : dieses 

Augenblick, in dem irgendeine politiqche 
Gruppe oder eine Gewerkschaftsgruppe \Vider
stand leistet, wird die Reform sofort zurück
gezogen, endet jede hutiative und il:it es EOfort 
aus mit jedem guten \Villen für eine ßolche 
Verwaltungsreform, der vielleicht anfangs vor
handen war. 

Herr Staatssekretär Gruber ! Sagen Sie der 
Regierung, es gibt keine Reform, mit der alle 
zufrieden sind : die politischen Parteien, die 
Gewmkschaften, die Regierung, die Beamten, 
die Betroffenen - eine solche Reform gibt es 
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nicht. Eine Reform, die Sinn und Zweck haben 
soll, muß geradezu die Unzufriedenheit der 
einen oder anderen Gruppe auslösen. Es wäre 
hier vielleicht etwas mehr Na(;kensteife not
wendig . 

Es krankt aber an und für sich schon daran, 
daß der für die Verwaltungsreform zuständige 
Chef der Regierung als erstes einmal sofort die 
Verantwortung auf einen Staatssekretär abge
wälzt hat, der allerdings nach der Verfassung 
wieder nicht verantwortlkh sein kann. Das 
heißt, in der Öffentlichkeit schimpft und sagt 
man - entschuldigen Sie t - : Der Dr. Gruber 
macht nichts ! Aber in Wirklichkeit kann 
Dr. Gruber mit Recht sagen : Ich kann ja 
nichts machen, denn ich bin nicht verant
wortlich ; ieh kann nur Anregungen geben, ich 
bin ein S t aatssekretär, ul1d als solcher habe 
ich gar nicht die Möglichkeit , Verantwortung 
zu tragen. 

Wir wollen also feststellen : Hinter einer Ver
waltungsreform muß höchste politische Au
torität stehen, das heißt : Es ist und bleibt 
der Chef der Regierung, der Kanzler dafür 
verantwortlich ! Wir wollen daher gar nicht 
den Bürgen , der immer hier auf der Regierungs
baI�k sitzen muß, schlachten, wenn die Ver
walt ungsreform nicht kommt ; das wird dann 
die Regiel'ung wahrscheinlich selbst machen, 
dann wird einer gesll.cht, der schuld sein muß, 
und das werden sicherlich Sie sein , Herr 
S;:aats�ekretär . Vvir wollen von Haus aus fest
stellen : Schuld ist der Kanzler, der auf diesem 
Gebiet genausowenig initiativ ist und genauso 
versagt wie auf zahlreichen anderen Gebieten. 

Man soll überhaupt die Verwaltung dort auf 
eine eindeutige und klate gesetzliche Grundlage 
stellen, wo Maßnahmen vernünftig sind. Das 
möge viellekht auch eine der Lehren sein, die 
wir au s diesem und allen Rechnungshof
berichten ziehen. 

Ich darf das Bei'lpiel der Sportförderung 
bringen, weil es aktuell ist und weil es in den 
letzten Tagen in der Öffentlichkeit stark 

diskutiert worden ist. Bei der Sportförderung 
fehlen die Länder, die zuständig sind ; der Bund 
ist nicht zuständig ; aber wenn der Bund nicht 
entsprechend fördert, kann eben vieles nicht 
geschehen. Ich habe eines Tages in der Zei
tung gelesen, daß die Skination Österreich nicht 
in der Lage ist, eine Mannschaft zur Olympiade 
nach Grenoble zu senden, wenn nicht die 
Landwirtschaftliche Genossenschaft Ennstal in 
Stainach-Irdlling bereit ist, die entsprechenden 
Mittel vom steuerlichen Sektor des Finanz 
ministers abzuzweigen und in den Sport hinein
zugeben. Wozu diesen Umweg 1 Warum nicht 
eine klare gesetzliche Grundlage, eine klare 
gesetzliche Zuständigkeit ? Es ist doch tat
sächlich so . Ich möchte nicht Reklame für 

eine Firma machen - mir ist jede landwirt
schaftliche Genossenschaft gleich lieb und 
wert -, aber die "Maresi" hat es geschickt aus
genützt ur�d hat gesagt : " ,Maresi' rettet den Ruf 
Österreichs als Skination. " Im Grunde ge
nommen ist heute jeder froh, daß sich über
haupt jEmand gefunden hat, der aus diesem 
Dikmma herausgeholfen hat. Diese 900.000 S, 
die ni<;ht weltbewegend sind, sollten uns doch 
zu denken geben. denn nebenbei erwähnt, ist 
es interessanterweise gerade jene landwirt
schaftliche Genossenschaft, die beim Steuer
zahlen wesentlich weniger großzügig war als 
jetzt bei der Sportförderung. Ich bejahe die 
Sportförderung, ich freue mich darüber, aber 
ich darf daran erinnern, daß wir uns im 
Rechnungshofausschuß gerade mit dieser 
Lacdwirtschaftlichen Genossenschaft im Enns
tal deswegen beschäftigen mußten, weil sie 
sehr großen Widerstand gegen Kontrollen des 
Rechnungshofes und gegen das Steuel'zahlen 
gezeigt hat. Der Ausweg, der gefunden worden 
ist, der ist erfreulich, aber er zeigt auch die 
ganze Misere auf, die dahintersteckt. Die 
landwiI kch.aftliche Genossenschaft hat damit 
ellhV€,der den Gewinn der Genossenschaft um 
d ie 900.000 S vermindett, oder sie setzt es als 
'\VerbeaufwaLd ab , dann fehlen sie dem 
Fillanzminister - per saldo kommt es immer 
wifder aus derselben Tasche, das heißt : Es 
wil d  von seiten der Öffentlichkeit bezahlt. Ich 
möchte damit die Leistung nicht schmälern, 
sOLdern nur an dieses Haus appellieren, daß 
wir Aufgaben, die zu lösen sind, nicht aus dem 
Weg gehen sollen und daß wir die Verwaltung 
auf jene gesetzliche Grundlage st ellen sollen, 
wo Maßnahmen mit Vernunft, zu setzen sind. 

Wollen wir hoffen, daß diese Aktion "Milch 
gab ich für Gold" tatsächlich Goldmedaillen 
in Grenoble bringt , aber es soll uns Abge
ordneten auch eine Lehre sein, daß man Zu
ständen, die außerhalb des gesetzlich regulier
ten Bereiches liegen, nicht weiter aus dem Weg 
gehen kann. 

Somit darf ich meinen Teil der Ausführungen 
zum Rechnungshofbericht, den ich namens der 
freiheitlichen Fraktion bearbeitet habe, mit 
einem Dank an den Rechnungshof und an die 
Beamten des Rechnungshofe$ beendell, mit 
einem Dank an jene Beamte, die unter keines
wegs leichten Bedingungen und im vollen Be
wußtsein de'3sen, daß sie sich mit ihrer Arbeit 
bei der Kollegenschaft in den Ministerien keine 
Freunde sch affen, ihre Pflicht erfüllt haben, 
und der Hoffnung Ausdruck geben, daß der 
Rechnungshof, unabhängig von der Regierung, 
auch in Zukunft 80 gut funktionieren wird 
wie bisher. 

Wir Freiheitlichen bejahen den Rechnungs
hofbericht, wenngleich wir die Tätigkeit der 

43 1 
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damit kontrollierten Regierung verneinen. Wir 
werden daher dem Bericht unsere Zustim
mung geben. (Beifall bei der F PO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge
ordneten Jungwirth das Wort. 

wesens der FLD Tirol verlangt. Damit sollte 
eine bessere Ausnützung des Kanzleipersonals 
erreicht werden und Bedienstete für wichtigere 
Arbeiten freigestellt werden. Leider ist dieser 
im Jahre 1957 vom Rechnungshof gemachte 
Vorschlag bisher unerfüllt geblieben. 

Es entbehrt nicht einer gewissen Groteske, 
Abgeordneter Jungwirth (SPÖ) : Herr Präsi- daß ebenfalls bei der Fillanzlandesdirektion 

dent ! Hohes Haus ! Ich möchte mich nicht Tirol anläßlich der Prüfung festgestellt wurde 
d€m Kinderquizspiel des Herrn Abgeordneten - siehe Abschnitt 48,3 -, daß die bei einer 
Machunze , der den Rechnungshof etwa so Innsbrucker Firma bestellten Rundsiegel von 
behandelt hat wie : "Wer fürchtet füch vor dem Unbekannten abgeholt wurden und daß bis
bösen Mann 1 " ,  anschließen, sondern ich bin lang nicht festgestellt werden konnte, wer der 
der Meinung, daß dem heute vorliegenden Abholer dieser RlUldsiegel des Zollamtes war. 
Rechnungshofbericht zweifelsohne diesmal die (Abg. Dr. P i t t e r m a n n :  Vielleicht kommen sie 
nötige Brisanz, die der letzte mit seinem Bau - jetzt bei der Zollfahndung drauf I) Herr Bundes
skandal ausgelöst hat, fehlt . minister ! Sie haben im Rechnungshofaus-

Ich erlaube mir, wie nicht anders zu erwarten, schu.ß au,f meine Frage, ob es ausgeschlossen 
mich als Finanzbeamter im besonderen mit dem sei, daß damit Mißbrauch getrieben wird, nur 
Verwaltungsbereich des Bundesministeriums ausweichend antworten können. Eines steht 
für Finanzen auseinanderzusetzen und zu ba- fest : Die Finanzlandesdirektion oder der zu
schäftigen. Fürwahr, das Ergebnis dieses ständige Beamte hat es zweifellos unterlassen 
Berichtes ist eine Sammlung von unnötigen - es ist richtig, wie der Rechnungshof fest
läßlichen Sünden, wofür Sie, Herr Minister, stellt -, eine Strafanzeige zu erstatten, sondern 
nicht gerade in die Hölle geschickt werden, er hat vermutlich aus falscher Scham nur einen 
sondern für einige Zeit · von der Himmel- Verlust in den Fahndungsevidenzen ver
pfortgasse eigentlich in das Fegefeuer ge- merken lassen. 
schickt werden sollten. (Abg. Dr. Go r b a c h : In Im Absatz 48,24 muß der Rechnungshof eine 
die Vorhölle ! Abg .  Libal :  Ein wirklich traurige Behandlung der öffentlich 
bißc,hen schmoren lassen !) Dieser Bericht birgt Bediensteten feststellen. Er sagt, daß die 
eine Menge Kritik an der Verwaltungsführung, Kraftwagenlenker, die als Vertragsbedienstete 
er zeigt kleinere und größere Schlampereien, bei den verschiedenen Finanzämtern und FLDs 
aber auch verschiedene Ungesetzlichkeiten. Ich verwendet werden, bis zu 57 S c,unden wöchent
bin der Meinung, daß die vielen kleinen und liehe Arbeitszeit aufzuweisen haben, daß man 
mittleren Vergehen der Verwaltung den öster- ihnen dafür aber nur ein monatliches Über
reichischen Steuerzahlern mehr Geld kosten stundenpauschale von 300 S gewährt. Hier 
oder gekostet haben als vielleicht ein einzelnes m.uß ich als öffentlich Bediensteter schon die 
größeres Vergehen. bescheidene Frage stellen : Muß es denn immer 

Es ist zu bedauern, daß man dem Rechnungs- der Bund sein, der der schlechteste Dienst
hof, der ja dem Parlament direkt untersteht, geber in diesem Staate ist 1 
noch immer nicht das nötige Personal zuteilt. Zu dem Abschnitt 48,25 könnte man wohl 
Auch dieser Bericht enthält, wie bereits mein sagen : Wohin bist du entschwunden ? Hier 
Vorredner ausgeführt hat, eine Menge Vor- stellt der Rechnungshof fest, daß im Jahre 1963 
schläge zur Verwaltungsvereinfachung und über Ersuchen des Herrn Landeshauptmannes 
zur Rationalisierung in der öffentlichen Ver- von Tirol 5000 Liter Wein kostenlos zur Ver
waltung. Die Privatwirtschaft hat die Not- teilung an Pfleglinge in Altersheimen verwendet 
wendigkeit der Durchleuchtung ihrer Betriebe werden sollten. Diese 5000 Liter Wein sind 
längst erkannt und bedient sich solcher aus sozialen Gründen auch nicht versteuert 
Rationalisierungsfachleute. Es müßte doch worden. Der Rechnungshof hat nun festgestellt, 
eigentlich möglich sein, dem Rechnungshof daß von diesen 5000 Liter Wein zirka 1500 Liter 
drei oder vier Fachleute dieser Art zur Ver- in irgendwelchen Kellern verschwunden sind 
fügung zu stellen, die nach einer genauen und nicht den Armen oder Bedürftigen in den 
Analyse wirklich brauchbare Vorschläge für Alters heimen zur Verfügung gestellt wurden. 
eine Verwaltungsvereinfachung vorlegen könn- (Abg. Li b a l : Sie sind verdunstet 1 - Heiter
ten. Damit, Hohes Haus, könnte sich die Re- keit. - Abg. Dr. P i t t e r m an n :  Es war ein 
gierung wirklich einen S �aatssekretär mit An- trockener Sommer in Tirol I) Der Rechnungshof 
hang ersparen. konnte natürlich nachträglich den Keller nicht 

NUll zur Sache selbst. Der Rechnungshof mehr ausfindig machen, wie mir der Herr 
hat bereits im Jahre 1 957, also vor mehr als Präsident bei der Frage im Rechnungshof
zehn Jahren, eine Umorganisation des Kanzlei- I ausschuß mitteilte. Aber es ist interessant : 
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Es müßte eigentlich festgestellt worden sein, I Nach dem Finanzamt Baden hat sich der 
denn �er

. 
Rec�l11mg8�lOf hat j a  verla�gt , �aß Rechnungshof des Finan�amtes Wolfs berg 

nachtraglIeh eIlle Emgangsabgabe fur dIese angenommen und stellt hIer fest, daß der 
1500 Liter Wein entrichtet wird, die ja ihrem Außendienst zu intensivieren sei und daß die 
Zweck entfremdet wurden, und letzten Endes Referenten die Möglichkeit erhalten sollten, die 
wer den diese Eingangsabgabell nicht mit Betriebe aus eigener Wahrnehmung kennen
"XY" bezeichnet geweRen sein, sondern es zulernen . Es sind noch lange nicht - und 
muß doch ein Name aufgeschienen sehl . (A b!!. der Meinung bin ich - alle Möglichkeiten allS
Dr. P i t t t. r m a n n : Damit haben sie das Rot- geschöpft worden, um die bestehenden S teuer
kraut gespritzt !) qu.ellen auch richtig auszuschöpfen. Hier 

Im Abschnitt 49,3 befaßt sich der Rechnung'l- weist der Rechnungshof 
.
besonders auf die Ve�

hof mit d( m Finanzamt Baden. Er �eigt anlagung �er yausc.hahertell S teuer , auf d�e 

besonders krasse Fälle V Oll Geschäftsreisen a1J.f, Durch�chl11ttssatze �lln, Ul1� er stelltfest, daß m 
die nachträglich noch nach Bilanzierullg durch verschledel�en BerelCh�n bIS zu 40 und 

.. 
mehr 

Umbuchung a,uf Konten geltend gemacht Prozent Dl�ere
.
nz zWls?hen den geschatzten 

wurden. Es wirkt fagt komisch : Die einen und den WlrklIch ermIttelten Um'Satzzahlen 
reißen sich darum, daß sie in den Kurort festgestellt wurden . 

Baden reisen können, und die Geschäftslellte Mein Vorredner hat sich schon mit den 
von Baden reisen woandershin. Wohin, das Vergütungen der Staatsskommissäre auf kredit
konnte der Rechnungshof leider nicht fest- politischem Gebiet der Bundesauf.'3icht befaßt . 
stellen , aber wenn man im Finanzamt Baden, Ich glaube , der Rechnungshof geht richtig, 
wie der Rechnungshof empfohlen hat, einen oder wenn er feststeHt, daß die Entschädigung 
zwei Betriebsprüfer mehr eingestellt hätte, hätte nicht als Nebentätigkeit nach § 25 des Gehalts
man an Ort und Stelle feststellen können, wo gesetzes angesehen werden soll, sondern nach 
diese Dienstreisen der Badner Gesch ä f+.sleute § 18 Abs.  1 des Gehaltsgesetzes.  Ich möchte 
hingeführt habell. (Abg. Dr. van T o n g el : mir in diesem Falle die bescheidene Frage 
Sollen die Herzkranken Rheumabäder nehmen ?- erlauben, Herr Bundesminister : Wozu schicken 
Ruf bei der SP(J : Die haben ja die Schwind- Sie in diese kreditpolitischen Unternehmungen 
sucht !) überhaupt Fachleute, wenn Fälle vorkommen 

Im Abschnitt 49,5 zeigt der Rechnungshof 
auf, daß man beim Finanzamt Baden auch bei 
den Zahlungserleichterungen besonders groß
zügig gewesen zu sein scheint. Man hat ein
fach ungeschaut den Parteianträ gen au f Zah
lungserleichterungen entsprochen und nicht 
dem § 212 de!' Bundesabgabenordnung Rech
nung getragen, der bestimmt, daß in Fä llen 
von Gewährung von Zahlungserleichterungen 
zuerst festgestellt werden muß, ob eine un
billige Härte vorliegt oder nicht. Das Finanz
amt Baden hat gesagt : Es liegt in jedem Fall 

wie bei der Conti-Bank oder im Falle des 
Dr. Reichmann in Kärnten 1 Wo bleibt da 
die Aufsicht dieser Kommissäre, die ja in 
diese Kreditinstitute geschickt werden, wenn 
trotzdem solche Dinge bei verschiedenen 
Kreditvergaben vorgekommen sind � Und Sie, 
Herr Bundesminister - ich erinnere mich 
noch -, haben es zweimal bei Anfragen 
abgelehnt oder sind einer Anfrage ausgewichen , 
als festgestellt wurue, uaß Sie die Verant
wortung für die kreditpolitische Aufsicht über 
diese Banken haben . 

eine unbillige Härte vor, wenn jemand 8OOuer- Der Rechnungshof beschäftigt sich in 51,7, 
rückstände hat ! ,  und hat die Zahlungserleich- 51 ,9, 51 ,10 und 51 ,1 1 ebenfalls mit den Ent
terungen und sogar die Termine, die die schädigungen der Vertreter des Bundes bei 
Parteien verlangt haben, ohneweiters akzep- den Unternehmungen. Der Rechnungshof 
tiert. - mein Vorredner hat bereits darauf hinge-

Traurig ist eine FeDtellung des Rechnullgs- wiesen - stellt richtig fest, daß es sich in 
hof berichtes, die die FLD Wien betrifft.. Hier diesem Falle um keine Funktionäre der 

steht, daß aus budgetären Gründen eine Be- Gebietskörperschaften, die nach § 22 Z. · 4 
teilung der Finanzämter der Finan.dande"!- des Einkommensteuergesetzes zu versteuern 
direktion für Wien, Niederösterreich und Bur- sind , handelt. Der Rechnungshof stellt auch 
genland mit Großkommentaren der verschie- richtig fest, daß nur der Gesetzgeber, also 
denfm S teuergesetze nicht möglich ist . Ich hier 

. 
das �ohe

. 
Haus'

1 
�as Recht a.uf eine 

möchte noch einmal sagen : Herr Finanz - I 
Inter pretatIOn dIeses Ge:setzes hat . 

minister, eine solche Feststellung ist bedauer- Herr Bundesminister ! Sie haben im Aus
lieh und traurig ! Ich könnte mir vorstellen , Hchuß auf meine Frage festgestellt, daß Sie 
daß Sie die Mittel, die in Ihrem Ministerium bereits im Jahre 1957 eine Liste dieser Ver
für Öffentlichkeitsarbeit vorgesehen sind, dazu treter bei den Unternehmen vorgelegt haben 
verwenden, die Finanzämter mit ihrem nötigen und Sie der Meinung sind, claß diese Vergabe 
Rüstzeug, den Kommentaren, zu versehen. oder diese Zuteilung für solche Vertreter 
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bei Unternehmen nach sachlichen Gesichts
punkten erfolgt. Ich möchte mir dann, wenn 
das wirklich stimmt, die Frage erlauben, 
Herr Bundesminister : Wer wird von Ihnen 
in die armen Gesellschaften geschickt und 
wer wird in die reichen Gesellschaften als 
Aufsichtsrat geschickt; die bis zu 30.000 S 
und mehr erhalten 1 

Hohes Haus ! Auch der Rechnungshof be
faßt sich mit dem Finanzamt Tamsweg. 
Es ist das, glaube ich, kleinste Finanzamt 
Österreichs, scheint aber das Eldorado für 
die Steuerpflichtigen dieses kleinen Gebietes 
zu sein. Denn dort erfolgt die Veranlagung 
nicht ein Jahr später, sondern zwei Jahre 
später, es werden ebenfalls, wie im Finanzamt 
Baden, die Zahlungserleichterungen unan
geschaut gewährt. Ich glaube mich richtig 
zu erinnern, im Rechnungshofbericht steht, 
daß mehr als 30 Prozent der Steuerpflichtigen 
um Zahlungserleichterungen angesucht haben 
und daß im Jahre 1964 bei elf Abgabe
pflichtigen Abschlußzahlungen allein an Ein
kommen- und Gewerbesteuer VOll 1 ,162.000 S 
aufgetreten sinc1 .  

Ich darf nur hoffen, Herr Minister, daß 
Ihr Herr l\1inisterkollege Dr. Kotzina recht 
bald dieses abgelegene Gebiet verkehrstechnisch 
erschließt, damit das Finanzamt Tarnsweg 
dann besser betreut werden kann. 

In den Abschnitten 48,22, 48,33 , 54, 1  und 
54,9 befaßt sich der Rechnungshof mit dem 
eklatanten Personalmangel in verschiedenen 
Bereichen verschiedener Finanzlandesdirek
tionen, so zum Beispiel Steiermark, Kärnten 
und vor allem bei uns in Tirol, wo ein Abgang 
von fast 30 Prozent der Bediensteten zu 
verzeichnen ist. Vor allem mangelt es in 
Kärnten und Tirol an Betriebsprüfern. Es 
ist in Kärnten ein Minus von 19 Betriebs
prüfern und in Tirol ein Minus von 27 Betriebs
prüfern, also in diesen beiden Bundesländern 
von zusammen 46 Betriebsprüfern festzustellen. 
Wenn, wie der Rechnungshof hier richtig 
feststellt, ungefähr pro Jahr 1964 
pro Betriebsprüfer ein Ergebnis von 845.000 S 
für den Staat hereingebracht wurde, so ergibt 
das - denn diese Dinge ziehen sich ja wie 
ein roter Faden jetzt schon drei oder vier 
Jahre durch alle Rechnungshofberichte 
durch -, wenn wir mindestens drei Jahre 
nehmen, 2,535.000 S, und bei 46 Prüfern 
sind das allein in diesem kleinen Bereich 
über 1 1 6  Millionen Schilling, die dem Staat 
an Einnahmen entgangen sind ; aber nicht 
nur dem Bund, Herr Bundesminister - und 
das möchte ich vor allem als Vertreter einer 
Gebietskörperschaft feststellen -, sondern 
auch den am Finanzausgleich beteiligten Ge
bietskörperschaften. Und dagegen muß ich 
auf das h eftigste protestieren ! 

Herr Bundesminister,  Sie haben mir mit
geteilt, daß Sie in kleinen Annoncen in der 
"Tiroler Tageszeitung" um Betriebsprüfer ge
worben haben. Wenn ich mir erlauben darf, 
so möchte ich Ihnen hiezu einen Rat geben. 
Es wäre vielleicht günstiger, es so zu machen 
wie die Privatwirtschaft, die schon vor der 
Matura zu den Handelsakademien geht, mit 
den J.\tlenschen dort spricht, sie über ihre 
eventuelle künftige Tätigkeit aufklärt und 
sie bittet, in ihre Betriebe einzutreten. Ich 
glaube, Herr Bundesminister, das wäre ein 
gangbarer Weg, diesem wirklich eklatanten 
Personalmangel an Betriebsprüfern in diesem 
Bereich wirksam entgegentreten zu können. 

Herr Bundesminister ! Im Punkt 60,2 heißt 
es : "Die Ursachen für die allgemeine Rück
standssteigerung liegen insbesonder e darin, 
daß vielen großen Abgabenschuldnern in er
höhtem Maße Stundungen wegen ihrer For
derungen gegen die öffentliche Hand gewährt 
werden mußten und daß die im Jahre 1966 
neuerlich eingetretene Hochwasserkatastrophe 
gleichfalls Anlaß zur Gewährung von Zahlungs
erleich terungen gab ." Rerr Bundesminister ! 
Ein Plus von 15,5 Prozent an Einnahmen
zahlungsl'ückständen im Jahre 1966 ist äußerst 
bedenklich ! Die Ursache liegt mit auch in 
dem eklatanten Personalmangel .  Es sind 
bei den Finanzlandesdirektionen und bei den 
Finanzämtern die Soll-Stände nicht erreicht. 
Laut Auskunft des Herrn Ministers sind in 
den Finanzamtsbereichen noch immer 
327 Posten unbesetzt, das sind meistens Posten, 
die die meritorische Arbeit in diesen Ämtern 
zu erledigen haben. 

Gerade die in diesem Bereich aufgezeigten 
Mängel beweisen die erfolgreiche Tätigkeit 
des Rechnungshofes. Für diese meist un
bedankte Aufgabe gebührt dem Präsidenten 
und allen Bediensteten der aufrichtige Dank 
des Hohen Hauses, den ich hiemit im Namen 
meiner Fraktion übermitteln möchte. ( Beifall 
bei der SP(j.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Abgeord
neten Peter das Wort. 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Die Kritik des 
Rechnungshofes an der Gebarung des Bundes
jugendringes gibt uns Freiheitlichen neuerdings 
Anlaß, auf die problematische und unbe
gründete Monopolstellung dieser Jugendorga
nisation zu verweisen. 

Der Bundesjugendring ist seit Jahren mit 
einer großzügigen Finanzhilfe aus Steuermitteln 
ausgestattet. Dieser Bundesjugendring hat 
sich aber so konstituiert, daß es seinem 
Ermessen obliegt, welche Jugendorganisationen 
unserer Republik dort vertreten sein können. 

76. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 67

www.parlament.gv.at



NationaJrat XI. GP. - 76. Sitzung - 5. Dezember 1967 6155 
Peter 
Es kommt vor, daß Jugendverbände, die 
besten Wissens und Gewissens dem Vater
lande, der Republik Österreich, dienen, von 
der Führung des Bundesjugenddnges aus 
der Mitarbeit an dieser Jugendorganisation 
ohne weiteres ausgeschlossen werden. 

Wir Freiheitlichen vertreten die Ansicht, 
daß es außerordentlich gefährlich ist, derartige 
Monopolstellungen im außerschulischen 
Jugenderziehungsbereich aufrechtzuerhalten 
und sie darüber hinaus noch großzügig mit 
öffentlichen Steuergeldern zu dotieren. 

Nun wirft der Rechnungshof dem Bundes
jugendring vor, daß er die ihm zugewendeten 
Steuergelder nicht im Einklang mit den 
Förderungsrichtlinien verwendet hat. Des
gleichen bemängelt der Rechnungshof die 
unzulängliche Führung des Verwendungsnach
weises durch den Bundesjugendring . Dadurch 
wird unter Beweis gestellt, daß diese bevor
zugte und privilegierte Jugendorganisation 
von sich aus jene öffentlichen Mittel nicht 
so verwaltet hat, wie es nach Recht und 
Gesetz eine Selbstverständlichkeit wäre. Trotz 
dieser Mängel bleibt es der Führung des 
Österreichischen Bundesjugendringes weiterhin 
vorbehalten, weite Teile des außerschulischen 
Jugenderziehungsbereiches Österreichs von der 
.M:itarbeit innerhalb des Bundesjugendringes 
auszuschließen. 

Wir Freiheitlichen appellieren seit Jahren 
vergeblich an die Bundesregierung, diesen 
Mißstand abzustellen. Wir vermögen es einfach 
nicht zu verstehen, daß es auf der einen 
Seite bevorzugte Jugendorganisationen und 
auf der anderen Seite benachteiligte Jugend
organisationen in Österreich deswegen geben 
kann, weil eine kleine Gruppe von Jugend
verbänden, die sich im Bundesjugendring 
festgesetzt hat, die Mitarbeit eines bedeutenden 
Teiles österreichischer Jugendorganisationen 
verhindert. Nach Ansicht von uns Freiheit
lichen wird durch diese Mißstände im Öster
reichischen Bundesjugendring einer der Gleich
hei tsgrundsä tze unserer Bundesverfassung 
gröblichst verletzt, ohne daß von der Bundes
regierung bis zur Stunde dagegen etwas unter
nommen worden wäre. 

Vielleicht fallen die Argumente von uns 
Freiheitlichen nun endlich doch bei der 
Regierungsbank auf fruchtbareren Boden, als 
es in der Vergangenheit der Fall war. Die 
Bundesregierung müßte nach Ansicht von 
uns Freiheitlichen ein eminentes Interesse 
daran haben, alle österreichischen Jugend
organisationen auf möglichst breiter Grund
lage für die Mitarbeit an der außerschulischen 
Erziehungsarbeit zu gewinnen. Die Verwirk
lichung dieses Zieles setzt aber voraus, daß 
für alle Jugendverbände innerhalb und außer-

halb des Bundesjugendringes gleiche Start
bedingungen in der Form geschaffen werden, 
daß es nicht einer kleinen privilegierten 
Gruppe von Jugendverbänden weiterhin mög
lich sein kann, jene auszusperren, die ebenso 
zum Wohle Österreichs und seiner Jugend 
im Bundesjugendring mitgestalten und mit
arbeiten wollen. (Ab g . Dr. van T o n g e l: In 
schwarz-roter Zusammenarbeit !) 

Die Aufrechterhaltung dieses nunmehr schon 
verfassungswidrigen Zustandes würde weiterhin 
einen Weg begünstigen, der zweifellos nicht 
zum Vorteil, sondern zum Nachteil der Repu
blik und der gesamten Jugend des Staates 
führen würde. ),Vir Freiheitlichen bedauern 
außerordentlich, daß parteiegoistische Erwä
gungen - und nur um solche handelt es 
sich innerhalb des Bundesjugendringes - vor 
die Staatsraison gestellt werden . 

Wenn jenes \Vort ernst genommen werden 
soll, das Herr Dr. Withalm in der letzten 
),Voche ausgesprochen hat, dann muß es auch 
für den Bundesjugendring gelten. Es war 
die Feststellung Dr. Withalms, die forderte, 
daß staatspolitische Anliegen den partei
egoistischen Erwägungen vorangestellt werden 
müßten. Genau dieses Ziel ist im Bundes
jugendring 22 Jahre nach Gründung der 
Republik noch immer nicht verwirklicht ! 

Wir Freiheitlichen sind der Überzeugung, 
daß die Jugend unseres Staates ein so kostbares 
Gut für alle sein müßte, daß diese Mißstände 
im Bundesjugendring so rasch wie möglich 
beseitigt werden. Schaut aber die Bundes
regierung diesem Treiben weiterhin untätig zu, 
dann lädt sie schwere Schuld auf sich, dann 
ist es der Einsichtslosigkeit der Bundes
regierung zuzuschreiben, wenn sich im Bereich 
der außerschulischen Jugendarbeit Fehler
quellen ergeben, die vermieden werden sollten. 
Wir Freiheitlichen bedauern es auch, daß 
wir jedes Jahr bei den Budgetberatungen von 
der Regierungsbank her nur Ausflüchte zu 
diesem Thema hören und daß die Regierungs
partei nach wie vor nicht entschlossen ist, 
diese Unzulänglichkeiten innerhalb des Bundes
jugendringes zu beseitigen. 

Wir machen mit aller Eindringlichkeit noch 
einmal darauf aufmerksam, daß man nicht 
mitgliederstarke und in ihrem Bekenntnis 
zum Staate vollkommen positiv eingestellte 
Jugendorganisationen ausschließen und aus
sperren darf. Dieser unerfreuliche Zustand 
nötigt den Untenichtsmillister, zweierlei Föl'
derungswege für die außerschulische Jugend
arbeit zu beschreiten. Auf der einen Seite 
werde-r:-. über den offiziellen Bundesjugendplan 
dem -Osterreichischen Bundesjugendring als 
einer halbstaatlichen Institution großzügigste 
Mittel zugeführt, auf der anderen Seite ist 
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der Unterrichtsminister genötigt, unter Auf- desbahnen konnte dieses Ziel bis zur Stunde 
bietung des letzten Schillings aus seinen nicht erreicht werden. Das hat unter anderem 
Budgetmjtteln den nicht im Bundesjugendring dazu beigetragen, daß der Rechnungshof viel
zugelassenen Jugendverbänden ein Almosen fältige Mißstände und Versäumnisse im Bereich 
für i hre Jugendarbeit zufließen zu lassen. des Erhaltungsdienstes der Österreichischen 
(Abg . G r a t z: Der letzte Schilling wird 's schon I Bundesbahnen feststellen mUß

.

te . Diese Mängel 
nicht sein /) lassen sich in einer mangelnden Planung, 

'Wir Freiheitlichen sind der Meinung, daß in einer fehlenden Koordination und in einer 
es keinen noch so triftigen parteipolitischen schJ�.cht.en Inf�rmationsverarb��tung c

.
iur?h die 

und parteiegoistischen Grundsatz geben zustandlgen DIenststellen der Osterrmchlschen 
kann, der die Aufrechterhaltung dieses Zu- Bundesbahnen zusammenfassen. 
standes rechtfertigen -würde. 

\,Velln die zwei großen Fraktionen dieses 
Hauses an der bisherigen Praxis festhalten, 
dann halten sie auch an der Auffassung fest, 
daß im Bereich der außel'schulischen Jugend
arbeit Parteipolitik vor staatspolitische Er
wägungen gest'311t wird. (Zustimmung bei der 
F PÖ.j Wenn diese Auffassung aufrechterhalten 
wird, dann tragen beide großen Parteien 
dieses Hohen Hauses die Verautwortung dafür, 
daß es im Bereich der offiziösen außerschu
lisehen Jugendarbeit nicht mit rechten Dingen 
zugeht. Wir Freiheitlichen werden peinlich 
darüber wachen, ob und wie jene Mißstände 
innerhalb des Östeneichischen Bundesjugend
ringes beseitigt werden, die der Rechnungshof 
in aller Sachlichkeit aufgezeigt hat. 

Wir Freiheitlichen bedauern außerordent
lich, daß es in diesem Rechnungshofbericht 
schwerwiegende Beanstandungen im Bereich 
der Österreichischen Bundesbahnen gibt. Die 
Ursachen für j ene Mängel innerhalb des 
ÖBB-Bereiches sind in erster Linie in Fehl
planungen und in einer mangelnden Ko
ordination zu suchen. Die Österreichischen 
Bundesbahnen verfügen sehr wohl über lang
fristige Konzepte zum Ankauf von Tl'ieb
fahrzeugen und Waggons. Wenn auch in 
diesem Sachbereich die Typenbereinigung auf 
dem Gebiet der Triebfahrzeuge noch immer 
aussteht, so ist das Vorhandensein eines 
solchen Konzeptes auf j eden Fall positiv zu 
vermerken. Es stehen jedoch weitaus zu
wenig Mittel und Möglichkeiten für den Er
haltungsdienst der Triebfahrzeuge und Waggons 
zur Verfügung. Aus diesem Mißverhältnis 
ergab sich eine Reihe von schwerwiegenden 
Mängeln im Bereich des Erhaltungsdienstes. 
Die Fülll ung der Österreichischen Bundes
hahnen übersieht in diesem Zusammenhang, 
daß die Fahr betriebsmittel entsprechende 
Werkstättenanlagen benötigen, um sie so 
wirtschaftlich erhalten zu können, daß ihre 
Bekieb sfähigkeit auf weite Sicht gewähr
leistet ist.  

Jnfolge mangelnder Zusammenarbeit und 
infolge einer gänzlich fehlenden Koordination 
der einzelnen Dienstzweige, Abteilungen und 
Referate innerhalb der Österreichischen Bun-

Ebenso hat sich herausgestellt, daß an einer 
aufwendigen manuellen Routinearbeit fest
gehalten wird, weil die entsprechenden tech
nischen Hilfsmittel zur Rationalisierung fehlen. 
Daraus ergibt sich ein zeit- und arbeitskraft
raubender Aufwand, der die Betriebskosten 
lind -grundlagen belastet beziehungsweise ver
teuert. 

Der Rechnungshof konnte sich davon über
zeugen , daß an verschiedenen, ja oft an 
vielen Stellen die gleichen Arbeiten doppelt 
und dreifach verrichtet werden müssen, weil 
es eben nach wie vor an einer entsprechenden 
Koordiniel'ung fehlt . 

Auch die fehlerhafte Kalkulation in ver
schiedenen Bereichen der Bundesbahnen mußte 
der Rechnungshof ebenso aufzeigen wie falsche 
Investitionsrechnungen, die zu ungeheuren 
Fehlaufwänden auf dem Gebiet der Trieb
fahrzeuge geführt haben . 

Durch die bisher nicht gelungene Lösung 
des Verdieselungsproblems auf der einen und 
des Elektrifizierungsproblems auf der anderen 
Seite sind ebenfalls schwerwiegende Unzu
länglichkeiten entstanden, die Steuergelder 
erfordert haben, welche weitaus rationeller 
hätten verwendet werden können. 

Allein dieser Detailausschnitt der Kritik 
des Rechnungshofes an den Österreichischen 
Bundesbahnen zeigt, daß sowohl der Verkehr8-
minister einerseits als auch die Personal
vertretung andererseits eine unerhört große 
Erziehungs- und Planungsarbeit im Bereich 
der Österreichischen Bundesbahnen vor sich 
haben. Wir Freiheitlichen geben der Er
wartung Auschuch:, daß Kollege Ulbrich in 
seiner Funktion als neuer "Eisenbahner-Zar" 
der Östel'l'eichischen Bundesbahnen im Rahmen 
der Persollalvertretung in diese Erziehungs
arbeit der Österreichischen Bundesbahllcn ent
scheidend eingreift. Ein Facho�'gan stellte 
j üngst die Forderung auf, daß in die Öster
l'eichischen Bundesbahnen ein neuer Geist 
vom Generaldirektor bis zu m Verschieber 
einziehen müsse. Die Lösung solcher Pwbleme 
ist eine Aufgabe, die so,vohl der Regierung 
auf der einen wie der PCl'RonalvertretlUlg 
auf der anderen Seite zufällt. 

76. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 67

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 76. Sitzung - 5. Dezember 1 967 6157 
Peter 

Der Rechnungshof mußte auch darauf ver
weisen, daß es Unzulänglichkeiten im Bau
dienst gibt. \Velln zum Beispiel mit einem 
großen Kostenaufwand aus Steuergeldern Neu
bauten errichtet werden , so stel lt sich nach 
Fertigstellung derselben nicht selten heraus, 
daß sie nach überholten Plänen errichtet und 
daß berechtigte Wünsche der W81 kstätten
leitung in technischer Hinsicht meistens nicht 
berücksichtigt worden sind. 

Weitere Mängel ergaben sich beim Be
schaffungsdienst der Österreichischen Bundes
bahnen. Er lieferte Material- und Ersatzteile 
in einer für die Werkstätten nicht . verwert
baren und nicht brauchbaren Qualität. Inwie
weit die Bundesbahnen die hiefür Verant-
wortlichen zur Verantwortung gezogen haben, 
ist dem Hohen Haus nicht bekannt. 

Für diese Fehlentwicklung sieht der Rech
nungshof eine der Ursachen in der Abkapselullg 
der Fachdienste. Jeder dieser Fachdienst
bereiche geht mit Scheuklappen an die Lösung 
seiner Aufgaben heran. 

daß die Östel'reichischen BUlldesbahnen ein 
nicht rationell ge führtes Unternehmen sind . 

Die Kritik des Rechnung·shofes unterstreicht 
auch die Notwendigkeit, die Reform der 
Österreichischen Bundesbahnen so rasch wie 
möglich in die Wege zu leiten. Immer wieder 
sind es die Werkstättenmißstände im Bereich 
der Öaterreichischen Bundesbahnen, auf die 
verwiesen werden mu13. So ist zum Beispiel 
in Floridsdorf die erste Baustufe eines Repara
turwerkes für Elektrotriebwagen errichtet wor
den. Dabei ist man so einsichtslos, so unüber
legt, so kurzsichtig zu Werke gegangen, daß 
in dieser mit einem großen Kostenaufwand 
erbauten Halle die neuen Triebfahrzeuge 
unserer Städte schnell verbindungen nicht unter
gebracht werden können, weil sie zu lang sind, 
da die Halle zu klein gebaut worden ist. Es 
wäre außerordentlich interessant zu erfahren, 
wer die für diesen Mißstand verantwortlichen 
Beamten sind und in welcher Form sie zur 
Rechenschaft gezogen wurden. 

Das Prinzip der Umständlichkeit hat im 
Werkstättenbereich ebenso Gültigkeit wie im Diese Kritik erinnert an jene Fehler der Bereich des Personalwesens. Immer mehr kommunistischen Zentralverwaltungswirt-

schaft, die derzeit in den Ostblockstaaten wird darüber geklagt, daß ein Qualitätsrück-
mühsam überwunden werden. Wir sollten gang bei den Bewerbern für die Österreichi
aber in Österreich solche Mißstände bereits sehen Bundesbahnen verzeichnet werden muß. 

hinter uns und bereits überwunden haben . Die Prüfer und Aufnahmebeamten klagen 
heftig über diese Mängel, bedenken aber nicht, 

Wie die Österreichischen Bundesbahnen daß das Aufnahmeverfahren bei den Öster
unter diesen unzulänglichen WerkstättenvoI'- reichischen Bundesbahnen das umständlichste 
aussetzungen die Fahrzeuge wieder funktions- und bürokratischeste ist, das es derzeit im 
fähig machen sollen, grenzt manchmal geradezu öffentlichen Dienst Österreichs gibt. Im Rah
an Wunder .  Die Werkstättenarbeiter kämpfen men eines solchen umständlichen Verfahrens 
mit der Vielfalt der Typen auf dem Gebiet hat sich der Aufnahmewerber einer ärztlichen 
der Waggons und der Triebfahrzeuge . Sie Untersuchung - auch für den Werkstätten
haben vielfältige S chwierigkeiten bei der Er- dienst zum Beispiel - zu unterziehen und 
füllung ihrer Aufgaben durch die unterschied- erhält dann Monate hindurch, oft bis zu 
liehe Ausstattung der einzelnen Typen zu einem halben Jahr, keinen Bescheid, ob er 
bewältigen. Aus den Baureihen ergibt sich 

I 
aufgenommen wurde oder nicht. Auch diese 

nach wie vor eine Reihe von Konstruktions- bürokratischen Mißstände bedürfen einer Be
mängel�, .die den \Verkstättenarbeitern der seitigung und stellen eine reiche Fundgrube 
ÖsterreIchIschen Bundesbahnen oft schwer für jenes Regierungsmitglied dar, das sjch mit 
zu schaffen machen. Manchmal stehen die der Verwaltungsreform auseinanderzusetzen 
grundlegenden Zeichnungen den Werkstätten hat. 
für die Durchführung ihrer Aufträge nicht Wir haben es bei den Österreichischen Bun-
zeitgerecht zur Verfügung. desbahnen immerhin mit einem Wirtschafts-

Besonders störend für einen rationellen körper mit 76.000 Beschäftigten zu tun. Einem 
Betriebsablauf empfindet dcr Rechnungshof Wirtschaftskörper, der zur Bewältigung seiner 
die Trennung des lVIaterialJagers von der· Aufgaben weitestgehend auf umfangreiche 
Hauptwcrkstätte. Dadurch entsteht ein Lee1'- öffentliche Steuergelder angewiesen ist . Aus 
lauf, der unnötige Kosten veIUfsa,cht. Durch dieser Tatsache dürfen wir Freiheitlichen guten 
die Zwischenschaltung von nicht notwendi!;en Rechtes die Forderung ableiten, daß der 
Dienststellen ergeben sich bei det, Matedal·  Reform der Österreichischen Bundesbahnen 
übernahme Schwierigkeiten. Der Arbeitsablauf so rasch wie möglich energisch zu Leibe ge
wird dadurch unnötigenreise verzögert und rückt wird. 
vedwll1pliziert. Wir Freiheitlichen sehen als Hauptaufgabe 

All diese berechtigten kritischen Hinweise dieser Reform eme Umorganisation, eine 
des Rechnungshofes verstäl"ken den Eil1dl'uck, I Klärung des Investitionsprogramms und die 
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Durchführung weitreichender Rationalisierungs- dies auch in der Zeit, als wir selbst noch in 
maßnahmen an. Wir unterstreichen noch der Regierung waren und dem Parlament 
einmal die Meinung jenes Fachmannes, der vom Rechnungshof Einschauberichte über Mini
zum Ausdruck brachte, daß eine Reform der sterien vorgelegt wurden, die von Sozialisten 
Österreichischen Bundesbahnen nicht allein geleitet wurden. 
von den hiefür notwendigen Mitteln, sondern Dieser positiven Einstellung wird aber auch 
darüber hinaus von jenem Geist abhängt, der dann nichts genommen, wenn ich den persön
in diesen bedeutungsvollen Wirtschaftskörper lichen Vermerk dazu anbringe, daß es selbst
neu einziehen soll und "vom Generaldirektor verständlich auch dem Rechnungshof in ein
bis zum VerschiebeI'''  jeden Beschäftigten zeInen Fällen passieren kann, daß er sich in 
erfassen soll. seiner Auffassung und Stellungnahme irrt, die 

Namens meiner Fraktion darf ich den Dank Problemstellung nicht richtig trifft und Schlüs
an den Herrn Präsidenten des Rechnungshofes se zieht, denen man nicht beitreten kann und 
und seine Beamten wiederholen, den mein die zum Widerspruch auffordern. 
Fraktionskollege Zeillinger bereits abgestattet Der Rechnungshof nimmt aber auch nicht 
hat. für sich in Anspruch - ich nehme es zu-

Der Rechllungshof ist ein Organ des National- mindest an -, unfehlbar zu sein. Umsomehr 
rates. Er wirkt im Auftrag der Volksvertretung muß man diese Einrichtung nicht nur bejahen, 
und vollzieht seine Aufgaben in jenem Geist, sondern auch für deren Ausbau, so wie es im 
der auch die Volksvertretung tragen muß :  Programm für Österreich festgelegt ist, ein
Diener des Staatsganzen und damit Diener der treten. 
Gesamtbevölkerung unseres Landes zu sein. Die "Salzburger Nachrichten" haben am 

Dmso bedauerlicher ist es daß der National- 7 . November 1 967 zum vorliegenden 1 .  Teil 
rat bis zum heutigen Tage

' 
nicht in der Lage I des �ätigkeitsberichtes. des . Rechnungshofes 

war, dem Rechnungshof jene zeitgemäßen gesc�Ieben.� 
>
�aß er ,. �eme 

,�
Ila�z der unnot

gesetzlichen Grundlagen zu geben, die ihn in wendIgen laßhchen Sunden SeI. 
die Lage versetzen, seine Kontrollaufgabe Wenn es sich auch nicht um große Skandale 
zum Nutzen der Republik und ihrer Bürger handelt, die der Tätigkeitsbericht des Rech
noch besser zu erfüllen, als er das bereits in nungshofes aufdeckt, so kann und soll man 
der Vergangenheit in bewährter Form getan diesen Bericht nicht verniedlichen. Am besten 
hat. (Beifall bei der F PÖ.j wäre es gewesen, wenn man diesen Tätigkeits-

Präsident Dipl. -Ing . Waldbrunner : Als bericht betitelt hätte : Viele kleine Fische -
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge- große Fische ! 
ordneten Hellwagner das Wort. In vielen Punkten beanstandet der Rech-

Abgeordneter Hellwagner (SPÖ) : Herr Prä- nungshof das mangelnde betriebswirtschaft
sident ! . Hohes Haus ! Ich werde über zwei liehe Denken in den Dienstbereichen des 

Bundesheeres. Gruppen des Tätigkeitsberichtes des Rech-
nungshofes für das Verwaltungsjahr 1966, Stark kritisiert er auch mit Recht - so 
1 . Teil, sprechen, und zwar über die Gruppe meine ich -, daß mögliche Rationalisierungen 
des Verwaltungsbereiches des Bundesmini- kaum oder nur äußerst mangelhaft durchge
steriums für Landesverteidigung, Prüfungs- führt werden, und dies auch nur dann, wenn 
ergebnisse aus dem Jahre 1965, und über den solche Maßnahmen durch den Rechnungshof 
Verwaltungsbereich des Bundesministeriums gefordert und angeregt werden. Dadurch aber 
für Land- und ]j""'orstwirtschaft. ließen sich wesentliche Einsparungen erreichen, 

Vorerst darf ich aber die grundsätzliche 
Erklärung wiederholen, daß wir Sozialisten 
eine absolut positive Einstellung zur Tätigkeit 
des Rechnungshofes haben und dies auch immer 
bekundeten. Diese positive Einstellung hat auch 
im "Programm für Österreich", das für uns 
Sozialisten und für Österreich noch immer 
Gültigkeit hat, ihren Niederschlag gefunden. 
Es hei i3t darin : 

"Stärkung der parlamentarischen Kontrolle 
über die ständig wachsende Staatsverwaltung 
durch Verbesserung der Rechnungshofkon
trolle." 

Wir Sozialisten sind immer, wie schon gesagt, 
positiv zur Rechnungshofkontrolle gestanden, 

die man den Soldaten und den Präsenzdienst
lern in direkter Form zukommen lassen könnte. 

Der Rechnungshof stellt in den Vordergrund 
seiner Kritik auch die Tatsache, daß in vielen 
Sektoren zuviel zentralisiert wird, daß aber 
andererseits wiederum dort, wo es völlig falsch 
am Platz ist, dezentralisiert wird, obwohl dies 
ein volkswirtschaftlicher und vor allem ein 
betriebswirtschaftlicher Unsinn ist. 

Diese Kritik sollte wohl zum Anlaß ge
nommen werden, daß auch im Rahmen des 
Bundesheeres jene Beamten, die für diese 
Dienststellen verantwortlich sind, einer be
trie bswirtschaftlichen Schulung unterzogen 
werden. 
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Aber nun zum Konkreten : Im Zusammen
hang mit den Lieferungen amerikanischer 
Ersatzteile und der Lagerung bei den Feldzeug
truppen ist es zu zahlreichen Unregelmäßig
keiten gekommen, die dem Steuerzahler sehr 
viel Geld kosten. Geräte und Ersatzteile wer
den schlecht verwahrt. In der Waffenzeug
anstalt Salzburg stellte der Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes fest, daß sich dort " eine 
Reihe von Ersatzteilen befand, von denen die 
Lagerhaltung nicht wußte, für welche Waffen 
sie bestimmt sind" ,  Die Waflenzeuganstalt 
Wien wieder hatte eine Anzahl von Panzer
abwehrrohren in Verwaltung, für die keine 
Munition vorha.nden war. Dafür lagerten 
aber für diese 'Waffe in Salzburg und Klagen
furt zahlreiche Ersatzteile. 

Besonders unkorrekt empfand es der Rech
nungshof, daß nicht einmal die Hälfte der im 
Bundesheer vorhandenen Motorräder in Ver
wendung stehen, weil sie anscheinend nicht 
gebraucht werden. Darüber hinaus werden 
an diesen Motorrädern sündteure Reparaturen 
durchgeführt, die, da es sich um öffentliche 
Mittel, also um Steuern, handelt. von nieman

Hinweisen möchte ich auch auf das soge
nannte Verwaltungsabkommen zwischen dem 
Verteidigungsminister und dem Bautenmini
ster, demzufolge 470 Beamte an das Landes
verteidigungsministerium überstellt werden 
sollen. Da ich mir als Betriebsrat gut vorstellen 
kann, daß diese Beamten keine besondere 
Freude haben, überstellt zu werden, zumal sie 
vorgesetztenmäßig vom Regen in die Traufe 
kommen, denn der Herr Bundesminister für 
Landesverteidigung ist ja dies bezüglich kein 
unbeschriebenes Blatt mehr - seine ÖAAB
Politik ist allseits und hinreichend bekannt -, 
frage ich, ob hinsichtlich dieser ins Auge 
gefaßten l\1assenüberstellung sowohl mit der 
zuständigen Gewerkschaft als auch mit der 
unmittelbaren Dienstnehmervertretung Ver
handlungen geführt wurden oder noch geführt 
werden und, wenn es tatsächlich zu Über
stellungen kommen sollte, ob Sie, Herr Minister, 
die rechtsverbindliche Erklärung abgeben 
können, daß diesen Beamten in keiner Art 
und Weise Nachteile entstehen werden, weder 
gehaltsmäßig noch auch hinsichtlich der Beam
tenlaufbahn. 

dem, auch nicht unter dem Titel Landes- Im besonderen möchte ich auch auf den 
verteidigung, verantwortet werden können. Punkt 38, 1 hinweisen. In diesem Kapitel stellt 
Hier gehört nach dem Rechten gesehen, und der Rechnungshof fest, daß berufs- und zeit
zwar unverzüglich. verpflichtete Soldaten, die sich zumindest auf 

Der Rechnungshof kam im Zuge seiner I neun Jahre �Terpflichten und die Eignung zum 
Kontrolltätigkeit auch zu der überzeugung, ReserveoffizIer haben, auf Kosten des Bundes
daß viele Dienstposten eingespart werden ministeriums für Landesverteidigung bei Fort
könnten, während nach einem neuen Organi- bezahlung aller Bezüge und Freistellung vom 
sationsentwurf an noch mehr Dienstposten Dienst ein Hochschulstudium absolvieren 
gedacht ist. Das Bundesministerium für Lan- können. (Ab!]. Gabri  e l e :  Ist das sc hlec ht ? ) 
desverteidigung wäre gut beraten, wenn es sich Zu diesem Zweck sind auch Versetzungen in 
diesbezüglich an die Vorschläge des Rechnungs- Garnisonsstädte, die über eine Hochschule 
hofes halten würde. In diesem Bereich ist verfügen, möglich. 
von dem ÖVP-Wahlversprechen von 1966, 
nämlich sparsame Verwaltung zu üben, nichts 
zu sehen. Es war auch nur ein populäres Wahl
versprechen, weiter nichts ! 

Im besonderen möchte ich auch heute auf 
die Munitionsdiebstähle hinweisen, die leider 
noch immer nicht völlig aufgeklärt sind. Da 
der Herr Verteidigungsminister diese Auf
klärung für die heutige Haussitzung in Aus
sicht gestellt hat, frage ich, ob diese heute 
erfolgen wird. Gerade diese Vorkommnisse 
dürfen in keiner Art und Weise bagatellisiert 
werden. Das Parlament und auch die Öffent
lichkeit haben das Recht, restlose Aufklärung 
ohne Rücksicht auf Rang und Namen zu 
erfahren. (Abg. Libal :  Das ist ungesund ! -
Ab!]. Dr. Witha l m :  Der Libal ist wieder 
munter g eworden ! - Heiterkeit.) Solche Auf
klärungen würden ganz bestimmt viel mehr 
zu einer geistigen Landesverteidigung bei
tragen als die vielen Ö VP -Vorstellungen in 
dieser Richtung und zu diesem Zwecke. 

Der Rechnungshof ist der Auffassung, daß 
für ein derartiges Vorgehen keine rechtliche 
Voraussetzung gegeben ist, und diese Ansicht 
vertritt auch das Bundeskanzleramt, das 
ebenfalls mit dieser Sache befaLit wurde. Das 
Bundeskanzleramt stellte dazu fest, daß es 
sich um eine Eigenmächtigkeit des Mini
steriums handelt, da keine gesetzliche Deckung 
dafür vorhanden ist. Das Bundesministerium 
für Landesverteidigung vertritt aber die Mei
nung, daß sowohl der Rechnungshof als auch 
das Bundeskanzleramt nicht recht haben, weil 
nach Auffassung dieses Ministeriums der Vor
gang nach § 28 der Dienstpragmatik seine 
Deckung findet, und sagt weiter, daß alles 
das, was nicht ausdrücklich verboten ist, eben 
erlaubt sein muß . Ob diese Ansicht auch 
heute noch vom Herrn Minister Prader ver
fochten wird und ob sie auch von allen Abge
ordneten geteilt wird, werden wir ja noch 
hören beziehungsweise feststellen können. 
(Ab!]. Liba l :  Wir werden gar nic hts hÖ1'en ! -
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Abg. Hart l :  Wa'1'"um soUt's auch was hören ? -
Abg. W e i khart :  Er ist eben nicht da !) 

In diesem Zusammenhang stelle ich, so 
wie auch schon im Ausschuß ,  die Fragen : 

Erstens : Ist die grundsätzlich unterschied
liche Auffassung zwischen Bundeskanzleramt 
und dem Bundesministerium für Landesver
teidigung schon ausgewogen beziehungsweise 
geklärt ? 

Zweitens : Sind Sie, Herr Minister, bereit, 
der Empfehlung des Rechnungshofes dahin 
gehend Rechnung zu tragen, daß eine gesetz
liche Regelung eingeleitet wird, um diese 
V organgsweise zu legalisieren 1 

Drittens frage ich weiters, ob Sie bereit 
sind, dem Hohen Hause heute mitzuteilen, 
nach welchen Gesichtspunkten und Grund
sätzen diese . Bundesheer-Hochschüler ausge
sucht werden, ob jeder Soldat, der die Vor
aussetzungen erfüllt, die Möglichkeit hat, 
diesen Vorzug in Anspruch zu nehmen, und 
in welcher Form die Soldaten und Offiziere von 
dieser Möglichkeit informiert werden. 

Im übrigen darf ich namens der sozialisti
schen Fraktion sagen, daß wir zu jeder Studien
förderung positiv stehen, nur muß das hiefür 
notwendige gesetzliche Fundament geschaffen 
werden. Wir würden es darüber hinaus auf 
alle Fälle begrüßen, wenn dieser Vorzug auf 
alle Ministerien ausgedehnt würde, zumal 
überall ein Mangel an hochqualifizierten Fach
kräften besteht. 

Wir regen einen gemeinsamen Initiativantrag 
an und erwarten, daß wir zur Mitgestaltung der 
Formulierung Gelegenheit bekommen werden. 

Ich frage weiters, ob bei der Auswahl dieser 
Studenten jedweder Protektionismus ausge
schaltet ist, wie viele Soldaten und Offiziere 
bisher von dieser Möglichkeit Gebrauch ge
macht haben und in welcher Studienausbildung 
diese stehen. 

Und nun noch einige Fragen, die sich zum 
1'eil auf frühere Berichte beziehen, aber doch 
im Zusammenhang mit dem vorliegenden 
Tätigkeitsbericht stehen ; bis heute wurde 
leider von seiten des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung zu diesen damaligen Punk
ten nicht Stellung bezogen. 

Der Rechnungshof stellte in seinem Tätig
keitsbericht 1965 fest, daß gemäß den schwe
dischen Sicherheitsvorkehrungen j eder Düsen
flugzeugführer zweimal im Jahr �inem Unter
druckkammertest beziehungsweise Höhentest 
zu unterziehen ist . Bisher seien die Flugzeug
führer in Österreich weder einem solchen Test 
unterzogen worden, noch wurden sie über 
die Höhenkrankheit und das erforderliche 
Verhalten bei Höhenflügen unterrichtet. Die 
letzten Tests an österreichischen Flugzeug
führern wurden 1 961 in Schweden und in den 

USA durchgeführt. Der Rechnungshof ver
langte daher umgehend die Durchführung 
dieser Kontrollen und den erforderlichen ärzt
lichen Unterricht. Das Ministerium stellte 
dazu fest, daß die Unterdruckkammern für 
die Durchführung der Untersuchungen vor
handen seien. Sie könnten aber nicht ver
wendet werden, weil das ärztliche und medizi
nische Fachpersonal erst herangebildet werden 
müsse. 

Wurden in der Zwischenzeit - so frage ich 
die Düsenflugzeugführer entsprechend den 
Anregungen des Rechnungshofes unterrichtet, 
und ist es nunmehr möglich, die Unterdruck
kammertests zweimal im Jahr durchzuführen ? 
Wenn nein : War der Umstand, daß die Tests 
nicht durchgeführt wurden, vielleicht eine 
der Ursachen des menschlichen Vers agens von 
Düsenflugzeugfiihrern, die in der letzten Zeit 
zum Absturz führte ? 

Im März 1964, 80 stellte der Rechnungshof 
in seinem Tätigkeitsbericht 1965 fest, erhielt 
der Luftpark einen Prüfstand für das Trieb
werk der SAAB J 29 F zugewiesen, der ein 
Jahr später noch nicht aufgestellt war. Auf 
einen diesbezüglichen Vorwurf des Rechnungs
hofes wegen mangelnder Planung, da dieser 
Prüfstand noch nicht aufgestellt worden war, 
wurde seitens des Ministeriums erwidert, daß 
die Einstellung solcher Prüf- und Laufstände 
bereits seit dem Jahre 1957 in die Grundplanung 
aufgenommen sei . 1959 und 1960 sei ein 
Laufstand für die Kolbentriebwerke der Mo
torenmuster Continental aufgestellt worden. 
Die Aufstellung des 1964 preisgünstig ange
schafften Prüfstandes für Turbinentriebwerke 
scheiterte am Geldmangel, heißt es. Die 
baulichen Planungsarbeiten seien bereits fertig
gestellt . 

Da nach dieser Auskunft bereits mehrere 
Jahre verstrichen sind und Sie, Herr Minister, 
auf eine diesbezügliche Anfrage meiner Partei
freunde im Finanz- und Budgetausschuß am 
Donnerstag, dem 16.  November, nur eine 
unbefriedigende Auskunft gegeben haben, frage 
ich Sie, Herr Minister : Welche Hindernisse 
stehen der Aufstellung des erwähnten Prüf
standes entgegen, sodaß dieser seit drei 
Jahren auf Lager liegt und nicht verwendet 
werden kann ? Ist Ihrer Ansicht nach nicht 
ein Mangel an Planung vorhanden, wenn ein 
solches Gerät angekauft wird und man dann 
drei Jahre hindurch nicht in der Lage ist, 
dieses Gerät in Verwendung zu nehmen, um 
die wichtige Aufgabe der Überprüfung der 
Motoren, von deren Funktionieren ja letztlich 
Leben und Gesundheit der Flugzeugbesatzung 
abhängig ist, zu erfüllen ? 

Des weiteren noch aus dem alten Tätigkeits
bericht des Rechnungshofes. Der Rechnungs
hof bemängelt, daß die Kraftfahrzeugwerk-
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stätten des Fliegerhorstkommandos Hörsching 
und die Flieger-Tel.-Kompanie in zwei Hallen 
untergebracht sind, in denen, nur durch Draht
gitter getrennt, zahlreiche Kraftfahrzeuge 
garagiert sind. In beiden Werkstätten werden 
l!'ahrzeuge auch lackiert, gespritzt, und es 
werden auch Schweißarbeiten durchgeführt . 
Die in diesen Räumen durchgeführten Tätig
keiten widersprechen der vom Bundesmini
sterium für Landesverteidigung herausgege
benen Brandschutzordnung. Dem Rechnungs
hof wurde mitgeteilt, es handle sich um Not
lösungen, die nur durch einen Werkstätten
neubau abgestellt werden könnten. Einen 
Plan hiefür habe der Fliegerhorst Hörsching 
bereits vorgelegt. 

Sind Ihnen, Herr Minister, die gegebenen 
Umstände bekannt, und können Sie sagen, 
wann mit dem Bau eines neuen Werkstätten
gebäudes begonnen werden wird ? 

Auch in der Steiermark ist man in dieser 
Richtung sehr großzügig gewesen. Denken 
diese Landesregierungen nicht daran, daß 
dadurch wohnungsuchende Landarbeiter zu 
Schaden kommen ? In der Steiermark förderte 
man (Zwischenrufe) - hören Sie nur gut 
zu ! - sogar unter dem Titel "Bau von Land
arbeiterwohnungen" eine dreiköpfige Bauern
familie, die selbst ein Eigenheim mit 6 Wohn
räumen, 5 Nebenräumen, 5 Wirtschaftsräumen, 
2 Badezimmern und 2 sanitären Anlagen 
errichteten. 

Ich frage Sie, Herr Minister für Land- und 
Forstwirtschaft : Was werden Sie tun, um diese 
Übelstände für alle Zeiten abzustellen ? (Abg. 
Hart l :  Jetzt ist der Minister auch nicht da ! 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Schle inz e r :  
Hier ! - Abg. H art l :  Ich bitte um Entschuldi
gung !) Ich danke herzlichst, Herr Abgeord
neter Hartl ! 

Es muß auf alle Fälle sichergestellt werden, 
Sehr geschätzte Abgeordnete ! Ich komme daß zweckgebundene Gelder, die indirekt den 

jetzt zum Rechnungshofbericht - Verwal- Landarbeitern zugute kommen sollen - und 
tungsbereich des Bundesministeriums für Land- die sind bei Gott noch lange nicht mit guten 
und Forstwirtschaft .  Der Tätigkeitsbericht und ausreichenden Wohnräumen eingedeckt -, 
unterzieht in scharfer Form die Förderungs- nicht in Kanäle fließen, für die sie nicht ge
mittel des Bundes durch das Amt der Ober- dacht sind und für die es keine gesetzliche 
österreichischen L�ndesre�ierung �iner K:-itik. ! Grundlage gibt. �r stellte beachtlIche Mangel bel der Fman- Abschließend noch zwei Bemerkungen. 
zlerung und Planung verschiedener Vorhaben, .. . . .  . .  

die aus Bundesmitteln gefördert werden, fest. Im TatlgkeI�sberlC�t. 1965 bemangelt der 

Erfreulicherweise wird seit vielen Jahren 
der Neubau von Landarbeiterwohnungen ge
fördert. In Oberösterreich hat man jedoch 
bedauerlicherweise auch solchen Bauern Bei
hilfen zum Bau von Landarbeiterwohnungen 
gegeben, die solcher Subventionen gar nicht 
bedurften und auch keinen Anspruch darauf 
erheben konnten. Es liegt der Verdacht nahe, 
daß es sich hiebei um Bauern handelt, die 
ÖVP-Mitgliedsbücher als Legitimationen dafür 
vorweisen konnten. (Abg. Hart l :  Aber geh, 
hör auf!) 

Es ist unverständlich, aaß das Amt der 
Oberösterreichischen Landesregierung ' die 
eigene finanzielle Leistungskraft der Bauern 
nicht sorgfältig überprüft und ohne Bedacht
nahme auf die Bestimmungen, die für die öffent
lichen Gelder gegeben sind, diese auch nach 
Gesichtspunkten vergibt, die nur parteipoliti
schen Interessen der ÖVP dienen sollen . 
(Abg. Gram : Abe1' geh !) Es wurde nachge
wiesen, daß öffentliche Gelder in Anspruch 
genommen wurden, die mißbräuchlich zur 
Verbesserung der eigenen Wohnverhältnisse 
verwendet ·wurden. Ja es ging sogar so weit, 
daß zweckgebundene Mittel für elen Bau von 
Fremdenzimmern - wie bereits heute hier 
schon zum Ausdruck gebracht wurde -
verwendet wurden. 

Rechnungshof 1m polItIschen Bezirk Zell am 
See, daß die Pachtzinse der Bundesforste für 
Jagden unter dem Durchschnitt der 
Pachtzinse für vergleichbare Jagden im 
Bezirk liegen. Die Generaldirektion der Öster
reichischen Bundesforste wurde aufgefordert, 
die Jagdpachtzinse . im Bereich der Forstver
waltung Zell am See ehestens auf ein ange
messenes Niveau zu heben. - Wurde, Herr 
Minister, dieser Beanstandung des Rechnungs
hofes Rechnung getragen, wurden Jagdpacht
zinse in der Zwischenzeit erhöht ? Wenn ja, 
um welche Beträge ? 

Bei der Überprüfung der Bundesanstalt für 
veterinär-medizinische Untersuchungen in Graz 
im Jahre 1950 wurde beanstandet, daß eine 
gesetzliche Regelung über die Organisation und 
den Betrieb dieser Anstalt nicht vorhanden 
sei. Das Ministerium gab damals bekannt, 
daß durch eine Novellierung des Tierseuchen
gesetzes eine entsprechende Bestimmung auf
genommen wird und zugleich mit dieser 
Novelle auch eine Verordnung ergehen werde. 
Da jedoch im Jahre 1965 weder die angekün
digte N ovellierung des Tier._euchengesetzes 
noch die Verordnung in Kraft getreten war, 
wurde die Regelung dieses Problems neuerlich 
urgiert. Das Ministerium teilte hiezu mit, 
dati wohl ein Rohentwurf dieser Verordnung 
seinerzeit ausgearbeitet worden war, aber es 
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weder zu einer Novellierung des Tierseuchen
gesetzes noch zur Erlassung der in Frage 
stehenden Verordnung gekommen sei. Ferner 
laufen schon seit tTahren Arbeiten an ver
schiedenen einschlägigen Gesetzen, deren Ver
wirklichung ebenfalls eine Änderung des Tier
seuchengesetzes erforderlich machen würde. 
Im Hinblick darauf halte das Ministerium eine 
Novellierung, um allein die Beanstandung des 
Rechnungshofes zu verwirklichen, für nicht 
zweckmäßig . Der Rechnungshof seinerseits 
stellte sich auf den Standpunkt, daß man 
Zweckmäßigkeitserwägungen nicht über das 
Prinzip der Legalität der Verwaltung stellen 
könne. 

Haben Sie, Herr Minister, in Anbetracht 
des Stand.punktes des Rechnungshofes, dem 
ich nur beipflichten kann, Veranlassung für 
eine N ovellierung des Tierseuchengesetzes in 
der vom Rechnungshof gewünschten Form 
getroffen, um damit einem nun schon über 
zwölf Jahre währenden rechtlich nicht fun
dierten Zustand die gesetzlichen Grundlagen 
zu geben und somit die Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung zu gewährleisten � (Be·ifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge
ordneten Scherrer das Wort. 

Abgeordneter Scherrer (ÖVP) : Herr Prär"i
dent ! Hohes Haus ! Wenn ich als einer der 
letzten Redner zum vorliegenden Rechnungs
hofbericht spreche, dann habe ich damit die 
Absicht verbunden, aus drei Gründen diesen 
Rechnungshofbericht zu besprechen. 

Erstens, weil ich mich selbst in meiner 
privaten Berufstätigkeit seit über 40 Jahren 
mit den Aufgaben der Prüfung und Kontrolle 
sehr viel zu beschäftigen habe und daraus 
weiß,  daß jene Beamten, die diese Aufgabe zu 
erfüllen haben, eine sehr schwere, aber auch 
sehr unangenehme Verantwortung zu tragen 
haben. Denn ich kann mir vorstellen, und 
ich weiß es schließlich und endlich aus den 
Äußerungen all derer, die geprüft wurden, daß 
der Empfang eines Prüfers von vornherein 
ein sehr unangenehmer ist, denn jeder, der 
geprüft wird, mag das nun diese oder jene 
Dienststelle sein, wird selbst dann, wenn er 
felsenfest überzeugt ist, alle Aufgaben im 
Rahmen der bestehenden Gesetze gewissenhaft 
erledigt zn haben , den Prüfer, wenn er kommt, 
mit einem unangenehmen Gefühl empfangen 
und von vornherein wissen, daß dieser doch 
irgend etwas finden wird. Damit ist dieser in den 
Augen derer, die geprüft werden, ein unange
nehmer Mann. Daher glaube ich, daß es not
wendig ist, daß wir gerade den Beamten, die 
diese Aufgaben zu erfüllen haben, die sie in 
unserem Auftrag, im Auftrag dieses Hohen 

Hauses erfüllen und für die sie nur uns allein 
verantwortlich sind, in dieser Stunde aufrichti
gen und herzlichen Dank sagen . (Beifall bei 
der Ö VP.j 

Wir müssen anerkennen, wie schwierig diese 
Aufgabe erst dann ist, wenn der betreffende 
Prüfer als Finanzprüfer ins Haus kommt und 
nun hier feststelle:1 soll, um wieviel dem Staat 
mehr gegeben werden müßte, als tatsächlich 
von dem Geprüften dem Staat gegeben worden 
ist. 

In zweiter Linie, meine Damen und Herren 
des Hohen Hauses, haben wir, glaube ich, 
auch dazu Stellung zu nehmen, ob denn bei 
Durchführung dieser Prüfung auch jenen, die 
geprüft wurden, die notwendige 'Würdigung 
beziehungsweise die Möglichkeit ihrer Recht
fertigung gegeben worden ist. Denn die 
Prüfungsberichte des Rechnungshofes über 
einen Jahresabschnitt sind ja sehr umfangreich . 
Diese umfangreichen Prüfungsberichte hat 
man nur im Ausschuß. Der Minister hat die 
Möglichkeit, zu den an ihn gestellten Fragen 
und zu den Problemen, die man ihm vorlegt, 
Stellung zu nehmen. Die geprüften Dienst
stellen aber sind doch jemand ganz anderer. 

Wenn nun gerade auf Grund dieses Prüfungs
berichtes, wie heute schon von meinem Kol

legen Machunze zitiert wurde, am 25. Oktober 
die "Arbeiter-Zeitung" in großen Schlagzeilen 
über diese Prüfung des Rechnungshofes, über 
die erste Prüfung des Rechnungshofes der 
monocoloren Regierung geschrieben hat, so 
müssen wir doch � das ist heute in den Aus
führungen meiner Vorredner schon geschehen 
- sagen, daß nicht die monocolore Regierung 

geprüft wurde, sondern daß die Behörden 
und Ämter der Ministerien einer Prüfung 
unterzogen worden sind, und daß ein Minister, 
der im März vergangenen Jahres sein Minister
amt angetreten hat, doch bis heute bestimmt 
noch nicht die Möglichkeit hatte, bei den 
Zehntausenden Beamten, die manchem Mini
sterium angehören, seine eigenen Prüfungen, 
Feststellungen und Kontrollen vorzunehmen. 
Denn nur dann, wenn er sich selbst auf seine 
engeren Mitarbeiter hundertprozentig ver
lassen kann und weiß, daß diese wiederum nach 
unten ausstrahlen, ihre Aufgaben gewissenhaft 
erfüllen, kann man sagen, daß diese Kontrolle 
eine Kontrolle des Ministeriums beziehungs
weise eine Kontrolle der monocolol'cn Regie
rung überhaupt ist. 

Von diesem Gesichtspunkt ausgehend, möch
te ich mich nun mit j enen Kapiteln beschäfti
gen, die zum Teil von meinen Vorrednern 
kurz angeschnitten worden sind, zum anderen 
Teil heute überhaupt noch nicht berührt 
worden sind und die doch einer Würdigung 
bedürfen, umsomehr, als wir im Ausschuß bei 
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der Behandlung dieses Berichtes einigen Mini
sterien ja gar nicht die Möglichkeit gegeben 
hatten, eine Stellungnahme zum Prüfungs
bericht abzugeben, das heißt, daß wir von 
vornherein darauf verzichtet haben, daß der 
betreffende Minister zu den im Prüfungsbericht 
gemachten Feststellungen Stellung nehmen 
könnte. 

Das erste Ministerium, das uns im Rech
llungshofbericht pTäsentiert wird , ist das 
Bundesministerium für Inneres. Es hat sich, 
glaube ich, schon der Kollege Zeillinger von 
der Fre ihei tlichen Partei besonders mit den 
sogenannten Massafonds, also den Massafonds 
der Gendarmerie und Polizei beschäftigt . Er 
hat festgeRtellt, daß es der Herr Bundes

minister abgelehnt hätte, daß diese Massa
fonds zu einem gemeinsamen Massafonds ver
einigt werden, ,yovon - ich muß es offen 
sagen - ich nichts gehört habe, sondern viel 
eher weiß, daß der Herr Minister eindeutig und 
klar erklärt hat, daß auf Grund langer Unter
suchungen, überprüfungen und Expertenge
Erpn1che festgestellt worden ist, daß es un
möglich sei, die beiden großen Sicherheits
t.räger unseres Staates , nämlich Polizei und 
Gendarmerie, einheitl ich zu uniformieren. Das 
sei abg0lehnt wOldcn. 

Das ist zu einem großen Teil auch der 
GI und , warum der Rechnungshof sehr berech
tig te Kritik am MasRafonds geübt hat . Er 
stellte nämlich fest , daß in den letzten Jahren 
die betreffenden Sicherheitsorgane gar keine 
Uniformen mehr bezogen hätten, weil schon 
aus vorangegangenen Berichten des Rechnungs
hofes der "Wunsch nach Vereinheitlichung und 
nach einheitlicher Uniformiel ung zu ent
nehmen wal'. Daher "wurden, wie der Rech
nungshof richtig feststellt, nur Hemden, Hand
schuhe, Schuhe und dergleichen, aber nicht 
mehr Uniformstücke gekauft, weil man meinte, 
es komme eine einheitliche Uniformierung 
dieser heiden großen Organe . Der Herr Bun
desminister hat sicherlich eindeutig und klar 
festgestellt, daß damit nicht zu rechnen sei, da 
die Experten des Ministeriums eine solchE" 
Vereinheitlichung abgelehnt hätten. 

Einen großen Punkt der Beratungen bildete 
selbstverständlich das Kapitel des Bundes
ministeriums für Unterricht. Darüber ist 
sicherlich v iel gesprochen worden. Ich möchte 
nur einige ganz kurze Feststellungen über die 
Überprüfung der Technischen Hochschule Graz 
treffen. In diesem Bericht wird wiederholt 
darauf hingewiesen, daß den verantwortlichen 
Beamten dieser Hochschule die notwendige 
kaufmännische Vorbildung für eine Führung 
der finanziellen und buchhalterischen Gebarung 
dieses Institutes fehle. Frau Dr . Klein-Löw 
hat bei den Beratungen im Ausschuß ganz 

treffend darauf hingewiesen, daß sich nun 
einmal Gelehrte und Professoren mit diesem 
Krimskrams nicht beschäftigen wollen, sich 
wegen ihrer anderen Überlast.ung gar nicht 
beschäftigen können und es daher verfltänd
lieh ist., daß da und dort Anlaß zur Kritik an 
diesen Unterrichtsanstalten best.eht. 

Es ist aber eindeutig vom Rechnungshof 
festgestellt worden - darüber dürfen wir uns 
sicherlich freuen, ich möcht.e diese Feststellung 
verlesen -, daß das Amt der Steirischen 
Landesregierung mitgeteilt hat, "daß d ie 
Landesbuchhaltung im Zusammenwirken mit 
dem Rektor der Technischen Hochschule an 
H and von Schulungsvorträgen bei sämtlichen 
Instituten dieser Hochschule die geforderte 
Durchschreibebuchhaltung ab Jänner 1967 
eingeführt habe und es zu e;"warten ist, daß 
die Umstellung auf das neue Buchführungs
system klaglos vor sich gehen wird" .  - Damit 
hat eine vom Rechnungshof sicherlich berech
tigte Kritik an diesen Unterrichtsanstalten und 
damit an dem Bundesministerium für Unter
richt ihre Aufklärung und Fest.stellung ge
funden. 

Darüber hinaus wurde im Bericht über den 
Landesschulrat von Tirol festgestellt, daß die 
Schaffung einer Pädagogischen Bücherei dem 
Unterrichtsministerium in den v ergangenen 
Jahren viel Geld gekostet hätte, daß man diese 
Bücherei ganz ausgezeichnet aufgebaut habe,  
daß sie aber von jenen, die sie benützen sollen, 
leider nicht benützt wird, �'ondern im Jahre 
1964- aus dieser großen und modernen wissen
schaftlichen Bücherei lediglich 195 Bü cher 
entliehen worden sind . Ich glaube, man kann 
den Renn Bundesminister für Unterricht nicht 
dafür verantwortlich machen, daß eine von 
ihm sicherlich ganz zielstrebig und richtig 
vorgenommene Investition für die Ausbreitung 
und Vervollständigung der Bibliotbeken unserer 
Hochschulen von den Studierenden nicht aus
genützt wurde. 

Eine sehr maßgebliche Auseinandersetzung 
im Ausschuß hat das Thema der Wandertage 
mit sich gebracht, weil hier die Meinungen 
sehr weit auseinandergegangen sind und man 
feststellte, daß das Bundesministerium unter 
"Durchführung von Wandel'tagen" etwas an
deres meint, als tatsächlich an höheren Schulen 
geschieht. Die Meinung der Abgeordneten 
war die, und sie blieb unwidersprochen, daß 
man doch bei den Wandertagell darauf sehen 
soll, daß die Studierenden, die Kinder und 
Jugendlichen aus der Stadt die Möglichkeit 
haben sollen, das Land kennenzulernen , und 
umgekehrt die Kinder vom Land an diesen 
Wandertagen doch in die Stadt geführt und 
dort die Möglichkeit einer Ausweitung ihrer 
Kenntnisse und ihres Wissens finden sollen. 
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über die Überprüfung beim Landesschulrat Mittel mit dem Auftrag zur Förderung der 

Tirol und in Verbindung damit üher die vom Jugend und der studierenden Jugend übergeben 
Rechnungshof festgestellten Mängel bei der werden und ich diese Fördorungsmittel geben 
Verrechnung der Bildungszulagen hat ebenfalls muß, weil ansonsten in vielen Belangen des 
Kollege Zeillinger sehr eingehend gesprochen. kulturellen Lebens unseres Landes geradezu 
Ich möchte dazu auch eine Feststellung treffen. Katastrophenzustände eintreten müssen ? 
Die Abrechnungsart dieser Bildungszulagen \Vir haben feststellen können, daß völlige 
ist typisch für das, was im Untel'richt&vvesen Übereinstimmung zwischen Rechnungshof und 
mit kaufmännischen Aufgaben verbunden ist . Bundesministerium für Unterricht besteht. 
Man macht es tatsächlich so kompliziert, daß 

Es wurde auch seitens der Opposition im Rech-
der Aufwand an Personal für die Überprüfung l1ungshofausschuß keinerlei Kritik, die bel'ech-
dieser Abrechnungen sicherlich viel kostet tigt gewesen wäre, an dem Bericht des Rech-
und im Vergleich zu dem, was einzelnen l e b � nungs 101es ezüglich des Bundesministeriums 
Lehrern dafür geboten ist, mehr ausmacht. für Unterricht geübt. 
Ich glaube aber, daß die Pauschalierung in 
irgendeiner Form einen Ausweg bedeuten Beim Bundesministerium für Auswärtige 

würde, der Tausende und Abertausende unnütz Angelegenheiten haben wir, wie ich sagte, 

aufgewendete Arbeitsstunden einsparen kann, nicht darüber gesprochen. Ich darf hier nur 

denn es ist doch durch die Leiter der Schulen feststellen, daß der Rechnungshof sagt, daß 

allein feststellbar, wieweit die ihm unterstellten sich das Bundesministerium für Auswärtige 

Lehrkräfte diese Bilclungskosten zusätzlich zu Angelegenheiten zwei Dienstwagen angeschafft 

ihrer normalen Weiterbildung übernehmen. habe, die der Kategorie II angehören, zwei 
Personenwagen, bei denen der Anschaffungs-

Es ist bedauerlich, daß hier sicherlich viele . preis bei jedem über 100.000 S liegt, der 
Gelder nicht in Anspruch genommen werden, Benzinbedarf eines einzelnen Wagens über 3 1  1 
denn auf. Grund des Berichtes des Rechnungs- pro 100 km liege und daher nicht mehr von 
hofes müßten aus diesem Titel 70,8 Millionen Fahrzeugen der Kategorie II, sondern VOll 
Schilling in Anspruch genommen worden sein. ausgesprochenen Repräsentationsfahrzeugen 
Tatsächlich aber waren nur 52,9 Millionen gesprochen werden müsse. Daß darüber hinaus 
nachgewiesen und in Anspruch genommen eines dieser Fahrzeuge nur im innerstädtischen 
worden. Ich habe auf diese Möglichkeit nur Verkehr verwendet wurde - mehr schreibt 
deswegen hingewiesen, weil wir wissen, daß darüber der Rechnungshofbericht nicht und 
unnützer Verwaltungsaufwand - es ist heute wollen auch w.ir nicht sagen -, macht den Auf
zu allen Kapiteln davon schon sehr viel ge- wand umso größer, ebenso den Reparatur
sprochen worden - eingespart werden soll, anfall. 
soweit es möglich ist. Wir müssen zu dieser Feststellung und damit 

Ich wende mich nun dem Kapitel des Bundes- auch zur Feststellung des Rechnungshofes 

ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten nur das eine sagen, daß das Bundesmini

zu, das im Ausschuß nicht behandelt wurde, sterium für Auswärtige Angelegenheiten diesen 

und möchte mich hier mit einer Feststellung Bemängelungen Rechnung getragen und den 

des Rechnungshofes, die aber denn doch nicht Anregungen des Rechnungshofes entsprochen 

übersehen werden sollte, begnügen. Ich habe hat, das heißt, wir wissen, daß diese beiden 
Fahrzeuge bei der übernahme des Außenhier die "Arbeiter-Zeitung" vom 25. Oktober, 
ministeriums durch den -Außenminister der die in großen Lettern und Schlagzeilen ver-

kündet, daß die schwere Rechnungshofkritik monocoloren Regierung verkauft worden sind. 

an der monocoloren Regierung, insbesondere Ich glaube, es ist notwendig, daß hier, da es 

am Unterrichtsressort, viele Mißstände aufge- der Rechnungshof selbst feststellt, diese Fest

zeigt hätte, von denen wir aber im Ausschuß stellungen getroffen werden. 

an sich nichts gehört haben, sondern es ent- Das Bundesministerium für Justiz ist eben
wickelte sich am Ende eine sehr interessante falls bei den Verhandlungen im Ausschuß nicht 
Auseinandersetzung un d Diskussion zwischen zur Sprache gekommen. Ich möchte aber als 
dem Herrn Präsidenten des Rechnungshofes Vertreter der Wirtschaft doch noch einiges 
und dem Herrn Bundesminister, bei der auf dazu sagen. Die Prüfung zweier Bezirks
der einen Seite der Standpunkt des Rechtes gerichte in Niederösterreich wurde bereits 
und das Fehlen gesetzlicher Voraussetzungen angeschnitten. Bei der Überprüfung dieser 
für so viele Förderungsmaßnahmen des Unter- Bezirksgerichte wurde neben den üblichen 
richtsministeriums beanstandet wurden, auf Mängeln, die wir nun schon alle kennen, auch 
der anderen Seite aber der Herr Bundes- festgestellt, daß die Umschreibung der alten 
minister mit Recht die Frage gestellt hat : Grundbücher noch nicht erfolgt sei, was vor 
Wie soll ich Förderungen vornehmen, wenn allem für die Geldwirtschaft und die kredit
mir auf Grund der Budgetzuweisungen diese gebende Wirtschaft von sehr großer Bedeutung 
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ist. Darüber hinaus waren in einer Reihe von 
Fällen - es werden sieben genannt - zivil
rechtliche Urteile nach einem Jahr noch nicht 
sch riftlich ausgefertigt , wodurch unter Um
ständen auch in Zivilprozessen und Zivilvel'
fahren für die betroffenen Parteien Unannehm
lichkeiten entst.ehen können. 

In gleicher Weise wurde über das Landes- ,  
Bezü'ks- und Arbeitsgericht Feldkirch i n  Vor
arlberg berichtet, bei dem ein sehr großer 
Personalmangel besteht, woclurc'h auch eine 
Reihe von Arbeiten , die aber im öffentlichen 
Interesse dringend erledigt werden sollten, nicht 
rasch genug durchgeführt werden können ; 
ebenfalls wurden die Arbeit.en in der Grund
buchsabteilung beanstandet, bei der monate
lang die Akten liegenbleiben und nicht erledigt 
werden können. 

Aber der Rechnungshof stellt hier fest -
und das wollen wir auch dem Hohen Hause 
sagen, und das wollen wir der Öffentlichkeit 
sagen -, daß das Oberlandesgericht Innsbruck 
und das Landesgericht Feldkirch diesen Be
mängelungen und Anregungen Rechnung ge
tragen haben und daß das Bundesministel'iu m 
für Justiz dafür vorgesorgt hat, daß derartige 
Schwierigkeiten in Zukunft vermieden werden. 
Wie wir aus der Vor beratung dies3s Berichtes 
wissen, sind auch die festgestellten Mängel 
überall zur Gänze behoben und damit der 
laufende Stand der amtlichen Handlungen 
auch bei unseren Bezirksgerichten sichergestellt. 

über das Bundesministerium für Landes
verteidigung ist natürlich heute schon sehr 
viel gesprochen worden. Ich möchte hier aber 
auch feststeHen, und das gehört zur Ordnung, 
daß der Rechnungshof bei der Besprechung 
zum Beispiel des Jägerbataillons 17  und der 
Verwaltungsstelle Straß gleich einleitend fest
stellt : "Soweit im Zuge der Einschau Mängel 
festgestellt wurden, deren Behebung in die 
Kompetenz des Jägerbataillons 1 7  fällt, wurden 
sie dem Kommandanten des Bataillons mit
geteilt ; dieser sorgte unverzüglich für ihre 
Behebung. " 

Wir können also mit Genugtuung feststellen, 
daß überall dort, wo die Organe des Rech
nungshofes hinkommen und sicherlich mit 
Recht in unserem Auftrage Mä.ngel feststellen , 
die betreffenden Beamten und Vorstände der 
Abteilungen bemüht sind, diesen Bemänge
lungen sofort zu entsprechen und dem Bericht 
des Rechnungshofes Rechnung zu tragen. 

Ich möchte es auch nicht unterlassen, über 
die ganz geringe Zahl - es sind nach dem 
Bericht des Verteidigungs ministers ja nur zirka 
20 Soldaten beziehungsweise Offiziere - von 
Soldaten zu sprechen, die an der Hochschule 
im Interesse des Bundesheeres und praktisch 
für das Bundesheer ihre Studien fortsetzen 

und vollenden. Es handelt sich ja in erster 
Linie um Militärakademiker. Der Herr Bun
desminister hat uns versichert, daß in öffent
lichen Bekanntmachungen an alle Soldaten 
darauf aufmerksam gemacht wird und daß man 
,�ersuchen mu ß, bei jenen Spezialberufen, die im 
Bundesheer zur Durchführung seiner Aufgaben 
unbedingt gebraucht werden, für die aber 
keine Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten 
zur Verfügung stehen, den Mangel dadut'ch 
zu beheben, daß solche Leute au f die Hoch
schule geschickt ,,,erden. Da es sich nur um 
längerdienende Soldaten und aktive Offiziere 
handelt, ist es sicherlich richtig , claß es ohne 
eigentliche gesetzliche Grun dlage - was rich
tigerweise vom Herrn Präsidenten des Rech
nungshofes und v om Bundeskanzleramt gesagt 
wird -, aber in Durchführung der Ausbildung , 
also in Erledigung und Erfiillung der Ausbil
dungsvorschriften, weil sie ja sonst gar nicht 
verwirklicht werden könnten, notwendig ist, 
daß diese Maßnahme getroffen worden ist. 
Ich glau be, wir müssen hier sagen, daß sich 
auch die Feststellungen des Rechnungshofes 
nur auf die rechtliche Unsicherheit u nd Unklar
heit beschränkt haben, aber keine Kritik daran 
geübt wurde, daß diese Maßnahmen vom 
Bundesministerium tatsächlich getroffen wur
den . (Präs'ident Wal lner  übernimmt den 
Vorsitz.) 

Zum Bundesministerium für Finanzen, das 
heute hier auch schon sehr eingehend bespro
chen wurde, kann ich es mir nicht versagen, 
auf einen Punkt des Rechnungshofberichtes 
hinzuweiben, und zwar aus dem besonderen 
Grund, weil sich vor zwei Tagen am Sonntag 
vormittag der "Watschemnann" mit diesen 
Punkten beschäftigt hat und durch diese 
meiner Meinung nach nicht vollkommen rich
tige Darstellung vielleicht tatsächlich bei der 
Bevölkerung ein unrichtiger Eindruck erweckt 
werden könnte. 

In diesem Punkt 48,32 stellt nämlich der 
Rechnungshof fest, daß er bei der Überprüfung 
der Finanzlandesdirektion Innsbruck fest
stellen mußte, daß die Personalzulagen und die 
Mehrleistungszulagen für die Beamten nicht 
die Zustimmung der Abteilungsleiter und auch 
der zugeteilten Beamten finden, sondern daß 
hier sehr starke Kritik daran geübt wurde. 

Im weiteren stellt der Rechnungshof wörtlich 
feßt : "So wird etwa die Staffelung der Zulagen 
nach einer bestimmten Punkteanzahl als un
zweckmäßig bezeichnet u.nd eine andere Diffe
renzierung gefordert i das Punktesystem in 
der Betriebsführung läßt befürchten, daß 
Arbeitsqualität und Mehraufkommen leiden ; 
in den Strafsachenstellen, ,,"'0 sich die Höhe 
der Zulage nach der Höhe der verhängten 
Strafen bestimmt, besteht die Gefahr, daß die 
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Strafverfahren nicht immer nach rein sach
lichen und rechtlichen Maßstäben durchge
führt werden. " 

Ich glaube, wir müssen hier den Feststellun
gen des Rechnungshofes sicherlich recht geben 
und können den Herrn Bundesminister für 
Finanzen nur ersuchen, daß er irgendeinen 
Weg findet, damit den Beamten eine Zulage 
für ihre Leistungen gegeben wird, die nicht 
abhängig ist vom Erfolg der hereingebrachten 
Steuern in Betriebsprüfungs- oder Straf
verfahren, sondern die ausschließlich auf 
Grund der Leistungen und der Tüchtigkeit 
dieser Beamten gegeben wird. Damit, glaube 
ich, haben die Beamten selber weit mehr 
Freude, als wenn ihnen aus einer solchen 
Zulage noch dazu ein Strick gedreht werden 
soll und sie unter Umständen sogar hinsicht
lich ihres Ansehens und ihrer Leistungen in 
Schwierigkeiten kommen könnten. 

Ich möchte daher den Herrn Finanzminister 
bitten, doch dafür zu sorgen, daß im Einver
nehmen mit den betroffenen Beamten hier 
eine bessere Regelung gefunden wird. 

Ich möchte aber auch nicht verabsäumen 
- gerade deshalb, weil wir uns vor und nach 
dem heutigen Tag mit Fragen des Budgets 
beschäftigen -, drei Punkte dieses Berichtes 
über das Finanzministerium hier auch fest
zuhalten, und zwar den einen Punkt über die 
Steuerrückstände, über die der Rechnungshof
bericht hinsichtlich der letzten zehn Jahre 
genau Auskunft gibt und feststellt, daß die 
Abgabeneingänge im Jahre 1 957 24,9 Milliarden 
Schilling betragen haben, daß sie im Jahre 
1 966 59, 1 Milliarden Schilling betragen haben, 
daß aber die Rückstände in diesen zehn Jahren 
nur um 30,2 Millionen Schilling auf insgesamt 
3,2 Milliarden Schilling gestiegen sind. 

Dies muß festgestellt werden, weil wir 
daraus ersehen, daß alle Steuerträger dieses 
Landes, insbesondere aber auch die Wirtschaft, 
ihre Zahlungen pünktliehst und gewissenhaft 
erfüllen und daß in einem Zeitraum von 
zehn Jahren nur ein Zuwachs an Rückständen 
in der Höhe von 300 Millionen S chilling vom 
Rechnungshof selbst festgestellt wurde. (Beifall 
bei der O VP.) 

Darüber hinaus möchte ich auch zu den 
vom Bund übernommenen Haftungen, die 
der Rechnungshof hier sehr genau feststellt, 
sagen, daß der Bund insbesondere Haftungen 
für Kredite Dritter in der Höhe von 23,3 Mil
liarden übernommen hat. Wir wissen, daß es  
sich hier in erster Linie um die übernommenen 
Haftungen für Kredite an bundeseigene Be
triebe handelt und damit pro Kopf unserer 
Bevölkerung der Haftungssatz Ende 1 966 
3294 S erreicht hat. Das heißt, daß der Bund 

für 3294: S pro Kopf der Bevölkerung Haftun
gen übernommen hat. 

Nicht zuletzt ist in diesem Bericht auch die 
Entwicklung der nichtfälligen Finanzschulden 
des Bundes eindeutig und klar für die letzten 
zehn Jahre aufgegliedert. Wir können dem
nach feststellen, daß die Gesamtverschuldung 
des Bundes am 3 1 .  Dezember 1966 29.277 Mil
lionen Schilling beträgt ; das sind pro Kopf 
der Bevölkerung 4139 S, und, in Prozenten auf 
die Ausgabensumme des Budgets 1 966, 
40,5 Prozent. 

Damit glaube ich auch über das Kapitel 
Finanzen ausreichend gesprochen zu haben 
und möchte mich nunmehr noch jenen Mini
sterien zuwenden, die wir als die sogenannten 
Wirtschaftsministerien bezeichnen dürfen, und 
hier in erster Linie wieder dem Bundesministe
rium für Handel und Wiederaufbau, wo der 
Rechnungshof nun eine Kontrolle und Prüfung 
über die Außenhandelsförderungsmittel, die 
der Bundeskammer der gewerblichen "Virt
schaft zur Verfügung gestellt werden, gibt. 
Er trifft hier eine Feststellung, die uns freuen 
muß, insbesondere mich, einen Vertreter und 
ein Mitglied dieser Kammer, weil der Rech
nungshof feststellt : "Der Rechnungshof konnte 
mit Befriedigung feststellen, daß die Bundes
kammer allen seinen Empfehlungen nachge
kommen ist und alle Maßnahmen zur Ab
stellung der aufgezeigten Mängel ergriffen 
hat. " Die Mängel bestanden nur darin, daß 
bei den Außenhandelsstellen in Moskau und 
Budapest zuwenig Beamte sind, die bei der 
Durchführung ihrer Abrechnungen keine gegen
seitige Kontrolle vorgenommen haben, wo
gegen nunmehr dafür gesorgt wurde, daß 
über die Außenhandelsstellen auch diese Kon
trollen gegenseitig durchgeführt werden. 

Der Rechnungshof kritisiert abermals die 
Barockausstellung in Melk an der Donau, 
für die einstens. das Bundesministerium für 
Handel und Wideraufbau - und hier die 
Fremdenverkehrssektion - eine Ausfallshaf
tung von 1 50.000 S übernommen hatte und 
diese Haftungssumme der Ausstellungsleitung 
auch tatsächlich zur Verfügung stellte. Da 
nachher festgestellt wurde, daß aus der 
Durchführung dieser Veranstaltung kein Ver
lust, sondern ein überschuß erwachsen war, 
hätten diese 150.000 S zurückgezahlt werden 
müssen. Sie wurden umgewidmet und der 
Stadtgemeinde Melk für die Errichtung des 
großen Bades an der Donau gegeben. Es wurde 
nun vom Rechnungshof bestätigt, daß das 
tatsächlich durchgeführt wurde. 

Sicherlich übt hier der Rechnungshof mit 
Berechtigung eine sehr ernste Kritik an der 
Kredithingabe des Handelsministeriums an 
eine Filmgesellschaft im Jahre 1950 z ur  Her-
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stellung von Fremdenverkehrsfilmen. Die I nungshof befaßt sich hier sehr eingehend mit 
Filmgesellschaft ist in der Folge pleite ge- der Werkstätte Simmering. Man muß denn 
gangen, und natürlich haben Organe des I doch feststellen, daß die Prüfung durch den 
Handelsministeriums es verabsäumt, recht- Rechnungshof sicherlich das eine ergeben 
zeitig für die Hereinbringung des Restkredites, hat, daß - wie wir aus den Erklärungen des 
der durch Filmlieferungen noch nicht gedeckt Herrn Bundesministers hören konnten - die 
war, Sorge zu tragen. Das Ministerium lehnt vom Rechnungshof mit Recht kritisierten 
es jedoch ab, dafür die betreffenden Beamten Mängel abgestellt wurden und die beab
finanziell verantwortlich zu machen, sondern sichtigten Investitionen, so wie sie der Rech
gegen die Schuldigen ist ein Disziplinarverfah- nungshof als unrichtig hingestellt und kritisiert 
ren eingeleitet worden. hat, auch tatsächlich nicht mehr erfolgen 

Ebenso wird an einer Kredithingabe an werden. 
einen Golf-Club - ebenfalls aus Mitteln der 
Fremdenverkehrsförderung - Kritik geübt. 
Hier stellt ab ar der Rechnungshof fest, da13 
der Kredit in Ordnung geht, seine Rückzahlung 
durch sechs Bürgen gesichert erscheint und 
der Kredit daher in Jahresraten innerhalb 
von fünf Jahren zur Gänze zurückgezahlt 
werden wird. 

Nun noch zum Abschluß zum Bundes
ministerium für Verkehr und Elektrizitäts
wirtschaft. Hier ist zumindest die Postver
waltung verhältnismäßig gut bei diesem Be
richt weggekommen. Die Mängel, die bean
ständet wurden, liegen in der Hauptsache 
darin, daß insbesondere beim Telegraphenamt 
in Feldkirch die erforderlichen Materialien 
für eine raschere Durchführung der Auto
matisierung nicht vorhanden waren, daß aber 
auf der anderen Seite in den Depots Materia
lien lagen, die nie gebraucht werden, und daß 
daher hier die Materialverwaltung und die 
Materialvorsorge nicht entsprochen haben. 

In einer besonderen Kritik - und diese 
übt der Rechnungshof leider seit dem Jahre 
1951 - wird festgestellt, daß Personal der 
Postzeugverwaltung - das Personal, das 
also im Personalstand der Postzeugverwaltung 
geführt wird - bei der Generaldirektion 
selbst seit nunmehr 15 Jahren Dienst verrichtet, 
daß es aber bisher nicht möglich war, den 
Dienstpostenplan der Generaldirektion in die
ser Richtung zu erweitern, und so auch - wie 
in der Vergangenheit - noch immer Beamte 
der Postzeugverwaltung bei der Generaldirek
tion ihren Dienst verrichten. 

Geringe Kritik übt der Rechnungshof an 
dem Lager für Möbeleinrichtungen in Schwe
chat, das durch seine Feuchtigkeit insbesondere 
für neue und gute Einrichtungsstücke unge
eignet sei . Die Generalpostdirektion hat aber 
versichert, daß sie alle diese Mängel bereits 
behoben hat. 

über die Bundesbahnen hat in sehr weit
schweifender Weise, also sich nicht direkt 
mit dem Bericht befassend, Herr Abgeordneter 
Peter gesprochen. Er hat hier auch über eine 
Bundesbahnwerkstätte gesprochen, die über
haupt nicht geprüft wurde, aber der Rech-

Ich will mich nur damit beschäftigen, daß 
hier die Generaldirektion der Bundesbahnen 
trotz wiederholtel' Warnungen des Rechnungs
hofes immer noch der Meinung war, daß der 
Ausbau einer Halle um einen gar nicht fest
stehenden Betrag erfolgen soll, damit die 
Waggonreparaturen - was von den Fach
leuten bestritten wird - rascher durchgeführt 
werden könnten, während aber auf der anderen 
Seite die Generaldirektion sagt, da13 die 
private Industrie und die private Wirtschaft 
nicht bereit und in der Lage wären, wie der 
Rechnungshof ganz richtig empfohlen hat, 
Reparaturen an den Eisenbahnwaggons vor
zunehmen. 

Hier muß ich feststellen, daß insbesondere 
ein Direktor der Simmering-Graz-Pauker
Werke - also eines Unternehmens des Staa
tes - bei mir war und ausdrücklich erklärt 
hat, daß sie an solchen Reparaturen interes
siert wären, daß sie froh wären, wenn die 
Bundesbahnen das, was sie in ihren Werk
stätten nicht selbst schaffen können, den 
Simmering-Graz-Pauker- Werken zur Durch
führung und Arbeitsausführung übergeben 
würden, weil sie sowieso nicht wüßten, wie 
sie ihren derzeitigen Personalstand voll aus
lasten und beschäftigen sollen. 

Darüber hinaus wird sehr harte Kritik an 
der Errichtung einer Gießerei geübt. Ich 
muß auch sagen : Ich verstehe nicht, daß man 
seit dem Jahr 1954 eine Gießerei aufbaut, 
um die Bremsklötze, die die Bundesbahn 
braucht, selbst zu erzeugen, wo, wie ich glaube, 
in Österreich doch schon jedes Kind wei ß ,  
daß eine s o  große Überkapazität bei den 
Gießereien vorhanden ist, daß sich die Bahn 
diese Bremsklötze doch bestimmt weit billiger 
dort besorgen und anschaffen könnte, als sie 
sie in der eigenen Gießerei herzustellen im
stande ist. Dabei ist aber diese Gießerei, die 
im Jahr 1954 zu bauen begonnen wurde, 
heute noch nicht fertig, und es sind an den im 
Jahr 1955 begonnenen Investitionen heute 
schon dringende Reparaturen notwendig, ob
wohl die Gießerei noch immer nicht dasteht, 
weil eben der Bundesbahn die dafür not
wendigen Investitionsmittel fehlen. 

76. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 67

www.parlament.gv.at



6168 Nationalrat XI. GP. - 76.  Sitzung - 5. Dezember 1967 

Scheuer 

Wir freuen uns, daß der Herr Bundes
minister im Ausschuß feststellen konnte, daß 
vor allem einmal die Autorepa,raturwerkstätte 
Liesing in diesem Jahr fertiggestellt wird, 
wodurch die unsinnigen Kosten, die unzweck
mäßigerweise durch die Reparatur der Motoren 
in Simmering und die Reparatur der Karos
serien und der sonstigen Teile des Kraft
wagens in Liesing entstanden sind, nun auf
gehoben erscheinen. Dadurch werden den 
Bundesbahnen und dem österreichischen Staat 
sicherlich beachtliche Mittel erspart werden. 

Ich möchte es mir aber auch nicht versagen, 
am Schluß darauf hinzuweisen, daß der Rech
nungshof in seinem Bericht über die Gemein
nützige Eisenbahnsiedlungsgenossenschaft mit 
dem Sitz bei der Bundesbahndirektion Villach 
eine sehr harte Kritik an der Führung dieser 
Siedlungsgesellschaft durch hohe aktive Be
amte der Bundesbahndirektion Villach übt. 
Hier ist, wie wir in der Folge aus Zeitungs
meldungen erfahren haben, bereits ein Straf
verfahren eingeleitet worden, da mit den 
öffentlichen Mitteln, die der gemeinnützigen 
Gesellschaft zur Führung ihres Betriebes zur 
Verfügung gestellt wurden, Dinge geschehen 
sind, die man in einem ordentlich geführten 
Betriebe nicht vorfinden darf. 

Wir freuen uns, daß der Herr Minister auch 
dazu versichert hat, daß die Ordnung dort 
bereits hergestellt sei, wieder alles nach dem 
Rechten gerichtet sei, daß ein Strafverfahren, 
wie wir dies auch aus der "Volkszeitung" , 
der Tageszeitung für Kärnten und Osttirol, 
ersehen können, eingeleitet worden ist und die 
verantwortlichen Beamten zur Verantwortung 
gezogen werden. 

Hohes Haus ! Ich darf zu der Stellungnahme, 
die wir zu diesem Rechnungshofbericht ab
zugeben hatten, noch folgendes feststellen : 
Aus diesem Bericht des Rechnungshofes wissen 
wir alle, daß sich die verantwortlichen Organe 
des Rechnungshofes bemüht hatten, in der 
staatlichen Verwaltung, wo Mängel bestanden, 
die Ordnung herzustellen. Wir dürfen aber 
auch überzeugt sein, daß die beanstandeten 
Ministerien und Abteilungen der Ministerien 
bestimmt bemüht sind, diesen Anregungen des 
Rechnungshofes Rechnung zu tragen, und 
daß damit der Sinn, den wir dem Rechnungs
hof gegeben haben, und die Aufgabe, die der 
Rechnungshof in unserem Auftrag zu erfüllen 
hat, von ihm auch tatsächlich konsequent 
erfüllt worden ist. Wir glauben feststellen 
zu dürfen, daß damit dem Staat im laufenden 
Jahr bedeutende Mittel erspart worden sind, 
daß sich die Organe des Rechnungshofes 
- das wage ich als einer, der den Bericht 
genau studiert hat, zu sagen - bezahlt ge
macht haben und daß wir darüber hinaus die 

Gewißheit haben dürfen, daß Kontrollen für 
unsere Heimat und für alle Betroffenen wirk
sam sind. 

Ich möchte daher abschließend ebenfalls 
sagen, daß es uns diesmal wirklich leicht 
fällt - das war in der Vergangenheit nicht 
immer der Fall -, diesem Bericht des Rech
nungshofes unsere einmütige Zustimmung zu 
geben. Wir sind mit dem, was er hier fest
gestellt hat, einverstanden ;  wir konnten mit 
Genugtuung zur Kenntnis nehmen, daß auch 
den Kritisierten, daß auch denen, die der 
Rechnungshof mahnen mußte, die Möglichkeit 
gegeben war, sich in breiter Weise im Rech
nungshofbericht selbst zu verantworten und 
Stellung zu nehmen, und daß damit wirklich 
Sinn und Zweck dieser großen und verant
wortungsvollen staatlichen Einrichtung erfüllt 
ist. Dafür sei allen, die daran teilgenommen 
haben, aufrichtiger und herzlicher Dank ge
sagt. (Beifall bei der (j V P.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich die Frau Abgeordnete Dr. Stella 
Klein-Löw. Ich erteile ihr das Wort. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Bevor ich mich dem Tätigkeits
bericht des Rechnungshofes zuwende, und 
zwar nur einem Kapitel, dem Verwaltungs
bereich des Bundesministeriums für Unter
richt, erlauben Sie mir drei Bemerkungen : 

Erstens einmal hat der Herr Kollege 
Machunze, der erste Redner der Regierungs
partei, gesagt, daß es der Sinn dieser Be
handlung des Rechnungshofberichtes sei, 
Fehler aufzuzeigen, daß Schuldige zur Rechen
schaft gezogen werden müssen, daß man aber 
nicht aufbauschen dürfe und nicht aus Einzel
heiten Politika machen dürfe. Er fügte mit 
Recht hinzu, daß niemand unfehlbar sei ; 
Menschen sind wir · allesamt - das hat er 
nicht gesagt, ich poetisiere seine Worte -, 
daher müsse man sehen, was sich daraus 
ergibt, und das zur Kenntnis nehmen. 

Ich bin mit all dem einverstanden ; ich 
möchte nur noch eine weitere Folgerung 
daraus ziehen : Ich glaube, daß wir noch 
eine Pflicht haben, nämlich die, aus dem, 
was uns schlecht scheint und was aufgezeigt 
wird, Konsequenzen zu ziehen, das heißt, 
daß die Ministerien, wenn etwas aufgezeigt 
wird, was dem Rechnungshof nicht als richtig 
erscheint und uns auch nicht, die Konse
quenzen daraus ziehen und das ausbessern 
müssen. Das ist die erste Feststellung. 

Die zweite Feststellung : Mein Vorredner, 
Herr Abgeordneter Scherrer, sagte, daß ver
schiedene Mängel in Ämtern festgestellt wur. 
den, die den Ministerien unterstehen, und 
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daß es ja nicht die Ministerien seien oder 
gar die monocolore Regierung sei, die für 
diese Fehler verantwortlich sind. Ich bin da 
ein wenig anderer Meinung. Wenn Fehler 
immer wieder vorkommen, dann muß man 
doch glauben, daß die betreffenden Ministerien 
ihre Tätigkeit darauf ausrichten, diese Fehler, 
die einmal festgestellt wurden, abzustellen. 
Das ist die zweite Bemerkung. 

Die
· 

dritte Bemerkung zu meinem V or
redner, dem Herrn Abgeordneten Scherrer : 
Ich habe immer gedacht, es sei ein schönes, 
aber ein schwieriges Amt, Offizialverteidiger 
zu sein, also ein Verteidiger de officio ; heute 
habe ich erst bemerkt, wie schwer es ist, 
wenn ein Offizialverteidiger den Prüfer zu 
verteidigen hat, die Geprüften zU verteidigen 
hat und sämtliche anderen Instanzen, sämt
liche Ministerien, die hier sozusagen in Be
handlung sind. Ich muß sagen : Es ist eine 
wirklich schwere Aufgabe, in einer Person 
Offizialverteidiger so verschiedener Stellen zu 
sein. 

Das sind die Bemerkungen, die ich voran
stellen wollte. - Nun zu dem Bericht, soweit 
er den Verwaltungs bereich des Bundesmini
steriums für Unterricht betrifft. 

Ich möchte meine Rede in drei Teile gliedern 
und zunächst über Verwaltungsmaßnahmen 
sprechen, die hier erwähnt werden, zweitens 
über Förderungszuwendungen und ihre Ver
wendung und drittens über Nichterfüllung 
von durch Gesetze bestimmten Maßnahmen. 

Erlauben Sie mir, daß ich zunächst über 
die Verwaltungsmaßnahmen spreche. Ich werde 
in einigen Punkten das zu ergänzen haben, 
was mein Vorredner, Herr Abgeordneter 
Scherrer, erwähnt hat. 

Meine erste Untersuchung wendet sich der 
Pädagogischen Bücherei des Landesschulrates 
Tirol zu. Worum handelt es sich hier 1 Der 
Herr Kollege Scherrer sagte richtig : Eine 
wertvolle Fachbücherei, fast 1 900 Bände, 
2 1  regelmäßige Zeitschriften. Der Rechnungs
hof stellt fest, daß diese Bücherei nur wenig 
beansprucht wird ; so wurden im Jahre 1964 
nur 195 Bücher entlehnt. Der Rechnungshof 
bezweifelt, daß es sinnvoll ist, die Bibliothek 
unter diesen Umständen weiter auszubauen 
und weiterzuführen. Ich bin der Meinung, 
daß es schon so sein soll, daß man sie weiter 
ausbaut und weiterführt. Aber es kann doch 
nicht eine wertvolle Bücherei dadurch brach
liegen, daß man für sie keinen entsprechenden 
Raum findet ! Darum handelt es sich. Diese 
große, wertvolle Bücherei ist in einer Kanzlei 
untergebracht, in der verschiedene Kanzlei
geschäfte abgewickelt werden. Es kann dort 
kein wirklicher Büchereibetrieb vorgenommen 
werden. Ich glaube, das ist eine wichtige 

Feststellung : Hier erschlägt die Raumnot 
etwas außerordentlich Wertvolles, und in 
solchen Fällen muß Vorsorge geschaffen werden, 
solche Zustände müssen abgestellt werden 
können. 

Meine zweite Feststellung. Es handelt sich 
um die Technische Hochschule Graz, und ich 
ergänze das, was ich im Ausschuß gesagt 
habe. Das ist aber nur e i n e  Hochschule ; 
wir dürfen nicht vergessen, daß der Rech
nungshofbericht nur Ausschnitte bringt, die 
die ganze Gehabung symptomatisieren ; einmal 
ist es d i e  Hochschule, ein anderes Mal ist 
es eine andere, einmal ist es d a s  Land, das 
andere Mal ein anderes. Hier handelt es 
sich um zwei Dinge : erstens um Mangel an 
Koordinierung bei Büchereien und zweitens 
um verschiedene Mängel bei der Geld ver
waltung, um Unklarheiten über Verrechnung 
von Einnahmen und darüber, aus welchem 
Fonds Ausgaben zu bestreiten sind. 

Bei der Ge barung mit fremden Geldern 
- das ist unter der Post "Fremde Gelder" 
in Instituten - werden weder Einnahmen 
noch Ausgaben verzeichnet und aufgezeichnet. 
In einem Institut ist ein Bargeldbestand von 
rund 86.000 S !  Da gibt es einen Fonds von 
rund 1 00.000 S, der seit Jahren verwaltet 
wurde und außerhalb der Verrechnung steht. 
Reisekosten wurden an manchen Instituten 
fast durchwegs aus Institutsmitteln gezahlt. 
Belege wurden nicht ordnungsgemäß in sach
licher und rechnerischer Hinsicht überprüft, 
und so weiter : eine unterschiedliche Führung 
von Kassabüchern, keine Kassenskonti wurden 
verlangt. 

Worum geht es � Ich habe im Ausschuß 
gesagt, und ich sage es auch hier, und das, 
was der Kollege Scherrer gesagt hat, ist 
keine Entkräftigung meiner Argumente : Man 
kann Institutsvorständen Unkenntnis der 
Kassagebarung und ähnlicher Dinge wirklich 
nicht anlasten ; das sind schwierige Dinge. 
Und deshalb, weil es dieses Jahr nicht das 
erste Mal ist, sondern weil seit Jahren darauf 
hingewiesen wird, weil seit Jahren diese 
Mängel und Mißstände auftreten, muß man 
etwas tun. Da habe ich gemeint, daß das, 
was von der Steiermärkischen Landesregierung 
schon angebahnt wird, zu einer Selbstver
ständlichkeit werden soll, daß nämlich alle 
Kanzleikräfte, die mit Geldern und Belegen 
zu tun haben, einer Schulung unterzogen 
werden, die in fortbildnerischen Kursen weiter
läuft. 

Der Herr Minister hat im Ausschuß gesagt, 
daß er sich bemühen werde, das durchzu
führen, daß das aber viel Kosten erfordere. 
Ich bin der Meinung, daß das wohl Geld 
kostet, daß es aber sicherlich weniger Mittel 
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sind, als die aufgezeigten Mängel an Geld
verlusten nach sich ziehen. Darum geht es, 
daß Mängel abgebaut werden und daß sie 
nicht immer wieder und wieder zutage treten ! 

Nehmen wir die Bildungszulagen, von denen 
zwei Kollegen gesprochen haben. Worum 
handelt es sich ? Die Lehrkräfte bekommen 
j e 1200 S im Jahr an Bildungszulagen. Wie 
wird das gemacht � Zuerst prüft die admini
strative Hilfskraft die Belege der Schule. 
Dann kommen sie zum Direktor. Da wird 
jeder Fahrschein geprüft, da wird jedes 
Abonnement oder jede Theaterkarte geprüft. 
Da 8011 der Direktor entscheiden, ob eine 
Eisrevue-Vorstellung Bildung ist oder nicht ; 
ich führe einige Beispiele an. Dann geht das 
Ganze an die vorgesetzte Dienstbehörde, von 
dort an das Ministerium. Und das alles wegen 
1200 S im Jahr ! 

Su bvention gesetzlich nicht gedeckt ist. Daher 
sagte man, man solle sie in eine Mietzins
vorauszahlung umwandeln. Nachher ! Das 
Institut war davon nicht begeistert und hat 
es nicht tun wollen. 

So kann man mit Förderungsbeiträgen 
doch wirklich nicht umgehen ! Es handelt 
sich nicht um das Institut, auch nicht um 
die Summe momentan, sondern um die Tat
sache, daß sie nicht vorausgesehen war. So 
kann das eben nicht gemacht werden. Diese 
Förderungszulage ist gegeben worden, ohne 
daß dafür eine Grundlage vorhanden war. 

Der Rechnungshofbericht stellt gleichzeitig 
fest, daß der ursprüngliche Zweck dieser 
Förderung die Schaffung einer Schule und 
eines Internates für Südtiroler Mädchen ge
wesen ist. Im Jahre 1959 ist gesagt worden, 
daß 70 solche Plätze da sein werden. Der 

Stellen Sie sich das vor - ich erinnere Rechnungshof hat festgestellt, daß im Schul
mich aus meiner Praxis - : ich habe dafür jahr 1 966/67 von 8 1  dort befindlichen Zög
an einer gröJeren Schule in der Direktion lingen nur 16 aus Südtirol waren, und das 
allein vier Tage gebraucht ! Vier Tage verloren ist auch nicht in Ordnung ! Alle 81 Zöglinge 
für Inspektionen, für pädagogische Arbeiten. brauchen diese Plätze ; das ist nicht zu 
Dann geht es weiter an den Stadtschulrat bezweifeln. Aber wenn eine Förderung einer 
oder an den Landesschulrat und an das bestimmten Aufgabe gewidmet war, dann, 
Ministerium. Der R echnungshof hat völlig glaube ich, muß es auch für diese Aufgabe 
recht, wenn er sagt, daß das eine umständliche erhalten bleiben. (Abg. Ing. Ku nst: Das war 
Verwaltungsmaßnahme ist, die nicht dafür- eine verschleierte Subvention I) 
st�ht. Der Herr Minister wendet ein : Wenn Ich möchte weiters über eine Fehlplanung 
keme Verrechnung ist, dann wäre es eine sprechen, die ich schon im Ausschuß behandelt 
Dienstzulage, die ver�teuert wird. Auch richtig. I habe . Es wurde in Wien eine Mensa geplant, 
A�er da muß do�h em Weg gefunden �erden ! und zwar eine Mensa für 350 Essensportionen. 
SeIt Jahren sprIcht man davon. Zelt geht Diese Mensa erwies sich nach dem Bericht 
verloren, man hat damit Ärger. Geld geht des Rechnungshofes als eine Fehlplanung, 
nicht ei�mal verloren, aber Zeit . ist Geld in weil 1800 Essensportionen gebraucht wurden 
d�r h�utlgen. Ver�altung ! Und VIeles andere, und die Mensa dafür unzulänglich war. Das 
WIChtIgere WIrd mcht gemacht. heißt : Es mußte erneuert, es mußte ver-

Ich wende mich den Förderungen, also bessert, es mußte modernisiert werden, und 
im Budget veranschlagten Förderungsausgaben, viel Geld wurde dafür aufgewendet, sehr viel 
z u. Ist das, was im Rechnungshofbericht Geld, das für andere Zwecke bestimmt ge
gesagt wird, richtig 1 Was geschah eigentlich ? wesen wäre. 
Da wird eine Förderung ohne j ede Auflage Der Herr Minister sagt, man hätte das 
gegeben, eine Subventionierung einer privaten nicht voraussehen können ; daß es zu diesem 
Schule in Tirol durch die Gewährung eines guten Besuch der Mensa kam, war auf die gute 
Baukostenzuschusses für die Errichtung eines Kost zurückzuführen, auf die besonders gute 
privaten Schul- und Internatsgebäudes. Diese Küche : (Abg. Machunze: Und auf die steigende 
Subvention scheint nirgends auf. Es handelt Studentenzahl I) Eine Planung muß die Studen
sich um 3 Millionen Schilling. Meine Damen tenzahl, Herr Kollege Machunze, miteinbe
und Herren ! Wenn man weiß, wieviel uns ziehen. Sie kann sich nicht so irren, daß 
daran liegt, daß gerade die Förderungen man Essen für 350 plant und für 1 800 braucht. 
richtig verwendet werden, daß sie zweck- Das ist ein so ungeheurer Unterschied, daß 
mälJig, gesetzmäßig verwendet werden, kann ich glaube, daß das, was der Herr Minister 
man sich vorstellen, was 3 Millionen bedeuten ! gesagt hat, daß die Küche besonders gut war, 
Nun ist das Geld an dieses Institut gegeben wahrscheinlich wirklich einen Ausschlag ge
worden, ohne daß das Institut wußte, daß geben hat. Aber eine Küche soll immer gut 
das eine Mietzinsvorauszahlung ist . Das sein. (Heiterkeit. - Abg. Dl'. Withalm: Sie 
Institut war der Meinung, das sei eine Sub- war nicht immer so gut I) Das heißt : Eine 
ventionierung. Klarerweise waren sie froh Mensa soll so kochen, daß die Studenten 
darüber. Dann stellte sich heraus, daß die dort essen. Und da muß ich sagen : Wenn ich 
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eine Mensa plane, dann muß ich nicht eine 
schlechte, sondern eine gute Küche einplanen, 
und ich muß die Studentenzahl, die momentan 
da ist, aber auch den normalen oder den 
gesteigerten Anstieg der Studentenzahl ein
planen . Zwischen 1800 und 350 klafft wirklich 
ein großes Loch ! (Zwischenruf des Abg. 
Ing. Kunst .) 

Wenn man noch hört, daß die Subventionen 
für Mensen aus Förderungszuwer.dungen für 
Studentenfürsorge gezahlt wurde n, daß von 
diesen Förderungszuwendungen Baumeister
rechnungen, Rechnungen für Ek ktro- und 
Wasserin st allation ul'd so weiter bezahlt wer
den, so kann ich immu wieder nur antwort en : 
Mit Förderupgsausgaben müssen wir besonders 
vorsicht ig t mgdlen ! Ich sage hier wi�denJ m, 
was hier im Hause - nicht nur von mir, 
sondern auch von anderen Kollegen - schon 
gesagt wurde : Nehmen Sie die Förderung d(�r 
WIHAS ZLm Vugl icb, der WII·t sd �.aftsl-ilfe 
der Arbcitu8tudenten :  200.000 S, das war 
alles, was f ie im Jahre 1966 bekam ! U I d 
betracht en Sie die Bt träge , die hier aus För
derung:smit h b, wie wir hören, nicht rach elf m 
Geset z ausgEgeben wurden. Da kann man nü ht 
schweigen. Da muß ma-_l sagen, daß das 
unricht ig ist. Wir sagen immer wiEder : Das 
geht nicht ! 

Wenn, t.m dieses Kapitel abzuschliEßen, 
der Rec hrm gshof atfzdgt, daß das AiI o
asiatische Institut 500.000 S jäbr li<: h für die 
Deckung des ordent lichen Bet riebsaufwaLdes 
bekommt, daß nie örtliche Konirollen vor
genGmmen wurden Ul�d daß das einer der 
Grür.de gewesen sf.,in kann, daß Jahre eachher , 
eben weil jahrelang nicht kontlOlliert wru de, 
begangene m d  fortgesetzte Untusduagungell 
aufgEdeckt wulden, Ul.d wenn der Ruh
nungshof die Anregung macht, daß bei Sub
ventionen sol ber GI ößenoldnung entsprecher_d 
belegte reg( Imäßige Berichte erstattet werden 
müßten, so müssen wir ihm doch recht geben. 

Der Herr Minister sagte in seiner Ant wort : 
Den Schaden hätte gar nicht der Staat er
litten, die Gese llschaft sei auch aus ar.<deren 
Fonds subventioniert wOIden. Ja aber die 
Kontrollosigkeit ist es, um die es uns hier geht ; 
es geht uns darum , daß solche Zust ände abge
stellt werden. 

Der dritte Punkt, den ich noch behandeln 
möchte, bezieht sich auf die gesetzlichen Be

War:dertage in Tirol. Man kann verschiedener 

Meinung sün, was ein Wandert ag heute be
deutet. Daß man wandert, wäre n ur zu be
glüßen, weil die Jugend von heute vid zu
we .lig wandert . Deshalb soll sie wenigftens 
innelhalb des Schdbetriebes wandern. E'3 ist 
nicht immer möglich, das gal,z durchzu
führen. Aber meiner Meinung nach kann man 
nicht darüber diskut ieren , ob Pflicht- und 
Wahlilfiminare in Lehrfächervertf i lungen ein
zubauen sind, wenn sie geset zlich vorge
schr ieben sind. Das muß geschEhen . 

Oder : Der Rechnungshofberic ht verweist 
witderholt auf den P<;rsonalmangd im Schul
wesen, so zum Beispid bei höheren und mitt
leren technischen und gewerblichen Anst alten , 
wo es keine Maschineningenieure, keille Mathe
mal ikprofessoren, keine Physikprofessoren, 
keine L('hrer oder nur wenige Ll hltT der all
gl m iul ildeLden Fä(;her gibt . El Le .. licLe Über
st ttl. den wtrden gdL-istet, nicht gtprill l�  Lehrer 
ü il- oder vollbeschäftigt. Uns ist der Lehrer

mangt I btkannt.  Wir müssen nur aus dem 
R�chnt:ngshof bericht zl..sätzlich die Folgerung 
�ithtn, (lie wir ohm hin sl hon aL l;.n",tre For

elenmg aufstdlen : Werbung für di,. sen Beruf, 
Eillplanung dessen, was ist, und Vorplanung 
de"!�en, was sein muß. 

Nun zum letzten Punkt. In Tirol - so 
wil d im Rechnungshof bericht gesagt - gab es 
im J ahre 1 964/65 143 Klassen mit über 
40 Schülern. Sie wisstn, daß wir zuerst in den 
Schulges<. tzen eine niEdrigere SchüI... rzahl fest
gesttzt hatten, dann mußten wir sie wegen des 
L<:hlCl mangds erhöhen . Hier siLd €s gleich 
143 Klassl n, in dentn die Schülcl anzahl über 
('je n<. m rl eh erhöht e Zabl hinausgeht ! 
Klassen mußten zusammengElegt weIden, 
Wt:.lhsdunterricht wit del'eingeführt welden. 
E , mllß , en vermindert e Wochenstur.dellzahlen 
gCJ;lallt weI'den. Eü.klassige SL hlilen mLßten 
bti Ei kral, kung des einen Lehrers geschlossen 
weIden ! Die Killdpr waren dort ohr.e Unter
richt , weil keine Springer da waren, keine 
Lehrer . 

Meine Damen und Herren ! Hohes Haus !  
Wir wissen, daß e s  einen Lehre! mangel gibt, 
aber wir müssen dtm Rechnungshof dafür 
daLkbar sein, daß er von seinem S andpunkt 
aus, vo:m S ar:dpunkt der Kontrolle der Mittel, 
das festste llt , was wir in unseren Bereichen auch 
feststdlen müssen. 

stimmungen, die nicht eingehalten wurden. Lassen sie :mich zum Schluß sagen : Wenn wir 
Da wurden im Bundesinstitut für H<:-imer- in unseren Bereichen die Dinge sehen, wenn 
ziehung - es ist das ein sehr gutes, ein sehr wir das, was b ier festgestellt wild, im Zuge 
wichtiges Inst itut, zu dem wir ja sagen - I unseier pädagogischen, unserer praktischen 
Pflicht- und Wahlseminare nicht in die Lehr- schulrefor matorischen Bestrebungen sagen und 
fächerverteilung hineingenommen. Das sind aber der Rechnungshof es nun von seinem Stand
vom Gesetz vorgeschriebene Lehrveranstal- punkt aus feststEllt, so ist das etwas ganz 
tungen. Man sprach heute sehr vil,J über die Wichtiges. Es ist die große Erfahrung und 
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das große Erlebnis der Demokratie, daß es 
keine abgekapselten Bereiche des öffentlichen 
Lebens gibt, sondern daß von allen Seiten, von 
wo immer man eine Sache anschaut, der demo
kratische Mensch doch zu seinen Überlegungen 
kommen muß und daß es, wenn sie redlich 
sind, dieselben Überlegungen sind. 

Und so ist der Rechnungshof zu denselben 
Überlegungen gekommen, wie zum Beispiel 
diejenigen, die auf die Gefahr de s Lehrer
mange ls, auf die Gefahr der Überstunden auch 
in diesem Fach, auf viele Gefahren, die damit 
zusammenhängen, hingewiesen haben. 

Wir werden oft als Spezialisten wohl nicht 
farbenblind - wir wissen schon, was rot und 
schwarz ist - (Abg. Weikhar t :  Rechts und 
links I) , aber arbeitsblind. Wir sehen oft die 
Welt - das sagt man den Lehrern nach -
pädagogisch. Na schön. Der Rechnungshof 
sieht sie rechnerisch, m:d die Pädagogen und 
die Rechner sind zu dem gleichen Resultat 
gekommen ! Dafür danke ich den Beamten 
des Rechnungshofes speziell, ich danke den 
Prüfern. Es war typisch, daß ein Nicht
päclagoge hier das Mitleid mit den Prüfern, 
die nicht frem:dlich aufgenommen werden, und 
mit den Geprüften zum Ausdruck brachte. 
Ich darf als Pädagoge sagen : Ich habe nie 
gewußt, wer mir mehr leid tut : die Prüfer oder 
die Geprüften. Aber eines möchte ich sagen : 
Den Pi'üfern hier danken wir sehr dafür, 
daß sie auf das Wichtigste hingewiesen haben 
und daß sie nicht nur darauf hingewiesen 
haben, wo die Fehler sind, sondern auch 
darauf, wo der Beginn sein kann, sie abzustellen. 

In diesem Sinne bejahen wir den Rechnungs
hofbericht absolut. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Lanc. Ich erteile 
es ihm. ( Abg. Ha r t l  : Die Fenster auf, der 
Lanc ist da ! - Heiterke'it. - Abg. Lanc : 
Dem Herrn Abgeordneten Hartl vermag ich 
sogar Musisches zu entringen !) 

Abgeordneter Lane (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Der Herr Abgeordnete Peter hat sich in der 
heutigen Rechnungshofdebatte als Bundes
jugend-Wadelbeißer gefallen. Die ÖVP hat 
bisher zu den von ihm aufgeworfenen Fragen 
und zu den von ihm erhobenen A'1schuldigungen 
geschwiegen. Wir Sozialisten können zumin
dest zu der Art, wie sich der Herr Abgeordnete 
Peter mit den ProblEmen des Bund�sjugend
ringes auseillandergesetzt hat, nicht schweigen. 
Herr Abgeordneter Peter - und damit die 
Freiheitliche Partei - hat sich in diesem Zu

sind. Er hat vielmehr das Kapitel 12 des Rech
nungshofberichtes zum Anlaß genommen, um 
hier daran sein parteipolitisches Süppchen zu 
kochen, was sein gutes Recht ist, was aber zur 
Folge hat, daß auf diesen Umstand auch hin
gewiesen werden muß. 

Herr Abgeordneter Peter hat hier die Auf
fassung vertreten, der Bundesjugendring sei 
so etwas Ähnliches wie ein schwarz-roter oder 
ein rot-schwarzer Exklusivklub von Jugend
organisationen, er sei eine ganz böse Ver
einigung, die alle anderen frisch und frei 
denkenden Jugendlichen in Österreich aus
schließe. 

Dagegen muß man sich mit aller Ent
schiedenheit weuden. Zur Begründung seiner, 
wie mir scheint, nicht ßtichhältigen Argu
mentation hat Herr Abgeordneter Peter ge
meint, daß der Ö3terreichische Bundesjugend
ring diesen schwarz-roten Exklusivcharakter 
schon dadurch dokumentiert habe, daß er 
FPÖ�Jugendorgani�ationen oder der FPÖ 
nahestehende Jugendorganisationen nicht auf
genommen hat. 

Meine Damen und Herren ! Dazu sei grund
sätzlich festgestellt, daß der Österreichische 
Bundesjugendring wie auch die in ihm zu
sammenarbeitenden Jugendorganisationen frei 
sind. Rechtlich gesehen ist der Österreichische 
Bundesjugendring ein Verein mit einem Ver
einsstatut. In diesem Vereinsstatut sind so 
wie in jedem anderen Vereinsstatut auch die 
Bedingungen für die Neuaufnabme von Mit. 
gliedern festgeset.lt. 

Unter anderem muß eine Jugendorganisa
tion, die die · Zugehörigkeit zum Bundes
jugendring erlangen will, die Republik Österreich 
und die Demokratie anerkennen, sie muß eine 
zentrale Leitung und Landesleitungen in min
destens fünf Bundesländern haben, sie muß 
ihre Jugendarbeit in mindestens 30 Gruppen 
abwickeln und eine Mindestzahl von 2000 Mit. 
gliedern haben. Bei der letzten Statuten
ergänzung des Bundesjugendringes wurde noch 
ein weiterer Passus als Voraussetzung für die 
Aufnahme in den Bundesjugendring aufge
nommen, nämlich die Anerkennung der Repu
blik Österreich, der österreichischen Nation 
und der Demokratie. 

Ich weiß also nun nicht, weshalb das An
suc hen der Freiheitlichen Jugend abgelehnt 
worden ist - weil sie nicht 30 Gruppen oder 
nicht 2000 Mitgli�der hat oder vi\: ll.jicht des
halb, weil sich die Freiheitliche Partei nicht 
zur österreichischen Nation bekennt. 

sammenhang nur am Rande mit den zum Teil Mir ist der gen aue Schriftwechsel nicht 
siüheIliC'h bereChtigt

. 

erweise erhobenen Mängeln 

I 
bekannt. Ich möchte aber mit aller Deut lich

beschäftigt, die vom Rechnungshof in seinem keit feststellen : Der Herr Abgeord:'1.ete Peter 
Bericht an das Hohe Haus aufgezeigt worden hat hier auch anklingen lassen, daß der Staat 
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kontrollierend und regulierend in die Arbeit 
der Jugendorganisationen eingreifen sollte. 
(Abg. Meite r :  In die Finanzgebarung !) 

Meine Herren von der Freiheitlichen Partei, 
nehmen Sie eines zur Kenntnis : Ein wesent
licher Bestandteil der österreichischen Demo
krat ie sind die freien, sdbstverwalteten Ju
gendorganisationen. Das staatliche Eingriffs
recht kann sich nur auf die vom Staat ge
gebenen Subventionen beschränken. Dort hat 
der S�aat die Kontrollpflicht und hat sie 
dun hzuführen. Wenn dort Beanstandungen 
angetroffen werden, dann muß dagegen etwas 
unternommen werden. Darüber sind sich wohl 
alle Fraktionen des Hauses einig. Aber eine 
auch nur indirekte Einflußnahme auf das, was 
innerhalb der einzelnen Jugendorganisationen 
geschieht, wie sie ihre Organisationsarbeit 
gestalten, das müssen wir Sozialisten mit 
aller Entschiedenheit und schon allen An
fä11 gen wehrend ablehnen. (Beifall bei der 
SP(j. - Abg. Pete r :  Also Aufrechterhaltung 
der schwarz-roten Monopolstellung in der 
Jugenderziehung I) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Frühbauer. Ich 
erteile es ibm. 

Abgeordneter Frühbauer (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich muß 
den Herrn Abgeordneten Peter etwas ent
täuschen, daß nicht der "Eisenbahner-Zar" zu 
diesen Fragen Stellung nimmt, er muß mit 
seinem Adjutanten vorlieb nehmen. (Abg. 
Dr. Pi t termann:  "Großfürsten" I) Ich hoffe, 
daß ich aber doch in der Lage bin, einige 
Fragen, die hier aufgeworfen wurden, auf
zuklären. 

Es ist interessant, daß seitens der Öster
reichischen Volkspartei heute das Verlangen 
gest{llt wird, Reparaturen aus den Werken der 
ÖBB abzuziehen und der Simmering-Graz
Pauker Aktiengesellschaft zu übertragen. Man 
muß sich dabei die Frage stellen, ob der neue 
Vorstand der Simmering-Graz-Pauker A .G. so 
schlecht ist, daß er Neufertigungen, Auslands
lieferungen nicht mehr zustandebringt und 
man nun diese großen Fabriksanlagen schon 
zu Reparaturbetrieben degradieren will, was, 
wie ich glaube, die dort Beschäftigten nicht 
ganz freuen wird. Ich weiß , daß sie in einer 
schwierigen Lage sind. Ich habe auch gehört, 
daß KÜLdigungen vorgenommen werden sollen, 
es WUl dert mich nur, daß man andererseits bei 
den Bundesbahnen Überlegungen anstdlt, 
Lieferungsaufträge ins Ausland zu vergeben, 
obwohl der Herr Verkehrsminister in den Aus
schußberatungen darauf hingewiesen hat, daß 
es sich nur um Lizenzbauten handdn soll und 
die Arbeit dadurch weiterhin im Inland bleiben 

wird, was noch genauer zu durchleuchten ich 
bei der Budgetdebatte Gelegenheit haben werde. 

Wenn man bei der Beurteilung des Rech
nungshofberichtes diese Forderung nach Über
tragung an die Privatwirtschaft stellt, muß 
man schon auch feststellen, wie das preislich 
ausschaut. Das Ziffenmaterial, das uns zur 
Verfügung. steht, zeigt um;, daß in der Ver
gangenheit, als Hauptausbesserungen bei Wag
gons bei der SGP, im Werk Simmering und 
bei der Schiffswerft durchgeführt wurden, die 
Reparaturkosten bei der SGP UI� d  bei der 
S Jhiffswerft um ungefähr 200.000 S über den 
Kosten in den eigenen Bahnwerkstätten lagen. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf 
hinweisen, daß die Leistungsfähigkeit unserer 
Werkstätten und der dort beschäftigten Be
diensteten der Österreichischen Bundesbahnen 
außer Zweifel sehr gut sind. Eine internationale 
Untersuchung in Europa bei den einZElnen 
Ei�;enbahnverwaltungen hinsicht lich der Pro
duk ivitätssteigerung hat ergeben, daß von 
1 956 bis 1966 die Produktivität in den Haupt
ur,d Betriebswerkstätten der ÖBB von 100 
auf 1 39 Prozent gestiegen ist und damit über 
der höchsten Produktivitätssteigerung E-uro
päischer Eisenbahnverwaltungen liegt, nämlich 
der belgisehen Staatseisenbahnen mit 137 Pro
zent. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
In diesem Zusammenhang möchte ich auf die 
Feststellungen des Rechnungshofes eingehen, 
der die Meinung vertritt, man soll in den Haupt
und Betriebswerkstätten einen Zeitlohn ein
führen und die Arbeiten nicht mehr nach den 
Bestimmungen der Prämienvorschrift ver
geben. 

Von einem Versagen des Leistungsprämien
systems im Werkstättendienst der Öster
reichi.�chen Bundesbahnen zu sprechen ist, 
glaube ich, wirklich unrichtig. Die Forderung 
nach Übertragung in Zeitlohnarbeit würde 
allen internationalen Erkenntnissen in der 
Arbeitswissenschaft widersprechen. Auch das 
Ö3terreichische Kuratorium für Wirtschaftlich
keit stellt immer wieder fest, daß Arbeiten im 
Werkstättendienst nach den GrundiOätzen von 
REF A durchgeführt werden sollen. Die Kritik, 
daß von 21 .000 Vorgabezeiten nur 7430 geprüft 
worden seien, muß wohl auch darauf zurück
geführt werden, daß bei einer Anwendung der 
Prüfung für jene Zeitvorgaben, die häufig ange
wendet werden, ein wesentlich höherer Prozent
satz eintritt, als dies vom Rechnungshof fest
gestellt wurde, nämlich an S�clle der 1 3 ,5 Pro
zent 38 Prozent der häufig im Einsatz befind
lichen Vorgabezeiten. Die Leistungsfähigkeit 
der Werkst ätte Simmering selbst zeigt sich 
auch bei den Leistungbköpfen, wo nach dem 
eingetretenen Tief auch unter Anwendung der 
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Prämienvorschrift bis 1966 wieder eine Lei
stungseinheit pro Leistungskopf von 24,6 
erreicht worden ist. 

Die weitere Frage, die vom Kollegen 
Scherrer bezüglich der Eisenbahnsiedlungs
gesl llschaft aufgeworfen wurde, hat einen sehr 
stalken politischen Anstrich bekommen, weil 
diese Frage ja schon lange, bevor der Rech
nungshofbericht ins Hohe Haus gekommen ist, 
in der Presse hochgespielt wurde. Schon am 
17.  Mai 1967 schrieb die "Volkszeitung" in 
Kärnten : "Rechnungshof deckt Skandal bei 
der GEmeinnützigen Eisenbahnsiedlul1gsgesell
schaft in Villach auf. "  

Es ist interessant, wie es möglich ist, daß, 
noch ehe der Rechnungshofbericht ins Haus 
zur Beratung kommt und dem Ausschuß zu
gewiesen wird, schon in der Presse die Möglich 
keit besteht, Fragen aufzuwerfen, die im 
Rechnungshofbericht selbst dann gar nicht 
mehr aufscheinen. 

Nach der Ausschußdiskussion und nach der 
hem igen Diskussion geht das noch weiter. Im 
Ausschuß hat laut Mitteilung der "Volks
zeitung" der Herr Rechnungshofpräsident be
richtet, daß die Wirtschaftspolizei bei der 
G€meinnützigen Eisenbahnsiedlungsgesell
schaft ist. Der Herr Kollege Scherrer hat mit
zuteilen gewußt, daß bereits ein Strafverfahren 
eing( leitet ist. Ich muß ehrlich gestehen : Ich 
bin Aufsichtsratsmitglied dieser Gesellschaft : 
meine E kundigungen haben nichts gefruchtet, 
es war w( der die Wirtsoh,aftspolizei bei der 
Gesdlschaft selbst dort, noch habe ich erfahren 
können, daß ein Strafverfalu'en eingeleitet ist. 
Ich möchte nur darauf hinweisen, wie man 
solche Dinge politisch hochspielen kann. 

Wenn Sie sich die Mühe nehmen würden, 
neben der Eisenbahnsiedlungsgeselhchaft in 
diesEm Rechnungshofbericht vielleicht auch 
die Teile über die Kärntner Heimstätten
genossenschaft oder über die BUWOG zu 
prüfen, wo ebenfalls vorgeworfen wird, daß 
entgegen der Önorm vergeben wurde, daß man 
zum T<:il nicht ausgeschrieben hat, daß nicht 
der Erstbieter oder Zweitbieter, sondern erst 
der Drittbieter genommen worden ist, daß im 
gleichen Zusammenhang Doppelverrechnungen 
vorgekommen sind, daß man neben Bilanzgeld 
auch Überstundengeld bezahlt hat und so 
weiter , so zeigt das : wenn man darüber spricht, 
dann müßte man, glaube ich, korrekterweise 
das für alle gleich tun und nicht nur eine Gesell
schaft herausnehmen, weil man an den Fest
stellungen ein politisches Interesse hat. 

Es ist ja auch Tatsache : Wenn man sagt, 
daß der Herr Minister Weiß durchgegriffen 
und das abgestellt hat, so darf ich fragen : 
Warum und wie ist durchgegriffen worden ? -
Aufsichtsrat ausgetauscht nach den poli-

tischen Mehrheitsverhältnissen des 6. März, 
vier Sozialisten abberufen und durch vier 
Männer der Österreichischen Volkspartei er
setzt, Geschäftsführer auf Grund der pplitischen 
Entwicklung abberufen, ersetzt durch einen 
Geschäft sführer nach dem Willln des Herrn 
Minü,ters ! - Ob das billiger kommt, das weiß 
ich noch nicht, denn während der Abberufene 
ein Einkommen von 7000 S bezogen hat, 
ko<;tet der neue Geschäftsführer dieser Sied
lungsgesellschaft 20.000 S. Man wird erst 
sehen, inwie" eit der Rechnungshof bei der 
nächsten Prüfung das aufgreifen wird, um 
dann diese Sache richtigzu'3tellen. (Hört !  
Hört !-Rufe bei der SPD.) 

Ich darf weiter darauf hinwei sen, daß wir 
Sozialisten es immer so gehandhabt haben, 
daß wir Feststellungen des Rechnungshofes 
selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. Ich 
darf aber in diesem konkreten Fall sagen, 
daß eine Reihe von Punkten, die der Rech
nungshof aufzeigt, bereits vor der Pl üfung 
durch den Rechnungshof von uns als Auf
sichtsrat aufgezeigt und abgestellt wurde, so
daß der Rechnungshof verhältnismäßig gün
stig arbeiten konnte ; er b1 auchte nur das 
Pl otokoll des Aufsichtsrates zu nehmen, um 
das dann in seinen Bericht hineinzunehmen, 
was von uns Aufsichtsräten kritisieJ t wurde. 
(Abg. Dr. Gruber: Nicht einmal der Prüfungs
verband hat das aufgedeckt ! )  Der Pi ürungs
verband hat eine Reihe von Feststellungen 
getroffen, ist aber in verschiedenen Punkten 
eben anderer Auffassung als der Rechnungshof. 
Das müssen wir doch zubilligen, daß der 
Pi üfungsverband als gesetzlicher p, üfer in 
verschiedenen Fragen eben andere Meinungen 
über das Gemeinnützigkeitswesen hat, als 
das vielleicht beim Rechnungshof der Fall ist. 
(Zwischenruf des Abg. Ing. Kuns t.) 

Ich möchte abschließend feststellen : Wir 
nehmen selbstverständlich den Bel icht des 
Rechnungshofes zur Kenntnis.  Wir Sozia
listen ziehen auch Konsequenzen dal aus, was 
bei Ihnen, meine Herren von der Österreichi
schen Volkspartei, oftmals sehr lange dauert, 
wenn es überhaupt dazu kommt. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Peter. Ich erteile 
es ihm. (Abg. Dr. Gorbach: Wo ist der Lanc ?) 

Abgeordneter Peter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Da sich der Herr 
Abgeordnete Lanc mit meinen Ausführungen 
über den Bundesjugendring auseinandergesetzt 
hat, darf ich mit der gebotenen Kürze ant
worten. 

Herr Abgeordneter Lanc warf die Frage 
auf, er wisse nicht, warum der Bundesjugend-

76. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 67

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 76. Sitzung - 5. Dezember 1967 6175 

Peter 

ring dem Ring Freiheitlicher Jugend die 
Aufnahme verwehrt habe . Er fragte, ob das 
Hindernis darin gegeben gewesen sei, daß 
nicht 30 Jugendgmppen oder 2000 Mit
glieder oder fünf Landesgr uppen des Ringes 
Freiheitlicher Jugend bestehen ,yül den, ode r 
ob die Aufnahme an der Ane; ken�lUng der 
Republik Österreich oder der österreichischen 
Nation durch den Ring Freiheitlicher Jugend 
gescheitert sei . 

Vorerst, Heu Abgeordneter I�anc, bestanden 
Jahre hindurch die Schwierigkeiten darin, 
daß der Stälkenach weis vom Bnndesjugend
ring nicht zur Kenntnis genommen ""yunle . 
Als durch den Ring Freiheitlicher Jugend der 
Stärkenachweis einwandfrei erbracht worden 
war un.d als auch die Aner kennung der Re
publik Österreich als unser gemeinsames Vater
land durch den Ring Freiheitlicher vom 
Bundesjugendring nicht mehr in Zweifel ge
zogen werden konnte, entschloß sich der 
Österreichische Bundesjugendring , durch Ände
rung seiner Satzungen ein neues Hindernis 

. für die Aufnahme des Ringes Freiheitlicher 
Jugend zu errichten. 

Die Satzungsänderung ,,,urde dahin gehend 
vorgenommen, daß künftig nur mehr Jugend
verbände in den Österreichischen Bundes
jugendring aufgenommen werden können, die 
ein vorbehaltloses Bekenntnis zur österreichi
schen Nation ablegen. Es ist in diesem Hohen 
Hause kein Geheimnis, daß die Freiheitliche 
Partei Österreichs und auch ihr Ring Freiheit
licher Jugend dieses Bekenntnis zur öster
reichischen Nation aus Gewissensgründen nicht 
ablegen können. 

Es ergibt sich in diesem Zusammenhang 
aber die Frage, ob es in dieser Republik und in 
dem vom Staat geförderten Bundesjugendring 
keinen Platz für Jugendgruppen gibt, die sich 
zum Vaterland Österreich vorbehaltlos und 
uneingc.3chränkt bekennen, das Bekenntnis 
zur ö;��erreichischen Nation aber aus Gewissens
gründen nicht ablegen können. vVas ist das 
für eine Demokratie � (Abg. L a n e: Was ist 
das für ein Gewissen ? - Heiterkeit bei der 
SPÖ. - Zwischenruf der Abg. D1· . Hertha 
F i 1· n b er g .) Unser Gewissen, FLau Dr . Firn
berg - genauso wie Sie diese Gewissenspflicht 
in Anspruch nehmen dü;:fcm, mu ß das wohl 
auch uns Freiheitlichen zugestaJi_dcn ·werden. 
(N euerlicher Zwischenruf der Abg. Dr. H eTtl1a 
F i r 11, b e  r g.) Meine Bedenken gegen die öster
reichische N:1tion, Frau Dr . FifllbC1'g, habe ich 
in diesem Hohen Hause eingehend da,rgelegt, 
als wir in diesem Jahr das Thema des National
feiert.ages behandelt haben . Ich habe Ihnen 
eindringlich in Erinner ung gerufen, so Sie im 
Hause waren, daß das Bekenntnis zum deut
schen Volkstum gutes und verfassungstreues 

Österreichertum keinesfalls ausschließt und 
daß vom Altbüt germeister Dr. Ko: ef ange
fa.ngen über die versto:'benen Herren Buudes
p äsidenten bis zu derzeitigen Regim ungs
mitgliedern die Zugehö: igkeit. der Ös teneicher 
zum deutschen Volkstum nicht in Zweifel 
gezogen wird. 

'Wir Freiheitlichen unterscheiden uns von 
einem Teil unS8ier Mitbü, ger eben dac1m eh, 
clnß sie sich zur öl'lterreichischen Nation und 
viir uns zum deutschen Vo lkstum bekennen. 

Aber beide Gmppen beßtehen meines Er
achtens aus vorbehaltloR verfassungst� euen 
Österreichern. So wie auf der einen Seite in 
dieser Republik Platz für jeden Österreicher 
sein mu ß, der sich zur österreichischen Nation 
bekennt, muß auch für uns Freiheitliche Platz 
sein, die wir mit dem gleichen Verantwor
tungsbewußtsein wie Sie der Republik Öster
reich dienen. (Beifall bei der F PÖ.) 

Herr Abgeordneter Laue ! Der Aus
schließungsgrund für den Ring Freiheitlicher 
Jugend und für andere überparteiliche Jugend
organisationen aus dem österreichischen Bun
desjugendring ist erst durch die in jüngster 
Zeit statutenmäßig eingeführte Barriere der 
österreichischen Nation, die z'wei Jahrzehnte 
hindurch kein Hindernisgr und für die Auf
nahme von Jugendorganisationen in den Öster
reichischen Bundesjugendring gewesen ist, 
errichtet worden. 

Wir Freiheitlichen bedauern die Unein
sichtigkeit, die nach wie vor vor allem von der 
linken Seite dieses Hohen Hauses an den 
Tag gelegt wird, zutiefst, denn Sie, meine 
Herren von der sozialistischen Fraktion, zwin
gen staats- und verfassungstreue Jugendorgi:mi
sationen auf einen Weg, den sie wahrlich nicht 
beschreiten wollen. Diese Jugendorganisationen 
- sie sind zum Teil überparteilich, sie sind 
zum Teil konfessioneller Natur, sie sind poli
tischer Art wie der Ring Freiheitlicher J u
gend - wollen im Rahmen des Österreichi
schen Bundesjugendringes mitarbeiten . Sie 
aber von der linken Seite dieses Hohen Hauses 
verhindern die .l\Iitarbeit dieser Jug(md01 gani
Rationen i m  Rahmen des Bundesjugendringes . 

Lassen Sie, bit.te, nicht außer acht : Die 
aus dem Bundesjugendring ausgesperrten Ju
gendveI bände und Jugendo- ganisationen 
Ö:::terreichs sind der Zahl nach weitaus g t ößer 
un d " 'eitaus stärker als jene Jugendorganisatio
nen, die im Rn.hmen des Österreichischen 
Bundesjugendringes Sitz und Stimme haben. 
(Abg. L a n c: Selten 80 gelacht I) 

Es geht uns ]'reiheitlichen hier nicht in 
erster Linie um das Geld, es geht uns Freiheit
lichen um die Mitarbeit, um die Mitgestaltung 
im Rahmen der außerschulischen Jugend
arbeit innerhalb des Bundesjugendringes. Weun 
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Pete:& 
Sie aber diese ungerechtfertigten Hindernis
gründe weiterhin aufrechterhalten, werden 
Sie eines Tages zur Kenntnis nehmen müssen, 
daß es zu einer Konstituierung jener J ugend
organisationen in Österreich kommen wird, 
denen Sie bisher die Aufnahme in den Bundes
jugendring verweigert haben. (Abg. Gratz: 
Wir sind doch nicht im Bundesjugendring ! 
Gegen wen argumentieren Sie ?) Gegen den 
offiziösen Bundesjugendring, weil man auf 
der einen Seite mit dem Bundesjugendplan, 
Herr Abgeordneter Gratz, nur die im Bundes
jugendring vertretenen Jugendorganisationen 
aus staatlichen Mitteln fördert und auf der 
anderen Seite den anderen Organisationen 
- das wissen Sie sehr genau - nur ein Almo
sen gewährt. Gleiches Recht für alle gewähr
leistet die österreichische Bundesverfassung 
auch den derzeit nicht im ÖBJR vertre
tenen Jugendorganisationen. Was für den 
Österreichischen Bundesjugendring und seine 
Organisationsteile recht ist , das kann man 
den außerhalb des Österreichischen Bundes
jugendringes stehenden Jugendverbänden nicht 
auf Dauer vorenth alten. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort hat sich 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort � - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. 
Bei der A b st i m mung  wird der 1. Teil 

des Tätigkeitsberichtes des Rechnungshofes für 
1966 e i ns t immig  zur K e n n t n is genommen. 

2. Punkt: Bericht des Zollausschusses über die 
Regierungsvorlage (639 der Beilagen) : Genfer 
Protokoll (1967) zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen sowie die diesem Protokoll 
angeschlossene Liste XXXII - Österreich und 
österreichische Note an die Delegation der 
USA vom 29. Juni 1967 (677 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Zollausschusses über die 
Regierungsvorlage (640 der Beilagen) : Bundes
gesetz über das Wirksamwerden der in der 
Liste XXXII - Österreich zum Genfer Protokoll 
(1967) zum Allgemeinen ZolJ- und Handels
abkommen enthaltenen Zollzugeständnisse 

(678 der Beilagen) 

Präsident Wallnet: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 2 und 3, über die, wie be
schlossen wurde, die Debatte unter einem 
abgefülu:..t wird. 

Es sind dies die Berichte des Zollausschusses 
über 

das Genfer Protokoll ( 1967) zum Allge
meinen Zoll- und Handelsabkommen sowie die 
diesem Protokoll angeschlossene Liste XXXII 
---= Österreich und österreichische Note an 
die Delegation der USA vom 29. Juni 1967, 
und über das 

Bundesgesetz über das Wirksamwerden der 
in der Liste XXXII - Österreich zum Genfer 
Protokoll ( 1967) zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen enthaltenen Zollzugeständ
nisse. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Frodl. 

Ich ersuche ihn um seine beiden Berichte . 

Berichterstatter Frodl: Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich bringe Ihnen den Bericht 
des Zollausschusses über die Regierungsvorlage 
639 der Beilagen. 

Die Vertragsparteien des Allgemeinen Zoll
und Handelsabkommens haben am 2 1 .  Mai 
1963 beschlossen, eine Handelskonferenz ein
zuberufen, und legten die Grundsätze für diese 
Handelskonferenz auf der Ministertagung im 
Mai 1964, bei der die Verhandlungen offiziell 
eröffnet wurden, fest. Diese allgemein als 
"Kennedy-Runde" bezeichneten Verhandlun
gen wurden am 30. Juni 1967 beendet. 

Die Verhandlungen der Handelskonferenz 
1964/67 umfaßten im einzelnen : 

a) Verhandlungen gemäß Artikel XXVIII a 
und anderen einschlägigen Bestimmungen des 
Allgemeinen Abkommens zwischen Vertrags
parteien sowie zwischen Vertragsparteien und 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
Zolltarife und nichttarifarische Handelshinder
nisse in bezug auf industrielle und landwirt
schaftliche Erzeugnisse (Verhandlungen der 
Kennedy-Runde im engeren Sinne) ,  

b)  Verhandlungen gemäß Artikel XXIV 
Absatz 6 des Allgemeinen Abkommens (Aus
gleichsverhandlungen) zwischen den Regie
rungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl und anderen 
Vertragsparteien, 

c) Verhandlungen gemäß Artikel XXXIII 
über den Beitritt einzelner Staaten zum All
gemeinen Abkommen. 

Das vorliegende Protokoll beziehungsweise 
die diesem Protokoll angeschlossene Liste 
XXXII samt Note ist gesetzändernd und darf 
daher nur mit Genehmigung des Nationalrates 
gemäß Artikel 50 Bundes-Verfassungsgesetz in 
der geltenden Fassung abgeschlossen werden. 

Der Zollausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
24. November 1967 der Vorberatung unter
zogen und nach Wortmeldungen der Abge
ordneten Dr. Staribacher, Anna Czerny, 
Dr. Hauser, Haas, Pfeifer , Stohs sowie von 
Vizekanzler Dr. Bock und Bundesminister 
Dr. Schmitz einstimmig beschlossen, dem 
Nationalrat die Genehmigung des Protokolls 
samt Anlagen zu empfehlen. 

Der Zollausschuß ist 'der Meinung, daß in 
diesem Falle zur Durchführung des 2. Absatzes 
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Frodl 

des Genfer Protokolls ( 1967) zum Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen und zur Durch
führung der Allgemeinen Bestimmung 3 der 
Liste XXXII - Österreich die Erlassung eines 
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in der gelten
den Fassung notwendig ist. 

Die Bundesregierung hat gleichzeitig mit der 
Vorlage des gegenständlichen Protokolls den 
Entwurf des Bundesgesetzes über das Wirksam
werden der in der Liste XXXII - Österreich 
enthaltenen Zollzugeständnisse als Regierungs
vorlage im Nationalrat eingebracht. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n t r ag, 
der Nationalrat wolle beschlie ßen : 

l .  Dem Genfer Protokoll ( 1967) zum Allge
meinen Zoll- und Handelsabkommen sowie der 
diesem Protokoll angeschlossenen Liste XXXII 
- Österreich und der österreichischen Note 
an die Delegation der USA vom 29. Juni 1967 
(639 der Beilagen) wird die vHfassungsmäßige 
Genehmigung erteilt. 

2. Dieses Protokoll samt Liste XXXII ist 
zur Durchführung des 2. Absatzes des Genfer 
Protokolls ( 1 967) zum Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommen und zur Durchführung der 
Allgemeinen Bestimmung 3 der Liste XXXII 
- Österreich im Sinne des Artikels 50 Abs .  2 
Bundes-VerfassungsgeRetz durch Erlassung 
eines Bundesgesetzes zu erfüllen. 

Ich bringe weiters den Bericht des Zollaus
schusses über die Regierungsvorlage 640 der Bei
lagen. 

Bei der Vorberatung über die Regierungs
vorlage (639 der Beilagen) : Genfer Protokoll 
(1967) zum Allgemeinen Zoll- und Handels
abkommen sowie die diesem Protokoll ange
schlossene Liste XXXII - Österreich und 
eine österreichische Note an die Delegation der 
USA vom 29. Juni 1967, hat der Zollausschuß 
die Auffassung vertreten, daß zur Durch
führung des 2. Absatzes des gegenständlichen 
Protokolls und zur Durchführung der Allge
meinen Bestimmung 3 der Liste XXXII -
Österreich die Erlassung eines Bundesgesetzes 
im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver
fassungsgesetz in der geltenden Fassung not
wendig ist. 

Die Bundesregierung hat dem Nationalrat 
bereits einen solchen Gesetzentwurf, nämlich 
die gegenständliche Vorlage, unterbreitet . 

Der Zollausschuß hat die gegenständliche Re
gierungsvorlage in seiner Sitzung vom 24. No
vember 1967 in Verhandlung gezogen. In der 
Debatte ergriffen außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Staribacher, Anna 
Czerny, Dr. Hauser, Haas, Pfeifer, Stohs 
sowie Vizekanzler Dr. Bock und Bundesminister 
Dr. Schmitz das Wort. Bei der Abstimmung 

wurde der Gesetzentwurf mit Stimmeneinhel
ligkeit angenommen. 

Der Zollausschuß stellt somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (640 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Weiters stelle ich den Antrag, falls Wort
meldungen vorliegen, General- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Wallner : Es ist beantragt, Gene
ral- und Spezialdebatte unter einem abzu
führen. - Ein Einwand hiegegen wird nicht 
erhoben. General- und Spezialdebatte werden 
daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Czernetz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Czernetz (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Die Verhandlung über die beiden vorliegenden 
Regierungsvorlagen sowie das Genfer Proto
koll (1967) selbst stellen, wie ich glaube, ein 
typisches Beispiel für die schwierigen Auf
gaben dar, die gegenwärtig einem Parlament 
gestellt sind. Wir haben über das Ergebnis 
langer und sehr schwieriger internationaler Ver
handlungen zu beraten, bei denen es eigentlich 
bis zum Ende Ungewi ßheit über den Ausgang 
und den Erfolg gab. Es kam aber dann doch 
dieses internationale Vertragswerk zustande, 
das wir jetzt zu ratifizieren haben. 

Dabei handelt es sich um ungeheuer kompli
zierte Fachprobleme. Die Öffentlichkeit hat 
eine sehr geringe Kenntnis von den Problemen 
und Institutionen. Ich möchte hinzufügen : 
Wir Volksvertreter selbst sind keine Experten 
auf diesem Gebiet, aber das nimmt uns Abge
ordneten keineswegs die Verantwortung für 
Entscheidungen darüber ab . Man muß be
denken, daß das Wort "GATT" zwar auch in 
den Zeitungen vorkommt und im Radio und 
Fernsehen darüber berichtet wird, daß sich 
aber kaum ein größerer Teil der Bevölkerung 
eine Vorstellung davon macht, daß es sich 
dabei um eine riesige Organisation mit 70 Mit
gliedstaaten handelt. Ursprünglich waren 
dies fast nur westliche Industrieländer, später 
kamen in wachsendem Maß Entwicklungsländer 
hinzu, und auch Ostblockstaaten zählen 
nunmehr zu den Mitgliedern. Wenn man all das 
weiß ,  kann man sich eine Vorstellung machen, 
wie kompliziert die Behandl.l!ng einer solchen 
Materie ist, über die in der Offentlichkeit sehr 
wenig Kenntnis verbreitet ist. 

Dabei ist selbst bei uns nicht immer Klarheit 
darüber vorhanden, daß das GATT eigentlich 
keine strenge internationale Organisation ist, 
sondern daß es als eine provisorische Verein
barung entstanden ist, die nur bis zu dem Zeit-
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punkt gelten sollte, in dem die geplante inter
nationale Handelsorganisation, International 
Trade Organisation, ITO, auf Grund der 
Havanna-Charta in Kraft tritt. Die Havanna
Charta ist aber auf Grund des amerikanischen 
Widerstandes nicht in Kraft getreten, und so 
hat man das GATT, man ist fast versucht zu 
sagen, in einer Anwendung österreichischer 
Vorgangsweisen zu einem "dauernden Provi
sorium" werden lassen. Das GATT ist da, es 
spielt die Rolle einer sehr wichtigen internatio
nalen Institution, obwohl es ursprünglich nur 
als Provisorium gedacht war. Das GATT ist 
wirksam, aber es gibt auch Grenzen und Be
schränkungen seiner Wirksamkeit sowie Unzu
länglichkeiten. Ich möchte gerade über einige 
dieser prinzipiellen Fragen ein paar Worte 
verlieren. 

Man hörte auf internationaler Ebene, aber 
auch bei uns in Österreich, immer wieder den 
Hinweis, diese oder jene Maßnahme, Hand

scheint nur allein im Lichte dieser Tatsachen 
problematisch zu sein. 

Das Hauptprinzip der allgemeinen Handels
und Zollvereinbarungen, also des GATT, ist die 
Idee der Meistbegünstigung, die im Artikel 1 
enthalten ist, also der Gedanke, daß die Ver
tragsstaaten, die Mitgliedstaaten, die einem 
anderen Mitgliedstaat irgendwelche Zugeständ
nisse auf dem Gebiete des Zoll- oder Handels
wesens machen, verpflichtet sind, die gleichen 
Zugeständnisse allen anderen Mitgliedstaaten 
zu machen. Ausnahmen gelten nur im Sinne 
des Artikels 24, wie ja bekannt ist, für Zoll
unionen, Freihandelszonen oder Zwischen
lösungen auf dem Wege zu solchen. In diesen 
Fällen sind Präferenzsysteme, Vorzugszoll
systeme mit einer Diskriminierung anderer 
Mitgliedstaaten des GATT gestattet . .  Andere 
Ausnahmen gibt es nur bei einem Verzicht 
der Mitgliedstaaten auf einen Einspruch, 
also durch den sogenannten "Vaiver. 

lung oder Einrichtung wäre nicht GATT-kon- Aber die Tatsachen sprechen anders. Tat
form . Sjit Jahren haben wir in der Wir tschafts- sächlich kennt man den Umstand, daß etwa die 
kommission des Europarates und im Plenum Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, die 
des Europarates immer wieder in Debatten die EWG, zwar dem GATT über die Maßnahmen 
B�merkung gehört, dieses oder jenes wäre nicht des Rom-Vertrages und den Aufbau der Orga
GATT-konform. Sehr oft haben dann promi- nisation mehrfach berichtet hat, daß darüber 
nente Sprecher der Wirtschafkommission ge- immer wieder diskutiert wurde, aber es gibt 
sagt : Schließlich ist ja das GATT, also das keine Anerkennung der Europäischen Wirt
Abkommen über Handel und Zolltarife, keine schaftsgemeinschaft als einer GATT-konformen 
Heilige Schrift. Das GATT ist ja auch abzu- Verbindung. Das gilt auch für die EFTA. Auch 
ändern, es ist ja nicht so, daß man über die die EFTA hat berichtet, es wurde darüber 
Schranken nicht hinwegsteigen kann. Ich debattiert, es wird regelmäßig darüber debat
möchte darauf aufmerksam machen, daß das . tiert, aber es gibt keine Anerkennung der 
GATT schließlich 1947 unterzeichnet, aber in ! EFTA als einer GATT-konformen Verbindung. 
der Zwischenzeit schon mehrmals ergänzt und I Das heitlt : Der Artikel 24 wird dauernd um
verändert worden ist. Ja manche Teile werden gangen, wenn man schon nicht "durchbrochen" 
von einer ganzen Reihe von Staaten noch im- sagen will. 
mer nicht angewendet, es sind manche Im Lichte dieser Tatsachen möchte ich 
Protokolle, wie etwa die Änderungen, neuerlich die Frage stellen : Welchen Sinn kann 
die Amendments von 1955, nach es dann haben wenn man bei den verschieden-
12 Jahren noch immer nicht von allen sten Anlässen

' 
sagt, irgend etwas wäre nicht 

Vertragsstaaten ratifiziert worden ; ich ver- GATT-konform ? Ja was ist denn GATT
weise ferner auf Ergänzungen, wie zum Bei- konform, wenn man riesige, ja sehr bedeutende 
spiel auf den ganzen Teil IV, bei dem es um Einrichtungen, Institq.tionen, Organisationen 
Handel und Entwicklung geht ; das geht auf schafft, die natürlich dem GATT nicht ent-
1963/64 zurück. Das ist eine sehr wesentliche sprechen, wenn sie nicht entweder den Ver
Ergänzung, die am Anfang gar nicht dabei war. zicht aufden Einspruch, also den Waiver, haben, 
Artikel 26 und 30 sind geändert worden, und oder die Anerkennung als eine GATT-konforme 
wir haben heuer im Artikel 23 eine Interpre- Zollunion oder Freihandelszone ? 
tation vornehmen sehen, die nicht zur Ratifi
zierung vorgelegt wird, weil die Fachleute, die 
Juristen, der Meinung sind, das sei nicht eine 
Änderung, sondern bloß eine Interpretation, 
die am 6. März 1966 erfolgt ist. Aber das ist 
eine sehr wichtige Interpretation zugunsten der 
Entwicklungsländer. 

Die Dinge sind also im Fluß ,  es ist nichts 
Feststehendes. Die Bezeichnung, etwas sei 
GATT-konform oder nicht GATT-konform, 

Es gibt auch direkte Revisionswünsche und 
Reformvorschläge : Zum Beispiel haben 
Kanada und England besonders eine stärkere 
Zusammenarbeit mit Staatshandelsländern, 
also mit den Ostblockländern, für notwendig 
erklärt. Es ist immer wieder die Frage aufge
taucht, ob da eine Änderung des GATT selbst 
notwendig wäre. Die Tatsachen : Die Tschecho
slowakei ist einer der Gründerstaaten des 
GATT, sie ist von Anfang an dabei gewesen, 
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also zu einer Zeit dazugekommen, als sie noch 
nicht kommunistisch, noch kein Staatshandels
land war, sL� ist abJr dabeigeblieben . Jugo
slawien ist 1 966 beigetreten, Polen 1967, eben 
jetzt. Mit Bulgarien, Ungarn und Rumänien 
finden ständige Kontakte statt . Bulgarien und 
Ungarn sind bereits Beobachter im GATT 
geworden, man mUi3 also schon ernsthaft die 
Frage stellen, ob hier eine Revision, eine Reform 
des GATT nicht doch zu überlegen, nicht ernst
haft geboten wäre . 

lungshilfe im Weltrnaßstab eintreten, so 
müssen wir doch die Frage stellen : Wohin 
geht das GATT, wenn immer mehr Einrichtun
gen als nicht GATT-konform toleriert werden � 
"Vas bleibt denn am Ende da noch übrig � 
Und ich darf wiederholen : Welchen Sinn hat 
dann die Mahnung, die wir gelegentlich hören, 
das oder jenes wäre nicht GATT-konform 1 
Was ist denn jetzt noch GATT-konform ? 

Die Frage ist für Österreich ins besondere 
deshalb wichtig und interessant , weil zum Bei
spiel Jugoslawien für sich reklamiert, ein Ent
wicklungsland zu sein. Ist Österreich auch ein 
Ent"wil klungsland ? Interessant ist , da l� die 
Ji;uropäische Wirtschaftsgemeinschaft in den 
V erhandlungen der Kennedy-Runde gegen
über den Amerikanern die Forderung erhoben 
hat, im Sinne eines Entwicklungslandes den 
Schutz für die eigene Industrie geniei;en zu 
uürfe.n, weil diese Industrien im Vergleich zu 
Amerika noch zuwenig entwickelt sind und sich 
nur unter einem Schutz entwickeln können. 
Sind die EWG-Länder also Entwicklungs
länder ? Sind Staaten , die selbst Entwicklungs
hilfe leisten, Entwicklungsländer ? 

Ein anderes Beispiel : Der Artikel 1 1  des 
GATT -Vertrages sieht ein Verbot mengen
mä1iger B8schränkungen vor. 1948 ist es mit 
dem GATT in Kraft getreten, aber bis jetzt 
gibt es immer noch in einer ganzen Reihe von 
Staaten mengenmä,.ige Beschränkungen. Es 
g lbt da übe: ße:', chte im GATT, E S  
gibt Diskussionen, aber e s  werden keinerlei 
Ma,5na ,Lmen ergriffen. Auch hier werden die 
Bestimmungen des GATT einfach stillschwei
gend oder diskutierend umgangen, aber jeden
falls nicht eingehalten. Neuseeland hat mit 
Recht die Frage aufgeworfen , ob mengen
mä ,jge Einfnhrb�schränkungen nicht nur dann 
zulässig wären, "venn sie einen Verzicht auf 
Einspruch - also den Waiver - erhalten 
würden. Das hat bei der Landwirtschaft 

Es gibt keine Abgrenzung im GATT, es 

au.werordentlich gro ße Bedeutung, aber es ist 
gibt keine Definition im GATT. Meine Frage, 

keine Regelung in dieser Beziehung eingetreten. 
die ich aus Anlati der Behandlung dieses Ver-
tragswerkes der Bundesregierung und den 

1'< och em anderes Beispiel. Ich habe schon bt:iden Herren Bundesministern - zumindest 
früher auf den Artikel 24 aufmerksam ge- dem Herrn Vizekanzler, der jetzt anwesend 
macht : da ß nur Präferenzzollsysteme, Vor- ist - vorlegen möchte, ist : Hat sich die 
zugszollsysteme, die Zollunionen, Freihandels- Bundesregierung, hat sich Ihr Mini�terium, 
zonen oder Übergangsstadien zu solchen dar- lierr Vizekanzler, mit dieser Problematik 
stellen, als GATT-konform erklärt werden befa.L.It ? Auf die Dauer genügt doch diese 
können. Nun gibt es aber ganz neue Bestre- heilige Scheu vor dem GATT 
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so . eson ers treten auc le ereuugten Reform einzuleiten ? 
Staaten dafür ein. Es ist gar keine Frage, daß 
das gegen die Bestimmungen des GATT- Ver
trages verstö",t. Interessant ist, daß jene Ent
wicklungsländer, die jetzt schon in Präferenz
zollsystemen sind, wie etwa die assoziierten 
Staaten der EWG, vor allem aus dem Bereich 
des früheren französischen Kolonialreiches, oder 
Staaten, die dem britischen Commonwealth 
angehören, Entwicklungsländer, die schon im 
Genuß von Präferenzzöllen stehen, sich da
gegen wehren, dai3 man solche Präferenzen 
allgemein gibt, weil sie dadurch ihre besonderen 
Bevorzugungen verlieren würden. 

Sosehr wir aber mit aller Entschiedenheit für 
eine verstärkte und wohlgeplante Entwick-

Hohes Haus ! Mit Erleichterung, mit Genug
tuung haben wir Ende Juni, Anfang Juli von 
dem Erfolg der Kennedy-Runde Kenntnis 
nehmen können. Am 30. Juni ist die Kennedy
Runde mit einem Teilerfolg abgeschlossen 
worden, nach Monaten, ja nach Jahren banger 
Sorgen und berechtigten Zweifels - nicht nur 
bei uns, sondern international - ist es schließ
lich doch zu diesem Teilerfolg gekommen. Ich 
möchte gleich an dieser Stelle sagen : Die 
Sozialistische Partei als Oppositionspartei 
stimmt natürlich dem Vertragswerk als einem 
wenn auch bescheidenen, aber immerhin ge
wissen Fortschritt zu. 
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Im Genfer Protokoll vom 30. Juni 1967, das 
die Bundesregierung in einem Paket unter
zeichnet hat, sind die Beitrittsprotokolle 
Polens, Argentiniens, Irlands und Islands ent
halten, die neu zum GATT gestoßen sind, 
ferner die Grundzüge eines Welt-Getreideab
kommens, das Sonderabkommen, betreffend die 
Chemikalien, das noch immer in der Luft 
hängt, weil es von inneramerikanischen Lösun
gen abhängt, der Hauptteil, der die Zölle be
trifft, der uns heute zur Ratifizierung vorgelegt 
worden ist, und der Antidumpingkodex, 
der auch von der Bundesregierung unterzeich
net wurde, aber noch nicht zur Ratifizierung 
vorgelegt worden ist. 

Meine Frage an den Herrn Bundesminister 
und Vizekanzler geht daher auch in der 
Richtung : Warum ist dieser Antidumping
kodex dem Hohen Hause nicht gleichzeitig 
vorgelegt worden ? Welche Stellung bezieht 
hier die Bundesregierung ? Ist etwa an neue 
Forderungen an das GATT gedacht ? Ist es das 
Problem der Antidumpingabgaben � Schließ
lich sieht ja  das österreichische Antidumping
gesetz bereits Ausgleichsabgaben für Subven
tionen vor. Ich möchte daher den Herrn 
Vizekanzler und Bundesminister ersuchen, die 
Frage vor dem Hohen Hause klarzustellen : 
Woran wird bei dem Antidumpingkodex im 
Paket der Genfer Protokolle gedacht ? 

Hohes Haus ! Der Hauptteil ist zweifellos 
der uns heute vorliegende, uns betreffende 
Teil über die Zollsenkungen. Ursprünglich war 
an mehr gedacht, aber der Trade Expansion 
Act, das Handelserweiterungsgesetz von 1962, 
das dem amerikanischen Präsidenten die V oll
macht gab, allgemeinen Zollermäßigungen bis zu 
50 Prozent im Wege der Reziprozität zuzu
stimmen, ist nicht ganz zur Erfüllung ge
kommen. Aber an der Kennedy-Runde haben 
ja schließlich Staaten teilgenommen, die 
65 Prozent . des Welthandels abwickeln, und 
die Amerikaner selbst - ich glaube, das soll 
man nicht unausgesprochen lassen - haben eine 
sehr entscheidende Wendung ihrer Handels
und Zollpolitik mit dem Trade Expansion Act 
vorgenommen sowie mit der Bereitschaft, die 
Kennedy-Runde zu beginnen und durchzu
führen. Täuschen wir uns nicht darüber : 
Bei den Amerikanern war es die echte Angst 
vor einer immer weitergehenden Zerstörung 
des grundlegenden GATT-Prinzips der Meist
begünstigung. Fast die Hälfte der GATT
Mitgliedstaaten gehört bereits jetzt Integra
tionsgruppen an, die Zollpräferenzen haben und 
die anderen GATT-Mitgliedstaaten diskri
minieren. Es ist vielleicht auch die Angst der 
Vereinigten Staaten vor einer Art handels
politischen Einkreisung durch diskriminatori
sehe Integrationsblöcke gewesen. 

Ich sagte : Das Ergebnis entspricht, wie jeder 
weiß,  nicht ganz den ursprünglichen Absich
ten und Plänen, denn statt der globalen 
50prozentigen Zollsenkung ist es für Industrie
produkte nur eine von 35 bis 40 Prozent ; aber 
es werden rund 75 Prozent des Handels mit 
Industriegütern in der Welt umfaßt. Freilich 
wird das erst in fünf Jahren voll wirksam 
werden ; die fünf Jahre beginnen am 1 .  Jänner 
1968. Aber es ist immerhin eine bedeutende 
Sache. Auch der erläuternde Bericht zu dem 
vorliegenden Vertrag spricht davon, daß im 
ganzen ein Handelsvolumen von 40 Milliarden 
Dollar betroffen wird. Man darf diese Ange
legenheit keineswegs unterschätzen. Im Ver
gleich zu einer der letzten großen internationalen 
Zollkonferenzen, der Dillon-Runde, ist es schon 
ein außerordentlicher Fortschritt, ungefähr 
5- bis Smal mehr, als durch die Dillon-Runde 
erfaßt worden ist. 

Wir dürfen freilich die Mängel dieser Lösung 
nicht unterschätzen. Nicht nur daß der glo
bale Zoll senkungs satz geringer ist als 50 Pro
zent, sondern für Getreide, Fleisch, Milchpro
dukte gibt es nur eine grundsätzliche Überein
kunft, während die praktische Lösung noch 
nicht zu sehen ist, ebenso auch die institutio
nelle Regelung nicht, auch wenn man an
nehmen kann, daß die internationale Ernäh
rungsorganisation, das F AO, das institutionell 
regeln wird. Hier gibt es zweifellos eine 
Lücke. Das Abkommen in bezug auf die Tex
tilzollsenkungen geht nur bis 15 oder 20 Pro
zent, das Abkommen über Chemikalien hängt, 
wie ich bereits erwähnt habe, überhaupt von der 
inneramerikanischen Lösung ab. Es gibt also 
ernste Mängel, es ist kein Grund zum bloßen 
Jubel, auch wenn man froh ist, daß überhaupt 
etwas zustandegekommen ist. Wir haben in der 
Frühjahrstagung des Europarates noch mit 
Sorge gefragt : Wird denn überhaupt ein Er
gebnis zustandekommen 1 Es ist dann im 
letzten Stadium doch sehr rasch gegangen. 

Das Ergebnis für Österreich ist aber noch 
problematischer als das Gesamtergebnis. Für 
Österreich sind nur 38 Prozent unserer Exporte 
betroffen. Die EFTA-Industriewaren fallen 
überhaupt heraus, der Ostblock zu einem 
großen Teil ebenfalls, und die kleinen Verbes� 
serungen werden erst in fünf Jahren voll wirk
sam. Auf dem Agrarsektor haben wir vor allem 
bei der EWG noch die besondere Schwierig
keit, daß jetzt erst der gemeinsame Außenzoll 
der EWG wirksam wird. Daher werden wir 
vorübergehend höhere Belastungen in Kauf 
nehmen müssen und keine Erleichterungen 
durch die Kennedy-Runde erfahren. Aber mit 
einer gewissen bescheidenen Erleichterung 
kann man schon rechnen. 

Die Einfuhren, die besonders für die Konsu
menten in Frage kommen, sind noch proble-
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matischer. Es ist noch mehr fraglich, wie weit dert WÜ'd, was wir im Europalat und in den 
das für die Konsumenten wirksam werden wird. gemeinsamen Versammlungen des Eu opa
Da die Ist-Zölle ohnehin schon niedriger sind rates mit dem E\VG-Parlament seit Jaluen 
als die Tarif-Zölle, werden viele der Ermäl?'i- I immer ""vjeder feststellen müssen : daß näm
gungen, die jetzt gegeben werden, überhaupt lich die EUl Opäische \Virtschaftsgemeillschaft 
keine Erleichterung mehr bringen. Das Er- v iel mehr auf den Ausbau des inneren Handels 
gebnis für Österreich ist mager, wobei ich aber orientieJ.'t ist , was man mit dem Fachaus
im Hohen Hause keineswegs die Frage auf- cLl·uek des EUl Oparates "Inwal'd Looking " 

werfen möchte, ob das etwa damit zusammen- nennt, während gerade die EFTA im höhmen 
hängt, daß vielleicht die Unterhändler nicht Maße auf die Ausdehnung des Handels mit 
alles getan hätten, was zu tun war. Ich habe den Drittländern , den außerhalb der EFTA
im Gegenteil den größten Respekt für die Gemeinschaft liegenden Ländern, vVer t legt, 
Beamten, die dort aufopferungsvoll gearbeitet also mehr auf " Outward Looking". Aber 
und verhandelt haben. Aber die Direktiven jedenfalls wit kt die Kennedy-Runde aller 
der Bundesregierung waren ja darauf abge- \Vahrscheinlichkeit nach überhaupt gegen die 
stellt, daß man damit rechnet, bald zu einem Tendenz zur Verstäl kung und inneren Ver
EWG-Arrangement zu kommen. Daher sollten dichtung dieser regionalen Präferenzzonen. 
in 

.. 
der .Kennedy-Runde möglic�1Jt wenig. Zug

.�
- Es ist eine Expansion des Welthandels zu 

standmsse gemacht werden, dIe man SICh fur erwarten man rechnet in fünf Jahren mit 
die späteren EWG-Verhandlungen aufheben einer A�sdehnung um 5 Milliarden Dollar.  
wollte. Aber ·wir sollen E'uuch eine andere Sache ins 

Was dabei herausgekommen ist, ist sehr Auge fassen : Der \Velthl1ndel zeigt schon 
problematisch. Daß sich jetzt die Bundesregie- bisher mit seiner Ausdehnung auch eine 1'er
rung am Ende noch vorbehalten hat, in neue äncle1ung seines Charakters, eine Struktur
Zollverhandlungen mit der EWG im Jahre 1969 verschiebung. So hatten wir im Jahre 1 899 

einzutreten, wenn bis dahin kein Arrangement eincn Anteil der Textilien am Welthandel 
zustandekommt, zeigt, wie problematisch diese von 41 Prozent . Dieser Anteil ist 1 959 auf 
Verhandlungstaktik gewesen ist . Ob es näm- 1 1 Prozent zm ückgegaugen. Im Jahre 1 899 

l ich dann eine günstigere Verhandlungsposition war der Anteil Von Maschinen und V81kehrs
geben wird als jetzt im Rahmen der Kennedy- mitteln am \Velthandel 12 Prozent ; er ist 
Runde, ist mehr als fraglich. auf 41 Prozent im Jahre 1 959 gestiegen. Oder 

Produkte, die erst in letzter Zeit eine noch 
gI ößere Rolle spielen : chemische Erzeugnisse. 
In den kurzen 30 Jahren von 1920 stieg der 
Anteil chemischer Erzeugnisse am Welthandel 
von 8 Prozent bereits auf 12 Plozent im Jahre 
1950. Die Entwicklung geht sehr rasch in die 
Richtung auf eine Begünstigung und Ver
stäl kung der Wachstumsprodukte und der 
Wachstumsproduktionen. 

Hohes Haus 1 Wir sind einer Illusion nach
gejagt und haben schlechter abgeschnitten, 
als es hätte sein müssen. Man hätte mehr bei 
der Kennedy-Runde herausholen können , wenn 
man nicht von dieser Illusion so geblendet 
gewesen wäre, die sich immer mehr als eine 
Illusion erwiesen hat. Es ist ja nicht mehr 
abzuleugnen, daß wir j etzt nicht durchkom
men, weil man uns nicht will, weil man sagt, 
es gibt allgemeine, größere Probleme mit 
G�'oßbritannien und mit anderen Ländern, 
und man läßt uns weiter im Vorzimmer in 
einer sehr entwürdigenden, für uns schmerz
lichen Lage sitzen . 

Hohes Haus ! Allgemeine V\7'irkungen der 
Kennec1y-Runde auf den vVelthandel und von 
der Welthandelsseite auf Österreich sollen 
von uns nicht auß3f Betracht gelassen werden. 
Es wird vielleicht in fünf Jahren so sein, daß 
die Zölle kein wesentliches Handelshindelnis 
in der Welt mehr sind. Ich betone : kein 
wesentliches Handelshindel'uis 1 Die Kennec1y
Runde wirkt sicherli ch gegen d ie bis jetzt 
sehr stark wirksame Tendenz zur Bildung 
regionaler Präferenzzollsysteme. Sie wiIkt 
dem etwas entgegen, sie gleicht etwas aus, 
sie nimmt ihnen die Bedeutung. Ich möchte 
Jarauf aufmerksam machen, daß wir jetzt 
eine Erleichterung erfahren, weil das gemil-

Hohes Haus 1 Das hat seine besondere 
Bedeutung, Wichtigkeit und Dringlichkeit für 
uns in Österreich. Wird die Diskriminierung 
seitens der EWG doch durch die Kennedy
Runde etwas gemildert werden, müssen wir 
mit einem stalken Ansteigen des Welthandels 
rechnen , dann müssen wir doch einen solchen 
Anbß benützen, darüber nachzudenken und 
es auszusprechen, wo dabei die Entwicklungs
möglichkeiten Österreichs liegen. Wo sind 
unsere Chancen 1 Liegen sie auf dem Ge biet 
einer weiteren einseitigen Konzentration unserer 
Exporte auf Europa oder auf eine G: uppe 
eu� opäischel' Staaten, oder haben wir Öster
reicher nicht alles Interesse an einer gl'öß81'en 
Streuung unserer Exporte 1 Abo nicht nur 
KOllzentrienlllg auf eine G: uppe europäischer 
Star,ten unc1 nicht nur auf Em op a  als Ganzes, 
sondern bessere regionale Verteilung . 

Und noch etwas : Wir müssen jetzt auch im 
Hinblick auf diese Entwicklung des \Velt-
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handels an den C:harakter unserer Produktio�s- I Sich�r ist die Kennedy-Runde, di� wi� so 
und Handelsstl uktur denken. Auch da, meme ' erfreulIch beenden konnten und dIe mcht 
Damen und Herren einen kurzen Vergleich. danebengegangen ist, wie es am Anfang den 
C.lemikaliell, Pl Odukte der chemischen Indu- Anschein hatte, keine Ideallösung, und zwei
Stl' i3, Masch inen und Transportmittel sowie fellos bleiben viele VV�ünsche offen. 
sO'clstige industrielle Fertigwaren haben im 'Wenn der Herr Abgeordnete Czernetz die 
Jahre 1 964 am Expo:·t der Schweiz einen Fuge angeschnitten bat : Wal um ist es für 
Anteil von 74, 1  Plozent gehabt. Österreich nicht möglich, das zu tun, was die-

Bunclesrepublik Deutschland, dieselben seI' oder jener andel e Groß>ltaat �rl eicht .hat 1 ,  
Wai'englUppen : 6 7  PiOzent. dann möchte ich sagen : Quod lwet JOV1 , non 

Im gleichen Jahr war der österreichiF<che 
Anteil diesel' Pi odukte an unserem Gesamt
expo t 36,8 Pl ozent. 

Hohes Haus ! Da liegt eine entscheiLlende 
Schwäche. 'Wir können nicht hoffen, auf die 
Dauer im gleichen Schlendrian weite: zutun, 
p,o _�uktiOllsmäßig und handelsmäßig, und den 
Sch; i tt der großen Welt mitzmnachen. Seit 
J alll'eu ersuche ich gerade den Herrn Bundes
minister für Handel, bei aHen unseren Inte
grationsdebatten uns doch zu sagen, was das 
Bundesministerium unternimmt, vo, ausdenkt, 
was es fördernd tut, plant, um Österreich 
inte: national koakurrenzfähig zu machen , Aber 
es handelt sich nicht nur allgemein um die 
Stäl kung unserer Konkurrenzfähigkeit, S011-
del'n es handelt sich insbesondere um die 
Vel'änderung der Pioduktionsstl uktur und der 
Handelsstruktur Österreichs . Das wird lang
fristig die entscheidende Frage für uns wer
den . 

Hohes Haus ! Wenn wir dem vorliegenden 
Vertragswel k zustimmen, weil es immerhin 
ein bescheidener Fortschritt ist, können wir 
nicht erlahmen, bei diesem Anlaß der Bundes
regieruna insbesondere dem zuständigen Bun
d �smin.ist�r , selu' entschieden die Fl age zu 
stellen : Was tun Sie, was tut Ihr Ministerium, 
um entsprechende Vorbereitungen, entspre
chende Planung zu führen, anstatt nur gebannt 
wie ein hypnotisiertes Häschen auf die Schlange 
EWG zu schauen � Was tun Sie, um die inter
nationale Konkurrenzfähigkeit unserer Indu
strie zu stäl ken für den Fall, daß wir bald 
zu einem Arrangement kommen oder, was ich 
fürchte, nicht so bald, und was geschieht, 
damit wir auch die Stt uktur unserer Industrie, 
unserer Pl Oduktion und unseres Handels, der 
Entwicklung des Welthandels entsprechend 
verändern und verbessern können ? (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Mitterer. Ich erteile 
es ihm . 

Abgeordneter Mitterer (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Mein Herr Vorredner hat über viele Fragen 
schon seine Meinung geäußert, ich kann ihm 
in vielen Dingen beipflichten. 

lieet bovi ! Es ist nun einmal so, daß selbst
verständlich ein gI oßer Staat, mit Macht
potential ausgestattet, auch in diesen F, agen 
mehr erreicht als ein l elativ kleines Land. 

Es wmde schon etwähl1t, daß es sich immer
hin bei dem Pl oblem um ein Punktum von 
40 Millial den Dollar vVelthandel handelt, 
also um etwa ein Fünftel des Welthandels 
über haupt, claß daher diese Zollsenkungen 
doch ein sehr nennenswel tes Ausmaß haben. 
Österreich hat zweifellos erhebliche Erfolge 
buchen können. Es wurde eine gute Arbeit 
geleistet. Der Herr AbgeOldnete CZ81netz hat 
ja darauf hingewiesen, es war sehr, sehr 
schwielig für unsere VeI handlungsfühl ung und 
für die Beamtenschaft, diese Lösungen über
haupt zu erreichen. Ich werde noch darauf 
ZUl ückkommen, was die Angelegenheit beson
deI s schwierig macht. 

Es WUl de schon gesagt, bezüglich der EFTA 
gibt es keine Zollser.kung mehr, im Osten 
steht das praktisch au ch kaum mehr zur 
Debatte, es bleibt somit die EWG und unser 
Überseehandel. Die Senkung wil d den Dis
kl iminierungseffekt einigermaßen wegnehmen ; 
das ist sehr wichtig. Denn er wär e jetzt bei 
den neuen Maßnahmen in der EWG noch viel 
gl ößer gewoTden. Selbstverständlich kann 
auch die beste Lösung aus diesen Verhand
lungen nicht ein Ersatz für die Teilnahme 
an dem größeren Malkt sein. 

Die totale Zollbelastung unserer Exporte, 
also j ener Zoll, dem unsere Exporte im Aus
land unterliegen, wurde mit etwa 1 Y2 lVlilliar
den enechnet. Wenn die Kennedy-Runde in 
fünf Jahren voll wüksam wird, werden wir 
immerhin rund 500 Millionen Schilling Zoll 
auf unsere Exportwaren im Ausland ersparen 
und damit um das wieder leistungsfähiger 
werden. 

Das ist sicher ein sehr nennenswerter Betrag. 
Aber selbst am Anfang wird dieser Betrag 
r und 200 Millionen Schilling ausmachen. 
Immerhin ein gewaltiger Betrag, denn diesen 
Betrag müßte ja sonst unsere Exportwirt
schaft mit den Preisen überspringen. Daß das 
bei der heutigen Situation kaum möglich ist, 
weiß jeder von uns. 

Die Auswü kungen werden natürlich in den 
einzelnen Ländern verschieden sein, je nach-
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Mitterer 
dem, ob es sich um ein Hochzolland oder ein 
Niedl'igzolland handelt. So 'wird es zum 
Beispiel bei der BundesrepubIik sehr von 
Bedeutung sein, wenn die vorgesehenen Erhö
hungen für uns nicht eintreten werden. Denn 
auch das ist eine sehr wesent.1iche Verhinde
rung des Diskriminim ul1gseffektes.  Bei Italien 
und Frankreich werden Senkungen eintreten. 

Ich glaube also, daß man diese Überlegun
gen durchaus nicht vernachlässigen soll , weil 
sie ja neben dem rein materiellen auch ein 
ideelles Stimulans sind für die einzelnen 
EWG-Länder, doch wieder aus Österreich zu 
importieren. 

Der Herr Abgeordnete Czernetz hat gesagt, 
wir haben in verschiedenen Posit.ionen diese 
Verhandlungen irgendwie dilatorisch geführt 
mit dem Blickpunkt : wenn 'wir in die EWG 
kommen oder an dem Gemeinsamen Markt 
teilnehmen sollten. Das war zweifellos nicht 
unsere Tendenz . Aber selbstverständlich ist, 
daß das Bestreben, an der EW'G, an dem 
Gemeinsamen Mal kt teilzunehmen, sich bei zu 
niedriger Ansetzung selbstverständlich als 
Bumerang auswit ken wü,·ue. Aber das war 
nicht der Tenor unserer Verhandlungen, son
dem wir haben weitgehend versucht, die Zoll
diskriminiel ung zu eliminieren. 

Natürlich mußte mau auch Konzeflsionen 
machen . Für ein klejnes Land ist das besonders 
schwiedg. 'Venn Sie bedenken, daß eine 
Konzession auf dem Stahlsektor , die uns bei
spielsweise die EWG machen würde, im Falle 
Österreichs 30 PlOzent au�macht für den 
EWG-Raum, dagegen aber 70 Prozent für die 
EvVG durch die Meistbegünstigungsklausel für 
alle anderen Länder, so sieht man daraus die 
ganze Problematik und die Schwierigkeit, weil 
auch nur ein Teilzugeständnis uns gegenüber 
einen viel gröBeren Teil bei den anderen aus
lösen müßte. 

Das PlOblem ist ungeheuer schwierig, weil 
sich durch die Meistbegünstigungsklausel die 
Sachen wie in einer Art von Kommunikations
gefäß auswirken und daher die Wirkung nicht 
nur in den bilateralen Überlegungen Platz 
greifen müssen, sondern auch, \vie gesagt, auf 
dem weltweiteJl Sektor . Immerhin hat ja 
daß GATT heute eine weltweite Bedeutung. 

Man nennt immer wieder, und wir hören es 
immer wieder, die Schweiz al_s Beispiel, wie 
sie es besser gemacht hat. Das ist gar keine 
Frage. Ich teile die Meinung d08 Herrn Abge
ordneten Czernetz absolut. Die Schweiz hat 
eine viel bessere Ausgangsposition, weil sie zu 
ihrem Glück, muß ich sa.gen, weitgehend auf 
dem Fertigungssektor tätig i st, weil sie sehr 
wenig Grundstoffindustlie hat oder fast gar 
keine und sehr wenig Halbfertigfabrikate 
exportiert und weil in der Schweiz die Relation 

Fertigwaren zu anderen Teilen etwa 90 zu 10 
liegt und daher die Position von Anfang an 
völlig anders ist. 

Es ist sicher so, daß Ö:..;t01Teich eine sehr 
aufgesplitterte ExpOi'tstruktur hat, also in 
sehr viele Teile aufgesplittert ist, während die 
Schweiz Schwerpunkte bilden konnte bei den 
Verhandlungen und sogar bereit war, beispiels
weise der Papierindustrie gewisse Nachteile 
zuzumuten, wenn dafür auf dem für sie sehr 
wichtigen Sektor der chemischen Indust.rien 
Zugeständnisse erreicht werden . In einer sol
chen Position ist es natürlieh wcsentlich leich
ter zu verhandeln. 

Der Herr Abgeordnete Czernetz hat es schOll 
öfter� und immer wieder angeschnitten : \Vas 
tut die Regierung, um diese Struktur zu ändern 
beziehungs'iyeise um uns h ier gewissermaßen 
europareifer zu machen � 

Herr Abgeol"dneter Czerli.clz ! Ich darf ja 
doeh wohl erwidern - Sie wissen eB ja  
sdbst - : ]\,fan hat in vielen Ländern versucht., 
eine solche Möglic b keit von oben her zu 
flteuern. Sie wissen genau, daß beispieItnveis\?' 
Schweden , obwohl dort ja Ihre Parteifreunde 
schon seit Jahren an der Regierung sind, 
versucht hat, St.rukturwandlungen durchzu
fü lu'en , um auch die dortige manchmal sehr 
schwierige Struktur zu ändern . Aber das i ,.,t .ia 
nicht so leicht get.an wie gesagt . Von oben 
her 1)0 etwas zu administriC'ren, das kann man 
in kommunist ischen Ländern - und auch dort 
ist es, wie man sieht, sehr schwierig, aber dort 
ist üS wenigstens noch theoretisch möglich, 
daß man von oben her . durch eine totale 
Kommandowirts<' haft eille Strukturänderung 
erzwingt. Aber eine solche Strukturänderung 
in einem freien Land zu erwirken, in einem 
Land, wo nicht kommunistischer Terror 

herrscht und kommunistische Machtpolitik 
ausschlaggebend sein kann , ist wesentlich 
schwieriger. 

Man kann natürlich auch zur Struktur
är:.derung a.lles mögliche tun : Man kan n  hillige 
Gründe bieten , man kann S t,euervorteile bieten, 
kurz, man kann alle möglichen D inge machen , 
aher letzten Endes muß die Investition und das 
Beginnen einer solchen Industrie von der 
Unternehmerseite kommen. Das ist deshalb 80 
schwierig, weil ja die Kapitalien fehlen und 
weil es nicht f'O einfach ist, wie man immer 

sagt : Na ja, da sollen halt die Leute Kredite 
aufnehmen. So einfach ist das nicht ! Denn 
niemand borgt jemandem etwas, wenn er ga,r 
kein Eigenkapital hat. Es ist also die Eigen
kapitalbildung die Voram;:-;etzung für eine 
aktive Kreditpolitik. Damit steht und fällt 
wieder die Frage der Eigenkapitalbildung auch 
in strukturpolitischen Angelegenheiten. 
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Mitterer 
Für Ö'3terreich wird die neue Vereinbarung 

für die Hauptlieferpositionen , für ötwa 700 Mil
lionen Sc hilling Exportsumme, 50 Prozent be
deuten , für etwa 1 Milliarde eine Senkung von 
25 bis 40 Pio�ent - das ißt je nach dem Artikel 
variabel - und wird sehr wesentlich - ioh 
habe es schon eingangs gesagt - auf die Struk
tur unserer Exporte beziehungsweise auf die 
Entwicklung einwirken. 

Trotz der Kennedy-Runde haben viele 
Länder ihr Bestreben angemeldet, bei der EWG 
Vollmit.glied'3chaft zu erhalten. Der 
Herr Abgeordnete Czernetz hat gefragt : Warum 
ist denn ein solches st arkes Bestreben ? Wir 
sehen das an England, das jeden Tag von 
Frankreich notifiziert bekommt, daß man es 
nicht will, das sich aber trotzdem, weil die 
E lgländer der Meinung sind, daß der große 
Raum allein letztlich zielführend sein wird -
auch ich bin der Auffassung -, trotz aller 
Vorteile, die die Kennedy-Runde gebracht hat, 
nicht abhalten läßt, eine Vollmitgliedschaft 
anzupeilen. 

Sicher. ist die Kennedy-Rullde und ihr 
Ergebnis nicht das letzte Ende, und sicher 
wird sie nicht alle Fragen lösen. Aber ich 
glaube, eines können wir damit erreichen, 
und eines haben wir damit erreicht, daß näm
lich verhindert wurde, einen zu tiefen Graben 
zwischen den einzelnen Blöcken aufzureißen, 
die es leider nun einmal gibt . Es ist kein 
Ersatz für eine EWG-Mitgliedschaft oder einen 
besonderen Vertrag, aber es ist immerhin eine 
Verhinderung - wenn ich sagen darf -, 
ein weiterer Brückenschlag über die nun einmal 
vorhandenen Gräben. 

Bei dieser Frage möchte ich noch zwei Ge
danken zum Ausdru ck bringen. Die Unterent
wickeItenhilfe, von der immer sehr viel ge
sprochen wird in der ganzen Welt - das ist 
ein sehr beliebtes und aktuelles Thema bei allen 
möglichen Anlässen -, wird hier in der Praxis 
exerziert. Wenn wir heute diese Zollsenkungen 
unsererseits auch gegen die anderen Länder 
vornehmen, dann ist das die beste Hilfe, die wir 
den unterentwickelten Gebieten angedeihen 

schaftspolitik führen, sonctern hier versuchen, 
dort und da verschiedene Dinge a,uszuklam
m€r�1. Sicher hat die Landwirtschaft ihre be
sonderen Probleme, die hat sie aber in der 
ganzen Welt , weil nun eben einmal die 
Landwirtschaft ihre Pl'Odu ktion unter beson
ders schwierigen Bedingungen durchführen 
muß und weil man diese Tatsache selbst im 
klassischen Land der absoluten Wirtschafts
freiheit - nämlich Amerika - auch berück
sicht igt. 

Aber wir haben damit bewiesen, daß wir 
eine sehr liberale Wirtschaftspolitik zu führen 
bereit sind, und haben trotz der verstärkten 
Auslandskonkurrenz, die damit auf der 1n
lalldt:produktion lasten wird, diesem Abkom
men unsere Zustimmung gegeben. 

Eines möchte ich sagen - es ist mir das heute 
morgen in die Hand gekommen - :  So weit 
kann aber die liberale Einstellung nicht. gehen, 
daß der - ich glaube, sozialistische - Verband 
der Rentner und Pensionisten von Bregenz 
eine Einladung an seine Mitglieder ergehen 
läßt, von Vorarlberg über Tag nach St. Gallen 
zu fahren, um dort einzukaufen und am Abend 
wieder zurückzukehren. So weit kann der 
Liberalismus nicht gehen, daß wir förmlich 
einladen : Kauft imAusland ! ,  und auf der anderen 
Seite die Werbung machen : Kauft öster
reichische Ware ! Dann führen wir einen 
Autobus und sagen : Kauft im Ausland ein, 
bleibt aber nicht 24 Stunden au s,  und führt 
alle Sachen herein. Wir alle wissen j a, daß eine 
wirkliche Verzollung bei dem Riesenverkehr 
gar nicht möglich ist. Ich glaube, so etwas sollte 
besser unterbleiben, damit wir uns im Ausland 
nicht lächerlich machen. 

Nun möchte ich zum Schluß kommen und 
sagen : Sicherlich kann man alles verurteilen 
und sagen, es wurde zuwenig erreicht. Eine 
solche Behauptung ist sehr leicht hingeworfen, 
weil man �ie ja nic ht beweisen muß, denn es 
sind ja Hypothesen und Pauschalurteile -
und Pauschalurteile sind ja meistens abzu
lehnen. 

lassen können. Meine Damen und Herren ! Wenn wir überlegen, unter welchen Prämis
Die Hilfe kann ja nicht darin bestehen, daß ein sen die österreichische Verhandlungsgarnitur 
kapita13chwaches und ar mes Land wie Öster- in diese Verhandlung gegangen i::;;t ,  wenn wir 
reich eff<: ktiv positiv in eintm großen Ausmaß überlegen , was wir erreichen wollten und was 
Hilfe leistet und außerdem damit Dinge aus- ,viI' erreicht haben , claIm kann man sagen, 
löst, die vielleicht nic ht immer sebr gut sind, daß diese Kenn€dy-Runde auch für Österreich 
sondern sie kann dadurch gegeben werden, erfolgreich abgeschlossen wUlde und daß wir 
daß wir du rch niedrige Zölle den Entwick- sehr �lücklich sind , daß jene Di:okrimin ierungs
lungslä:ldern elie Möglichkeit geben , nach Öst er- effekte, die so knapp vor uns ges1 andcn sind, 
reich zu exportieren. Das ist sicherlich. auc h  nicht über uns gEkommen sind, sonder11 daß 
eine sehr wesentliche Angelegenheit. wir d amit, daß wir (1.1e Sache über die Runde 

NUll klingt ja immer wieder dl.1fch - es ist 

I 
gebraeht haben, dEm Export und damit 

auch heute '.vjeder durchgeklungen -, wir unserer Lebensfrage wiEder neu��l Auftrieb 
würden eigentlich keine ser..r liberale Wirt- gegeben haben. (Beifall be� der 0 V P.) 
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Präsident Wallner : Zl' m Wort, gemeldet hat 
sich der Herr Vizekander Dl' . Boek. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesmillister für Haudei, Gewerbe und 
ILdustrie Vizekanzler Dr. Bock : Herr Prä;,;i 
dent ! Hohr;:; Haus ! Ich glaube , wir mÜRSEn ia 

geRagt, unserer Handeißpolitik entsprechen . 
Die heutige Beschlußfassung des Hohen Hames 
sttllt somit einen jener zah.lreichen Gesetz
gebullgmkte dar, die nun in Verfolg der Be
�dlüsse in Genf in den einzelnen Parlamenten 
der Welt gdaßt werden. 

d er Diskussion über dell Beschlu ß - die An- Die Frage, die der Herr Abgeordnete Czer
nahme der Ergobnüise der Kenncdy-Rundc - netz an den Beginn seiner Et örlerungen ge-
eine FeststE llung machen . 8tc llt, hat, was eigent�ich GATT-kon

form ist, 
• • ] r bedad wohl auch emer Beleuchtung. Ich Der posIt Ive Ah'Ochluß fLe1' Kennedy-Runde. 

k "  t . d' A t t h . f 1 n' 1 . . Olll� e nur le Tl wor St r ell' ac 1 lac 10n - der Herr AbgeOl dnde Czernetz h at J a  schon 
, d  GATT k · · f · '  · · t  d d • j " .. ' , d . h · · l ., , '  V ur sagen : , - 011 Ol m 1tJ as, was cm auf dIe SvhWI�Tlgkt;.Iten tT Ja � c  aLgcü f.-:- Wortlaut des Vertrages vom 30. Oktober 1947 handlungen bmr,eWI(oSCU - hat den BewOls , . r ht Ab

' " "
t hl 

h' "' , r . ,  e.- '" 

11 S I " cn csprl0 '. , Cl e/3 1::; wo • m�llzulugell, 
dafür gebracht, daß C� trotz a ')1' c nner1g-

d ß . .. l '  1 > "  • t t '  I 0" . '  , . '  . . d '\],r 1 ', 1 1 a na",UI lC l. dIese 111 erna lOl1a e .. galllsa-kelte'} ULd a lkr vV1rrnls�',e III {\l" vv C L  e oe 1 . . . d cl . . 
h 't d Z 't d .. � . .  . . R l' t lOn WIe JC e an ere 111 SIe ml er Cl . as moahch Ist emen Akt elEer wdtweIten L O  1 - B d " f . . .  t . I d t ·, d ·  .. 1 d c: . " ' l ' d' H h ··� d 1 (, ur 111S verspur , SIC 1 en s an 19 aue ern en dantat zu sei zen. ,,'\ enn SICh 1e aupt a" f: S- I ,. ß 'tT ' -1 " lt ' W 

d l ' M ' l ' d cl G 1 TT . au eren t ei' la nIssen anzupassen. enn man länder der Ei D, LeIe hlLg lC er O,"i �'-l. 
' l I d  d '  1 ßt ' �. t '11 h ' d ..J .. " 1 1 .  " ( a un cre veran a lS"  S 1 sc weigen ouer 74 an der Zahl , rcgeU,\-arl lg C.i1ZU u01'en; ge- cl .. klo 1 . A I d GATT ' .  . " aus fUC lC l eUle usna lme von en -funden haben, w0sE:nth� hc HandelssC llra1:kon 

R I 1 ' , ' t  d . tl 'oh . ' . ' S I 'd ' .. b . ege n zu gene :umgen ,  so 113 as Clgen Iv abzubauen so }::;t dIe!"> 0111 0 1  antat8 ewelS, 
h '  A t t f , . F GATT .

' . , .. f '  aue eIne TI 'wor , au Ct1e rage, was -aeboren slCherltcb aus der sehr vernun ügen k f . t D d B 'ff d b .  , 
f "  

° 

' 'r . 1 d ß ..J E t , " k on orm 13 . enn wenn es en egn er wlrtscha thehen U bel egung, a I..l.cr 11 '-\\ I C - GATT K f '·t ·· t d h 'ßt d' V fl' h .. . .. . . . - on ornll a ,  as Cl le erp lC -lung des Wt\1t har:ad8 eme mogltchst welt-
t E

' 
h It d 'm V t . d . . . b ..J · t ung zur In a ung er 1 er Tag me er-gehende LIberalIsIerung am esten den . 1 t R I . ht " b  d b ht '  h g0 eg en ege n, nlC ga e, ann raue e le 

Dies ent spricht ja aueh der seit 1945 geübten ja auch keine Ausnahme, keinen Waiver, 
liberalen Handelspolitik Ö3terreichs, das sich hievon . Daß man Ausna,bmen braucht,  gleich
seit seiner Mitgliedschaft beim GATT erfolg- gültig, ob sie - ich wiederhole - ausdrück
reich bemüht hat, die Liberali"ierungsschritte, lieh gewährt oder stillschweigend hingcnom
mit denen es später begonnen hat als andere men werden, beweist, daß es ein Reglement 
GATT-Mitglieder , möglichst gleichzuziehen. gibt und daß, wer gegen dieses Reglement 
Der lGtzte Schritt auf der quant,itativen Seite verstößt , eben nicht konform den GATT-Vor
war bekanntlich die Herstdlul1g der hundert- schriften vorgeht . 
prozent igen Liberali!'ierung mit 1 .  Jänner 
dieses Jahre<;.  

Der nun erfolgte Zollabbau im Bereich des 
GATT, eben die Kennedy-Rullde, so genannt 
nach ihrem Initiator, ist auch quantitativ und 
nicht nur moralisch ein bedeutsamer Erfolg, 
auch wenn das ursprünglich vorgeschlagene 
Ziel einer Halbierung der Zölle innerhalb von 
fünf Jahren bei weit<: m nicht erreicht worden 
ist . Der gewogene D urchschnitt der erreich.ten 
Zollsenkungell dürfte :lwischel1 25 und 35 Pro
zent liegen . Aber dem ist gegenübeTzuha.I ten, 
daß es weder im GATT noch sonstwo bisher 
möglich gewesen ist, dnen solchen bedtut
samen Liberalisierul1gsschritt auf d€ m Gcbi<''Le 
des Zollwesens überhaupt durchzuführen. 

Aber ich glaube , man kann das vielleicht 
auch spezialisieren . Man kann sich wirklich 
fragen : Was ist der wicht,igste Inhalt dieser 
GATT-Regeln ? - Der Herr Abgeordnete Czer
net z  hat ja selber gesagt, es ist die General
präferenz, es ist die Verpflichtung der GATT
Mitglieder, Handelsvorteile , Erleichterungen 
und Ausnahmen nur in mul tilateralen Ver
fahren zu gewähren. Das heißt, daß auch 
1ilateral ausgehandelte Ausnahmen gegenüber 
allen GATT-Mit gliedern ihre Wirksamk(jit 
haben müssen. Ich sehe überhaupt die <;treng
ste Regel des GATT einerseits in seiner Ge
neralpräferenz und andererseits in der Ver
pflichtung, diese einzuhalten. Darin sehe ich 
abcr allch das bt:deutendste Moment, daß dieses 

Darin Heut die (froße Be deute.ng, daß dieser I GATT widdich zu einon pI aktischen ' Leben 
bedeutende b Schritt ge tan werden konnte, Ob- I gekommen ist lll d daß es zu so prakl j ;�chen 
wohl sich, wie das ja meistens der Ff1.11 ü;t , die Eri olgen wie die Kennt:dy-Runde überhaupt 
Schwicrigkeiten VOll Tag zu Tag mehr aufgc - hat kommen können. 
t ül mt haLen und man �eln' hH::ge ZBit ii },01'hai ipt 
Zweikl hegte, ob es möglich t;dn werde , zu 
eÜ"lt m }Josi Liveu Ergebhis zu komme r1 • 

So hetrachtet müssen wir also dieses Erbcbnis 
begrüßen aus Übo legungcJJ der \Vii,tschafts
polit ik , aus materiellen Übcdeguugen, die, wie 

Die V(l'pfl�chtung, die Handelwol'tcile m-:Jt.i 
l�tprnJ elleil ei,"zm äl.men, j;;t ja der "t ä;1c�te 

. Faktor m;d der buleutel chte In halt dieser 
GATT- V ürpflic'h:, U11 g,  urd alks, wa� d, m widcr
Sll'icht, ist  eben nicht GATT-konfollll. Dafür 
gia es j a  Mich don berühmten Ar� ikd 24, der 
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Vizekanzler Dr. Bock 

auch schon genannt worden ist, der eben die 
Ausnahmen von der Regel aufweist. Das 
Sprichwort ist hier sehr gut am Platze, daß ES 
die Ausnahmen sind, die die Regel bestätigen. 

Ich möchte aber auch noch auf einen ande
ren bedeutenden Wirkungskreis des GATT zu 
sprechen kommen, mit dem wir uns in nächster 
Zeit noch in einem anderen Zusammenhang 
werden befassen müssen. Es ist das ebenfalls 
sehon genannte Problem der Entwicklungs
länder. (Der Präsiden t  übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

Hohes Haus ! In wenigen Monaten, wahr
scheinlich zu Beginn des Februal s 1968, wird 
die UNCTAD, die UNO-Weltwirtschaftskon
ferenz ,  zu ihrer großen Sitzung in NewDdhi 
z.usammentreten. Die Wünsche, die die Ent
wicklungsländer für ilu'e Interessen dieser 
Konferenz sehr wahrscheinlich unterbreiten 
werden, werden weitgehend Wünsche auf 
internationalem Handelsgebiet sein : die Ein
räumung von Präferenzen, die Befreiung von 
Zöllen, die Befreiung von quantitativen Re
striktionen neben vielen anderen Dingen, die 
den Preissektor auf dem Gebiete der Rohstoffe 
und so weiter berühren. 

Ich glaube nun, daß das GATT hier eine 
wichtige Rolle wegen des Tatbestandes der 
Generalpräferenz mitspielen muß. Man kann 
also nach meinem Dafürhalten ohne die Mit
wirkung des GATT auch nicht einen Teil 
dieser Wünsche der Entwicklungsländer be
friedigen. Es war ja bei der v or zehn Tagen 
sta ttgefundenen Ministelkonferenz innerhalb 
des GATT auch beabsichtigt, näher darüber 
zu diskutieren. Die Diskussion ist aber nicht 
sehr weit gediehen, weil die Vorbereitungen 
hiefür unzureichend gewesen sind. Es wird 
sicherlich in New Delhi , wo alles am Ver
handlungstisch versammelt sein wird, sehr 
weitgehend auch von der Wirkung der GATT
Präferenzen im Zusammenhang mit dem Pro
blem der Entwi.cklungsländer gesprochen wer
den. 

In das Kapitel der liberalen Handels
politik - als eine Stütze für die liberale 
Handelspolitik, möchte ich sagen - gehört 
auch die Frage der Anwendung der Anti
dumping-Bestimmungen. Ich möchte die An
frage des Herrn Abgeordneten Czemetz, warum 
der GATT-Kodex aus Genf hier noch nicht 
vorgelegt ,vor den ist, dahin gehend beant
worten, daß wir ja erst im Juni dieses Jahres 
ein neues Antidumping-Gesetz beschlossen 
haben. Wir haben bis zum 30. Juni 1968 
Zeit mit der Vorlage des Kodex beziehungs
weise mit der Adaptierung und Anpassung 
der österreichischen Antidumping-Bestimmun
gen an die Vorschriften des GATT. Dem 
Hohen Hause wird rechtzeitig eIlle ent-

sprechende Regelung vorgelegt werden. Aber 
es schien nicht zweckmäßig, unmittelbar nach 
Beschlußfassung eines neuen Gesetzes hier 
in Österreich nun schon wieder zu Änderungen 
zu kommen. Ich habe ja damals im Handels
ausschuß auch auf eine Anfrage erklärt., daß 
sich Österreich selbstverständlich den Anti
dumping-Regeln des GATT anpassen muß.  
Ich wiederhole : Dies wird rechtzeitig durch 
eine entsprechende Vorlage an das Hohe 
Haus geschehen. 

Hohes Haus ! Die Behauptung, daß wir 
uns andere, das heißt bessere Bedingungen 
in der Kennedy-Runde hätten erhandeln 
können, habe ich schon einmal als eine Be
hauptung charakterisiert, die durch nichts 
bewiesen werden kann, weil sie nicht stimmt. 
Auch gegenüber dem Verhandlungspartner 
EWG ist ein Optimum und Maximum er
zielt worden. Das heißt : Die EWG war 
in diesen Verhtmdlungell eben nicht in der 
Lage und nicht bereit, mehr Konzessionen -
auch unter der selbstverständlichen Bedin
gung der österreichischen Gegenkonzessionen -
einzuräumen, als geschehen ist. Um einen 
einzigen Fall zu nennen : Wir haben uns 
zum Beispiel sehr bemüht, für V orarlberger 
Stickereien unter einem entsprechenden G-egen
angebot Österreichs eine Konzession zu er
reichen. Dies war nicht durchsetzbar. Da
her stellt der ja auch in den Vorlagen ab
gedruckte Briefwechsel eine richtige Vor
sorge dar, die ja im übrigen nicht nur Öster
reich gegenüber der EWG getroffen hat, 
sondern die in zahllosen anderen Fällen in 
Genf ebenfalls getroffen worden ist . 

Man darf nicht übersehen - der Herr 
Abgeordnete Mitterer hat darauf verwiesen -, 
daß es ein echtes Geben und Nehmen ge
wesen ist, das heißt, daß jeder Zollsenkungs
vorteil, den wir uns von unseren Export
ländern erhandelt haben, durch eine ent
sprechende Konzession und durch Nachgeben 
auf dem öl:lterreichischen Zollsektor einge
handelt werden mußte. Hier spielten bei 
Österreich selbstverständlich, wie bei allen 
anderen Staaten, auch österreichische Pro
duktionsinteressen eine entsprechende Rolle. 

Es ist anzunehmen, daß die Verminderung 
der Zollschranken, wie sie nun innerhalb von 
fünf Jahren im GATT -Bereich durchgeführt 
wird, ein wesentliches Moment für die Aus
weitung der Welthandelsbeziehungen unter 
den GATT-Staaten sein wird. Ich möchte 
es daher auch in diesem Zusammenhang 
begl üßen, daß das GATT nun auch aus dem 
Bereich des Ostblocks neue Mitglieder hat -
sie wurden schon genannt : Jugoslawien und 
Polen, und der Beobachterstand anderer -, 

daß sich also die Bemühungen um die Me-
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chanik des GATT künftig auch auf diese ' lien, eine überdurchschnittliche Zollsenkung 
Staaten, die für Österreich wichtige Handels. zu erreichen, wie Sie in der "Neuen Zürcher 
partner sind, auswirken werden. Zeitung" vom 1 7 .  Jänner 1967 nachlesen 

Die Frage des Abgeordneten Czernetz , was können ? Weil eben - und das ist ja unsere 
denn das Handelsministerium alles plane, Behauptung, die Ihnen mein Kollege Czernetz 

damit eine bessere Exportstreuung entstehe gesagt hat - die Schweiz unter anderen 
und so weiter , möchte ich in Ergänzung Gesichtspunkten verhandelt hHt. Sie haben 
dessen, was der Herr Abgeordnete Mitterer unsere . Verhandlungsfühlung durch das ge
schon gesagt hat, auch dahin gehend beant- spannte Hinstarren auf die E'VG m ehr oder 
worten, daß wir j a  noch immer zum markt- weniger gehemmt, und das war eben leider 
wirtschaftlichen System gehören und daß dann das Ergebnis. Am Anfang war es ja  
die l\bßnahmen, die die Verwaltung auf noch ganz gut. Am Anfang haben ja Öster
diesem Gebiet setzen kann, sich auf Inve- reich, die Schweiz und Schweden, also die 
s titionsstützen, Investitionshilfen und auf Ex- kleinen Staaten, gemeinsam versucht, ihre 
portförderung beschränken müssen. Die Unter- Vorschläge zu machen, also 50 Prozent anZll
nehmungen müssen selbst bedacht sein, daß bieten ohne Ausnahme unter Vorbehalt der 
ihre so dringend notwendige und heute teil- Reziprozität . 
weise gefährdete Weltmarkt-Konkurrenzfähig- Aber dann, Herr Abgeordneter Mitterer , 
keit einzig und al!ein von der Kostenlage her ist eben das eingetreten, was normalerweise 
bestimmt wird. Was damit alles gemeint bei jeder solchen Verhandlung eintritt, daß 
ist, weiß ja jed�r, der die Produktion und nämlich die großen Staaten stärker sind , und 
ihre Kosten in

. 
Osterreich eiüc.chätzen kann. I die kleinen haben, anstatt zusammenzubleiben, 

Mit anderen Worten : ,ViI' �yerden danll so wie Östeneich versucht, auszubrechen 
auf den Weltmärkten konkurrenzfähig bleiben, und eine eigene Lösung anzustreben. Das 
WPE ,1 wir die Kostensumme für die öster- war unserer Meinung nach das Schlechte bei 
[eichische Produktion aus welchen Gründen der Verhandlungsführung. 
immer nicht überbelasten und damit die 

"-
Sie wissen selbst, daß im Verlauf der VerKonkurrenzfähigkeit verlieren. 

handlungen in Brüssel unser Bo tschafter Te]e
Hohes Haus ! Die Annahme dieser Vor- gramme an das Verhalldlungskomjtee ge-

lage, betreffend die Kennedy-Rullde, wird schickt hat - wir wissen das deshalb, weil mit den nachfolgenden Zollsellkungen, deren wir bei diesem Verhandlungskomitee dabei 
er,ste schon am 1 .  Jänner 1968 wirksam 
werden wird, dann in fünf ·weiteren Jahres
e ca ppen eine wesentliche �-'ördel'lmg und ein 
wesentliches Instrument auch für die öster
reichischen internationalen Handelsbeziehun
gell sein. In diesem Sinne darf diese Vorlage 
als eine der wichtigsten wirt�3chaftspolitischen 
Vorlagen aus die�em Jahr 1967 gewertet 
werden . (Beifall bei der Ov P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Ab
geordnete Dr. Staribacher. Ich erteile es 
ihm. 

gewesen sind -, worin er gesagt hat : Bremst, 
es hat doch keinen Sinn, durch einen be
sondet en DI uck bei den Verhandlungen die 
E\VG zu verärgerl\l. - :Man hat anscheinend 
die Idee gehabt : \Vir werden uns ja nicht 
unseren zukünftigen Außent.arif selbst irgend
wi<.> herunterreißen. 

Ich muß Sie fragen, Herr Vizekanzlel' 
und meine Herren von der Öst.erreichischen 
Volkspartei, die Sie diesem System oder 
dieser Idee nachgelaufen sind : 'Was hauen 
wir damit erreicht ? - Die EWG hat ihre 

Abgeordneter D r .  Sfaribacher (SPÖ) : Herr Politik uns gegenüber durchgesetzt, und wir 
Präsident ! Hohes lbus ! Ich möchte gleich haben keine wie immer gearteten besonderen 
auf die Ausführungen des Herrn Vizekanzlers Vorteile herausholen können. Das Ender
eingehen und sagen : Wenn wir Sozialisten gebnis ist also, daß wir bei don Stickereien 
dem Gesetz die Zustimmung geben, so nicht . und bei anderen Artjkeln jetzt den Nachteil 
der Verhandlungsführung'. Ich werde ver- haben. 
suchen zu beweisen, warum W1l' dat:; mit Recht 
sagen können , 

Der Herr Vizekanzlel' hat jetzt erklärt, 
er habe sich bemüht, zum Beispiel für die 
Vorarlberger Strickereien (Abg. G l a s e r :  
Stickereien !) , die Vorarlbergel' Stickereien eine 
besondere Regelung herau!'lzuschlagen. Das 
ist richtig ! Die EWG hat das abgelehnt. 
Ich frage mich allerdings : Wieso ist es dann 
der Schweiz gelungen, für ihre Textilien, 
und zwar für typisch schweizerische Texti-

Es sind ja nicht llUl' Nachteile bel den 
Stickereien eingetreten. W 0n11 man sich die 
Disparitätenliste anschaut, wo Österreich d<?r 
erste oder der zweite Lieferant gegenüber 
der EWG ist, so müssen wir feststellen , daß 
wir nur bescheidene Zugeständnisse gekriegt 
haben ; zum Beispiel auf dem Textilsektor 
bei Kammgarnen 5 Prozent respektive 10 Pro
zent . Das heißt : Die E\VG hat überhaupt 
keine zusätzlichen Zugeständnisse gemacht . 
Bei künstlichen Spinnstoffen oder Zellwolle , 
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wo wir mit 3,258 .000 Dollar an der ersten aber davon überzeugt un d deswegen 
Stelle liegen , haben wir eine Senkung von begh'H::kwünsche ich ja den Herrn Ackerbau-
10 Prozent auf 8 Prozent durchgesetzt. Bei minister (Zwischenruf des Abg. H artl) ,  ich 
Filzhüten haben wir sage und schreibe nur habe meinen Freund Pfeifer als Bauernvertre
eine Senkung von 14 auf 10,5 Prozent e�'- tel' auch schon beglück"\vünscht -, daß zum 
reicht. Ich erinnere claran, daß jetzt eine Beispiel bei einer ZolLHkung für Einfuhren 
nieclerösterreichische Firma, Ita,  zusperren von Hühnern am� Amerika geeau dasselbe zu 
mußte . Sicher auch wegen der Pfulldab- erreichen gewesen wäre .  Das entsprechend 
wertung, aber nicht deswegen allein. Hätte abzu"vehren ,  haben Sie v{:>rstanden, und das 
man zum Beispiel hier größere Möglichkeiten ist Ihr Vorteil (Abg. H ar tl: Und Verdienst !) , 
gehabt, diesen Firmen beim Export durch den Sie sich daraus ge�ichert haben. 
Zollsenkungsmaßnahmen zu helfen, wäre e� Wir haben es nie verstehen können, warum 
vielleicht besser gewesen. Bei anderen vVaren die ö,'!terreiehisehe VerhandlungsdElegation nie
erreichten wir eine Senkung von 17 PlOzent mals die Möglichkeit gehl:'.b t und die Edaub 
auf 9 ,5 Prozent. Auf dem l\1etallsektor - nis btkommen hat, unsere schon autonom 
wenn ich nur die wichtigsten herausgreifen vorgenommenen Zollsenkungen in irgendeil1er 
darf - :  Bei kinematographischen Vorfüh- Form anzubieten, daß also bei uns bei Obst 

rungsapparatell , wo wir E rstlieferant sind, und llimüse nur mehl' Anwendungszölle 
'wurde nur von 15 auf 1 1  Prozent gesenkt, g(macht 'werden, daß Orangen, Bananen, 
bei Feuerzeugen, wo wir Z-"veitlieferant sind, Grapefruits zollfrei sind, claß man diese "\Va:ren
konnten wir nur von 1 5  auf 1 1  Prozent senken, gattungen nicht angeboten hat, um dafür 
bei Phantasieschmuck konnten wir nur von irgend etwas zu bekommen. Wir hoffen dabei , 

1 8  auf 1 1 ,5 Prozent senken. Dies deshalb, daß es doch nicht d ie Idee der Bundesregie-

. weil wir eben bei diesen Disparitätlisten- rung ist, hier wieder einmal Fi�kalzölle eill
verhandlungen nicht unsere ganze Kraft ein- zuheben. v\Tenn man das nicht will, dann muß 
gesetzt haben. ich fragen : Warum hat man d iese Anbote 

Ich habe schon im Ausschuß gesagt nicht gemacht, um für die Industrie entspre-
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. S c h l e i n z e r  betritt den ehende Zollsenkungen zu bekommen ? Ich 
Saal und begibt sich zu seinem Platz.) Es weiß, Herr Landwirtschaftsminhter, Sie haben 
freut mich, daß der Herr Ackerbauminister das verhindert. Ich nehme nicht an, daß Sie 
jetzt hereingekommen ist. Ich habe meinen jetzt Orangen produzieren werden - außer 
Freund Pfeifer schon beglückwünscht, weil im Palmenhaus, und dort wachsen sie auch 
es der Landwirtschaft geglückt ist, sich bei nicht besonders gut. (Abg. H artl :  Und sauer 
diesen Verhandlungen sehr gut herauszu- sind sie !) Es war also doch so, daß hier eine 
halten - sehr gut herauszuhalten ! entsprechende Möglichkeit bestanden hätte, 

Ein großer Sieg : Wir haben die Amerikaner die Sie leider nicht genutzt haben. Wir glau
dafür gewonnen, daß sie bei Schischuhen den ben daher - und das ist ja das, was uns so 

Zoll von 5 Prozent auf 0 Prozent senken und erschüttert -, daß es möglich gewesen wäre, 
die Manikürzeuge jetzt auch begünstigt wer- ein besseres Ergebnis zu erzielen. 
den. Wir haben dafür den Amerikanern nichts Es wurde heute schon auf den Briefwechsel 
anderes zugesagt, als daß wir für diese Super- hingewieoon, der den Erläuternden Bemerkun
autos, für diese riesigen amerikanischen Stra- gen beigedruckt ist. Deshalb haben wir ihn 
ßenkreuzer, die schon deshalb verboten gehö- auch nicht zu beschließen - Gott sei Dank, 
ren, weil dann, wenn ein solches Fahrzeug weil wir dem, was die Kraftfahrzeugsteuersen. 
irgendwo steht, zwei kleine Volkswagen nicht kung und was allch andere Punkte betrifft, 
mehr Platz haben, weil dieser ja doppelt soviel nicht zustimmen würden. In diesem Brief
Parkplatz braucht . . .  (Abg. M·i t t e r e r :  Sie wechsel wird darauf hingewiesen - und der 
fahren auch keinen Volkswagen !) Sie irren, Herr Vize kanzler hat gesagt, daß wir diese 
ich fahre einen ! (Heiterkeit.) Trotzdem will Möglichkeit haben -, daß die Verhandlungen 
ich aber keine Volkswagen-Propaganda spätestens am 1 .  Juli 1 969 neuerdings auf
machen. (Zwischenruf des Abg. Ing. Kunst.) genommen werden, wenn nicht in der Zwi
lch will nur festhalten, daß die Senkung diel'er schenzeit auf Grund der gegenwärtig in Brüssel 
Kraftfahrzeugsteuer, die wir damals abgelehnt zwischen der österreichischen Bundesregie
haben, deswegen erkauft werden sollte oder rung und der Gemeinschaft laufenden Ver
erkauft wurde, weil wir diese Zugeständnisse handlungen gleiche oder niedrigere Zollsätze 
bekommen haben. (Abg. 1tli t t e re r : Fahr- anwendbar sind ; das heißt also : wenn es im 
räder !) Nein, nein. (Abg. M i t t e r e r :  GfJnau !) Rahmen der EWG-Assoziierungsverhandlun
Sie brauchen nur diese Pi'otokolle zu lesen. gen zu keinem K.'gebnis kommt. 
Wenn Sie d ie Erläuternden Bemerkungen E3 steht heute aber leider ziemlich fest, 
und den Briefwechsel lesen, dann finden Sie, daß wir zumindest keine Chance haben, bis 
daß das der Grund gewesen ist . Wir sind zum 1. Juli 1969 zu einem Ergebnis zu kom-
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men, und wir werden dann die Verhandhmgen 
unter wesenWch ungünstigeren Bedingullgen 
führen müssen, weil lviI' dann allein mit der 
EWG verhandeln werden. E ,  werden daher 
kaum irgendwelche Ergebnisse gezeitigt wer
den können . 

Ich möchte überhaupt sagen : Die Peli t ik, 
die jetzt VOll der Bundesregierung gemacht 
wird, zeichnet sich dadurch aus, daß in BrüsClel 
etwas anderes geredet wird oder beabsichtigt 
wird als in Genf zu m BC'ispid im Rahmen der 
Kenm dy-Rnnde . Der Tl legrammwech",.el hat 
das klar und deut lich gezeigt. Die Landwirt
schaft sagt zum B:3ispiel : W €:llll ich in der 
EWG nicht Vi eiterkomme, wmde ich mit einer 
neuen Poli: ik beginnen ! Ich muß sagen : 
Das hat mich überhaupt am mei;;ten erschiit
tert, daß die Präsidentenkonferenz der Land
wirtschaftskammern an den Herrn Bundes
minister für Land- und Forstwirtschaft ge
schrieben hat - sehen Sie, die schreibt nicht 
an einen "Ackerbauminister" ! (Heiterkeit) -, 
daß am 17.  November 1967 eine weitere Sit
zung des Drei-Kammer-Ausschusses für Geflü
gel und Eier stattgefunden hat. Es handelt 
sich dabei immer darum, daß wir die Zollfrei 
heit für die Weihnachts ware, für Eier und 
Geflügel, wenn im Inland nicht genügend vor
handen ist, mit den anderen Kammern, der 
Bundeskammer und der Landwirtschaftskam
mer, verhandeln. (Abg. Dr. P i t t e r m a n n : 
Eierparlament !) Eierparlament" jawohl ! Wir 
haben dort beschlossen, daß ", ir den Zoll 
von 320 S auf 1 60 S je 100 kg senken 
sollen, und wir haben das dem Herrn Bundes
minister für Land- und Forstwirtschaft empfoh
len. 

Dann hat die Landwirtschaftskammer eine 
neue Idee gehabt : Mit Rücksicht auf die 
Verordnung der Europäischen Wirtschafts
gemeinschaft vom 26. Oktober 1967 zur Fest
setzung der Erstattung bei der Ausfuhr auf 
dem Eiersektor für den Zeitraum vom 1 .  No
vember 1967 an - Verordnung Nummer 768/ 
67 J der Kommission -, in der eine Erstattung 
an Drittländer für frische Hühnereier von 
15 Groschen je Stück festgelegt wurde, spricht 
sich die Präsidentenkonferenz der Landwirt
schaftskammern dagegen aus, die vorgesehene 
autonome Ermäßigung deR österreichischen 
Eierzolls auf die Hälfte auch den EWG-Län
dern zu gewähren. - Wir Österreicher gewäh
ren also den EWG-Ländern jetzt nicht die 
Zollermäßigung, die wir gegenüher dem Osten 
und gegenüber den anderen Staaten gewähren ! 
Was ist denn das für eine neue Politik , wo 
soll denn das hinführen � (Abg. Dr. P i t t e r
m a n n :  Sanktionen sind das I) Das heißt. doch 
wirklich, mit völlig untauglichen Mitteln zu 
versuchen, nur eine Verärgerung herbeizufüh-

ren . 'Vas mich nur gew undert hat - Herr 
Kollege Mussil, hören Sie her ! (Heiterkeit -
Abg. Dr. Muss i l .· "Hö,oen Sie zn",  un-i. "Hören 
Sie her" I) - : Die BUlldeskammer hat sich 
bd dieser Frage der Stimme enthalten. Der 
Arbeiterkammertag hat sich dagegen allsge
sprodlfm. (Abg. Dr. M 1.l s s i l :  Da.s habe ich 
mir so vorgestellt 1 - Heiterkeit.) Herr Gene
ralsf'kretär Mussil ! Wie Sie das dann mit der 
EWG-Politik der Bundesregierung koordinie
ren werden, darauf bin ich SChOll gespannt . 
(Abg. Dr. M u s s i l :  Das iiberlas8en Sie ruhig 
ml�r l - A bg.  Ing. K 'un 8 t :  Bei der Konzept
losigkeit der Ö VP spielt dfw keine Rolle !) 

Unserer Meinung nac h w äre wesentlich mehr 
zu erreichen gewesen , wenn man d.iese Ver
handlungen zidbewußt, Entsprechend elen 
österreichisehell Bedürfnis�en und. der derzeit 
gegebenen Lage - und cla5 ist. die EFTA
Zugehörigkeit und nic ht eine zu erwartende 
Assoziierung mit der EWG -, geführt hätte. 

Nun noch eine Kleinigkeit. Herr Abgeord
neter Mitterer, Sie haben hier vorgelesen, daß 
eine Rentnerorgallisatioll , noch dazu eine 
sozialistische . . .  (Zwischenruf des Abg. M a
c h u n z e.) Sie haben nicht zugeh ört , Herr 
Kollege Machunze ; Sie sind auch immer für 
die Rentner ! (Abg. Dr. H a u s e r :  Das war 
die Bodensee- Runde und nicht die Kennedy
Runde ! ) Da haben Sie schon recht. Diese 
Rentnerorganisation hat also vorgeschlagen, 
sie machen eine Organisationsfahrt nach 
Deutschland, und die sollen dort einkaufen. 
(Rute : In die Schweiz !) Ja, in die Schweiz. 
(ZwisGhenrute der Abg. M i t  t e r e r und Dipl. 
Ing. H ämme'l'le.) Ja, ich gebe es zu! Ich 
habe es zwar noch nicht geprüft, aber ich bin 
davon überzeugt, daß das, was Sie hier vor
gelesen haben, richtig ist. Ich frage nur, was 
daran so furchtbar ist. Erstens einmal lebt 
der Fremdenverkehr in den westlichen Bun
desländern sehr gut - ich denke nur an die 
vielen Autohusse, die Samstag, Sonntag von 
Deutschland nach Salzburg kommen und dort 
genau dasselbe tun. (Abg. Ing. K u n s t :  
Nach Innsbruck I) Natürlich auch nach Inns
bruck. Darauf redet sich aber auch niemand 
aus. Das ist der Punkt 1 .  Aber Punkt 2 ist 
noch etwas anderes ! (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s s i l. - A bg. Dipl. -Ing. H ä m m e r le : 
Die Schweizer haben 24 Stunden Reisezeit, 
dann dürfen sie erst was mitnehmen ! Das 
haben wir nicht I) Herr Abgeordneter Häm
merle, es hätte mich viel mehr interessiert 
und würde mir ungeheuer imponieren, wenn 
Sie gesagt hätten, daß es noch viele andere 
Durchstechereien gibt ! Zum Beispiel, daß 
Importeure Waren, die hereinkommen, unt€r 
die 500 S-Grenze adressieren - Sie wissen ja, 
dann sind sie zollfrei - und daß sie dann 
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größere Importe tätigen, die wirklich die öster
reichische Wirtschaft schädigen. Da rühren 
Sie sich nicht. (Abg. M i t t e r e r :  Die werden 
verzollt, und die werden gepascht !) Nein ! 
(Abg. M i t t e re r :  Was denn I) Die werden 
eben nicht verzollt, Herr Abgeordneter Mit
terer ! Die sind zollfrei ! Es ist Ihr Pech : 
Die werden nicht verzollt, und da rühren Sie 
sich nicht ! Aber wenn die Rentner hinüber
fahren und dort ein bisserl was kaufen, dann 
regen Sie sich auf ! (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Machunze  : Er regt sich doch nicht auf I) 
Natürlich ! Natürlich regt er sich auf ! 

Aber ich sage Ihnen auch noch, daß der 
zuständige Herr Minister Möglichkeiten hätte 
- ihm sind die Fälle bekannt ; er will es sogar 
abändern -, er könnte sogar mit Hilfe von 
Verwaltungsstrafen entsprechend durchgreifen. 
Aber davon hört man nichts. Herr Abgeord
neter Hämmerle, da haben Sie ein reiches 
Betätigungsfeld, wirkliche Durchstechereien 
- wie Sie solche jetzt bei den Rentnern "ent
deckt" haben - abzustellen. (Abg. Machunze  : 
Aber Kollege Staribacher ! - Abg. Dr. M us
s i  l : Das sind organisierte Fahrten 1 Die8e 
Konsumkraftströme werden ins A'usland abge
lf!,nkt 1 - Ironische Heiterkbit bei der SPÖ.) 
Herr Abgeordneter Mussil ! Ich kann mir 
ungefähr den Konsumkraftstrom eines Rent
ners vorstellen ! ( Neuerliche H eiterktit bei der 
Sp(J.) Das ist nicht einm'tl ein Rinnsal ! 
(Abg. M i t t e r e r :  Aber wenn er 40 S für die 
Fahrt zahlt, muß es sich auszahlen 1 - Der 
Prä s i d e n t  g'ibt das Glockenzeichen.) Meine 
Herren ! Schauen Sie sich doch die Durch
stechereien an, die . von Ihren Importeuren, 
die Sie zu vertreten hätten - ich sage gar 
nicht, daß Sie sie vertreten -, getätigt werden ! 
Was da für eine Konsumkraft hinausströmt ! 
Und dann kommen Sie mit den Rentnern 
daher ! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. M us
s i  l: Eines tut Ihnen leid : Daß Sie da8 ver
anstaltet haben !) Erstens habe ich es nicht 
veranstaltet. Ich bin ausnahmswei"!e einmal 
unschuldig. Angeblich war es der Sozialisti
sche Rentnerverband. Ich bin überzeugt 
davon, Sie machen damit eine ganz gute Pro
paganda für ihn. In Vorarlberg gibt es ja  
einige solcher Regelungen, wie zum Beispiel 
das Betriebsaktionengesetz, das auch durch 
eine Volksabstimmung aufgehoben worden 
ist . Sie sehen, die Vorarlberger sind in der 
Beziehung liberaler. (Abg. M i n k o w i ts c h : 
Siehe Fussach I) Das ist ein alter Hut ! 

leb kann Ihnen noch einmal sagen : Wenn 
Sie diese Durchstechereien abstellen wollen, 
gibt es dafür hunderterlei Möglichkeiten. Fan
gen Sie aber nicht beim Rinnsal an, sondern 
wirklich bei den Einkommensströmen, die dort 
hinausströmen ! Da werden Sie für den Finanz
minister wesentlich mehr kriegen. 

Mit dem, was Herr Vizekanzler Bock zum 
Schluß gesagt hat, möchte ich auch schon 
schließen. Es wird gesagt, die Kostenlage sei 
das entscheidende. Da klingt immer so durch ,  
daß, wenn sich die Kostenlage jetzt wesent
lich verschlechtert, natürlich die Gewerk
schaft�n schuld daran sind, weil sie jetzt 
wieder Lohnforderungen stellen, und diese 
bedrohen die Kostenlage. Dazu möchte ich, 
nur um ein Beispiel zu bringen, folgendes 
sagen : Bei den Metallarbeitern geht es jetzt 
um Zehntel- ,  fast um Tausendstelprozente bei 
den Lohnverhandlungen. Bei den Lebens
mittdarbeitern war es nicht sehr viel besser . 
aber darüber werden wir uns ein anderes Mal 
unter b alten. (Ruf bei der (j V P :  Nicht ablen
ken I) Eines steht aber auf alle Fälle fest, 
meine Herren ! Bei den internationalen Ver
handlungen wäre es wirklich gegangen, wäre 
es vielleicht möglich gewesen ; wir glauben es 
sogar und sind überzeugt - schließlich und 
endlich sind wir ja bei den Verband.lungen 
dabei gewesen -, wenn man dort mehr 
angeboten hätte, hätten wir mehr erreichen 
können, hätten wir für unsere österreichische 
Industrie einige Prozent Zollsenkungen durch
setzen können gegenüber den EWG-Staaten, 
gegenüber Drittländern, vielleicht sogar gegen
über Amerika. Die Schweiz, Schweden und 
andere kleine Staaten haben das getan. Dort 
ging es um Prozente, die hat man vernach
lässigt und negiert. Bei den Löhnen geht 's 
genauso um Prozente. Da wird gesagt : 
Dort soll man hart sein, denn das kann die 
österreichische Wirtschaft nicht vertragen. 
(Zwischenruf des A by. Dr. Haus e r.) Meine 
Herren ! Bemühen Sie sich überall so gut, wie 
Sie es bei den Löhnen machen, dann, muß ich 
sagen, ist mir um die österreichische -Wirt
schaft nicht bang ! Dann muß allerdings die 
österreich ische Bundesregierung eine andere 
Politik machen. (Lebhafter Beifall bei der 
SP(J.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Vizekanzler Dr. Bock. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Vizekanzler Dr. Bock: Herr Prä
sident ! Hohes Haus ! Ich möchte mich 
selbstverständlich nicht wiederholen mit dem, 
was ich vorhin schon von der völligen Unbe
weisbarkeit der Behauptung festgestellt habe, 
daß die österreichische Delegation nicht be
müht gewesen wäre, ein Optimu� und Maxi
mum zu erzielen. Aber der Herr Abgeordnete 
Staribacher hat mit einem Satz die ganze 
Argumentation gegen das angeblich unge
nügende Ergebnis für Österreich in der Ken
nedy-Runde selbst widerlegt, indem er ge
sagt hat : Aber die Regierung hat sich selbst 
natürlich nicht den Außentarif herunterge-
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rissen. - Stimmt, Herr Abgeordneter Stari
bacher ! Ganz genau das ist es. Ohne Gegen
leistung haben wir keine Zollkonzession ge
geben. 

Und außerdem war noch eine zweite Grenze 
gesetzt, nämlich in j enen Fällen, wo die 
Aufrechterhaltung des bisherigen Zolles ein 
berechtigtes und notwendiges Schutzinteresse 
für die österreichische Produktion darstellt 
im Sinne der Aufrechterhaltung der Arbeits
plätze. Ich glaube, das war eine gute Politik. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. - Der Herr Berichterstatter ver
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur Abstimmung, die 
ich über beide Vorlagen getrennt vornehmen 
werde. 

Bei der getrennt durchgeführten A b 8 t i m
mung wird e inst immig dem Genfer Protokoll 
8amt österreichi8cher Konzession8liste und Note 
die Gen e h m i gun g erteilt und die Erla8sung 
eines Bundesgesetze8 be8chlo88en. 

Sodann wird der Ge8etzentwurf in zwei ter  
und dri t t er  Lesung ein8timmig zum 
B e schluß erhoben. 

4. Punkt : Bericht des Unterrichtsausschusses 
über den Antrag der Abgeordneten Harwalik, 
Dr. Stella Klein-Löw, Dr. Scrinzi und Ge
nossen (60jA), betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über vorüber
gehende Maßnahmen betreffend die Abhaltung 
von Rigorosen an den Rechts- und staats
wissenschaftlichen Fakultäten der Universi
täten und an der Sozial-, wirtschafts- und 
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Hoch
schule für Sozial- und Wirtschaftswissenschaf
ten in Linz abgeändert wird (672 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 4. Punkt 
der Tagesordnung : Abänderung des Bundes
gesetzes über vorübergehende Maßnahmen be
treffend die Abhaltung von Rigorosen an den 
Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakul
täten der Universitäten und an der Sozial- , 
wirtschafts- und rechtswissenschaftlichen Fa
kultät der Hochschule für Sozial- und Wirt
schaftswissenschaften in Linz. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Josef Gruber. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Josef Gruber : Hohes 
Haus ! Dem Gesetzentwurf, über den ich zu 
berichten habe, liegt ein Initiativantrag der 
Abgeordneten Harwalik, Dr. Stella Klein-Löw 
und Dr. Scrinzi zugrunde. 

Der Gesetzgeber hat schon im Jahre 1 963 
die Möglichkeit geschaffen, die Rigorosen 
in vereinfachter Form durchzuführen. Seit 
dem 1 .  Oktober dieses Jahres ist eine Neu
regelung in Kraft, die aber in der Praxis 
zu unüberwindlichen Schwierigkeiten geführt 
hat. Der gegenständliche Antrag soll nun 
den Zustand wiederherstellen, wie er vor 
dem 1 .  Oktober gewesen ist, das heißt, die 
Anwesensheitspfiicht sämtlicher Prüfer bei 
den Rigorosen an der juridischen Fakultät 
soll nur auf die jeweils letzte zulässige Wieder
holungsprüfung eingeschränkt sein. 

Der Unterrichtsausschuß hat diesen Ini
tiativantrag in seiner Sitzung vom 23. No
vem ber in Beratung gezogen und einstimmig 
angenommen. 

Ich stelle namens des Unterrichtsausschusses 
den A n t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er
teilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor
liegen, beantrage ich, General- und Spezial
debatte unter einem durchzuführen. 

Präsident : Zum Wort ist niemand gemeldet. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A bstimmung wird der Ge8etz
entwurf in der Fassung des A U8schußberichtes 
in zweiter  und drit ter  Lesung e i nst immig 
zum Beschluß erhoben. 

Präsident : Die Tagesordnung ist e r s c h ö p ft. 
Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für morgen, 

Mittwoch, den 6. Dezember, um 9 Uhr mit 
folgender Tagesordnung ein : 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlagen (630 und Zu 630 
sowie 656 der Beilagen) :  Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1968 (650 der Beilagen).  

Spezialdebatte über die Beratungsgruppe X; 
diese umfaßt : Kapitel 65 : Verkehr, Kapitel 78 : 
Post- und Telegraphenanstalt, Kapitel 79 : 
Österreichische Bundesbahnen, Kapitel 66 : 
Verstaatlichte Unternehmungen. 

Die Sitzung ist g e s c hl o s s en. 

SchluJi der Sitzung: 16 Uhr 40 �Iinuten 
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